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Stenographisches Protokoll.
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Beginn der Sitzung: 11 Uhr 40 Minuten vormittags.

Vorsitzende: Präsident Seitz, zweiter
Präsident Hauser, dritter Präsident Dr. Ding-
hofer.

Schriftführer: Proft, Schönsteiner.

Vorsitzender im Kabinett: Staatssekretär
Dr. Mayr.

Staatssekretäre: Hanusch für soziale
Verwaltung, Breisky für Inneres und Unter¬
richt, Dr. Roller für Justiz, Dr. Reisch für
Finanzen, Haueis für Land- und Forstwirtschaft,
Heinl für Handel und Gewerbe, Industrie und
Bauten, Dr. Renner für Äußeres, Dr. Deutsch
für Heereswesen, Dr. Pesta für Verkehrswesen, Tr.
Ellenbogen.

Unter st aatssekretäre: Glöckel und
Miklas im Staatsamte für Inneres und Unter¬
richt, Dr. Resch und Dr. Tandler im Staats¬
amte für soziale Verwaltung.

Leiter., des Staatsamtes für Volks-
ernührung: Ministerialrat Dr. Grünberger.

Auf d er Bank der Regierungsvertreter:
Sektionschef Dr. Grimm und Oberfinanzrat Dr.
Gruber vorn Staatsamt für Finanzen, Sektivns-
rat Dr. Schwegel von der Staatskanzlei,
Ministerialrat Dr. Wilfling vom Staatsamt für
Finanzen, Sektionschef Dr. Kralowsky und
Ministerialsekretär Dr. Hecht vom Staatsamte für
Heereswesen.

Präsident Dr. Dinghofer: Ich erkläre die
Sitzung für eröffnet.

Das Protokoll über die Sitzung vom
20. Juli ist unbeanstündet geblieben, demnach
als genehmigt zu betrachten, jenes über die
Sitzung vom 22. Juli liegt in der Kanzlei zur
Einsicht auf.

Es ist eine Zuschrift eingelangt, mit der
die Einbringung einer Vorlage der Staatsregierung
angekündigt wird. Ich ersuche um Verlesung
dieser Zuschrift.

Schriftführerin Proft (liest):
„Auf Grund der mir in der Sitzung des

Kabinettsrates vom 21. Juli 1920 erteilten Er¬
mächtigung beehre ich mich, den Entwurf eines

Gesetzes, betreffend die Verwendbarkeit, der
von der Gemeinde Graz auf Grund des
mit landesgesetzlicher Ermächtigung auf¬
genommenen Anlehens auszugebenden Teil-
schuldverschreibungen zur fruchtbringenden
Anlegung von Stiftnngs-, Pupillar- und
ähnlichen Kapitalien (969 der Beilagen), mit
dem Ersuchen zu übersenden, diesen Entwurf als
Vorlage der Staatsregierung der verfassungsmäßigen
Behandlung zu unterziehen.

Bemerkt wird, daß die Stadtgemeinde Graz
mit Rücksicht auf die außerordentliche Dringlichkeit
der Angelegenheit ersucht hat, es möge der Gesetz¬
entwurf noch in der jetzigen Tagung der National¬
versammlung behandelt werden.

Wien, 22. Juli 1920.

Reisch."

Präsident Dr. Dinghofer: Mit Rücksicht
auf die besondere Dringlichkeit dieser Vorlage ist
der Wunsch geäußert worden, sie sofort einen: Aus¬
schüsse zur Beratung zuzuführen. Ich konnte nur
dann in diesem Sinne Vorgehen, wenn von keinem
Mitgliede des hohen Hauses eine Einwendung
erhoben wird, ich mich daher der Zustimmung des
ganzen hohen Hauses versichert halten kann. (Nach
einer Pause:) Es wird keine Einwendung erhoben,
ich nehme daher an, daß das hohe Haus mit der
sofortigen Zuweisung der Vorlage einver¬
standen ist, und zwar werde ich dieselbe dem
Finanz- und Budgetausschusse znweisen.

Meine Herren! Bevor wir in die Tagesordnung
eingehen, sehe ich mich veranlaßt, auf die bedauer¬
lichen Vorkonmmisse, welche sich gestern anläßlich
einer Rede des Abgeordneten Dr. Bauer hier in
diesen: Hanse ereignet haben, kurz znrückzukommen. Es
war mir als Vorsitzendem nicht nröglich, alles zu
übersehen und insbesondere jene Herren sofort fest¬
zustellen, welche die Würde des Hauses dadurch
mißachtet haben, daß sie sich einem Abgeordneten
gegenüber zu Tätlichkeiten haben Hinreißen lassen. Ich
muß dies auf das Schärfste mißbilligen und kann
daher nicht umhin, diesen beiden Herren, welche jetzt
festgestellt sind — es sind dies die Herren Abge¬
ordneten Dannereder und Witternigg — auch
den Ordnungsruf zu erteilen.

Ich möchte nur an alle Mitglieder des hohen
Hauses die Bitte richten, zu trachten, daß derartige Vor¬
fälle doch unter allen Uinständen hier unmöglich sind.
Es ist ja begreiflich, daß man sich manchmal vielleicht in
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seelischer Erregung zu Taten Hinreißen läßt, die man
dann bei ruhiger Überlegung selbst bereut. Aber
gerade von uns als Führern des Volkes muß die
größte Selbstzucht verlangt werden und in diesem
Sinne stelle ich die Bitte an das hohe Haus, selbst
miteinander und zueinander zu helfen, daß derartige
Vorkommnisse sich in Hinkunft nicht mehr ereignen.

Wir kommen jetzt zur Tagesordnung.
Erster Gegenstand derselben ist die dritte
Lesung des Gesetzes über die Voraus¬
setzungen der Übernahme österreichischer
Kriegsanleihe als Schuld der Republik
Österreich.

Wünscht jemand hiezu das Wort? (Bericht-
erstatte,)' Kollmann: Ich bitte!) Ich bitte, Herr
Berichterstatter.

Berichterstatter Kollmann: Bezüglich der
Abstimmung zur dritten Lesung hätte ich um
folgendes zu bitten. Es hat der Herr Abgeordnete
Partik zu § 3, Alinea 5, einen Antrag ein¬
gebracht. Es soll heißen: Alinea 5 alt, Alinea 6
des Ansschnßantrages. Es wäre demnach die Ab¬
stimmung über Z 1 bis § 3, Alinea 5, des Aus¬
schußantrages unverändert beiznbehalten, Alinea 6
des Ausschußantrages wird durch den Antrag
Partik ersetzt, das übrige Gesetz bleibt un¬
verändert.

Präsident Dr. Dinghofer: Wünscht sonst
noch jemand das Wort? (Niemand meldet sieh.)

ist nicht der Fall. Ich fasse die Ausführungen
des Herrn Berichterstatters dahin auf, daß der
gestrige Beschluß, welcher hinsichtlich dieses Gesetzes
in zweiter Lesung gefaßt worden ist, dahin geändert
werde, daß der Antrag Partik an Stelle § 3,
lllinea 5, als § 3, Alinea 6, eiugesügt werde.
Ich nehme an, daß die Herren einverstanden sind,
dag wir über das Gesetz in dieser geänderten
Form zur Gänze unter Einem abstimmen. (Zu¬
stimmung.)

2ch bitte daher die geehrten Frauen itiib
Herren, welche dem Gesetze in dritter Lesung
zustimmen wollen, sich von ihren Sitzen zu erheben.
(Geschieht.) Das Gesetz über die Voraus¬
setzung eu der Übernahme österreichischer
Kriegsanleihe als Schuld der Republik
Österreich ist auch in dritter Lesung erledigt.

®er Ztveite Punkt der Tagesordnung
ist der Bericht des Finanz- und Budget¬
ausschusses über die Vorlage der Staats-
regierung (918 der Beilagen), betreffend
die Führung des Staatshaushaltes vom
1. August bis 31. Dezember 1920 (933 der
Beilagen).

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete
Schiegl. Ich ersuche ihn, die Verhandlung eiu-
zuleiten.

Berichterstatter Schiegl: Hohes Haus! Die
Grundlage für die Gebarung des Staatshaushaltes
bildet gegenwärtig das Gesetz vom 25. Juni 1920,
St. G. Bl. Nr. 275, über die Führung des
Staatshaushaltes vom 1. bis 31. Juli 1920. Es
ist nun notwendig, daß für die weitere Zeit für
den Staatshaushalt Vorsorge getroffen wird. Die
Staatsregierung hat daher ein Budgetprovisorium,
und zwar für die Zeit vom 1. August bis 31. De¬
zember 1920 eingebracht. Es wurde dabei auf das
parlamentarische Kalendarium Rücksicht genommen,
da wir jetzt in die Sommerserien und daun später
in die Wahlen eintreten und infolgedessen bis Ende
des Jahres 1920 vorgesorgt werden muß.

Für dieses Budgetprovisorium werden die gleichen
Bestimmungen, wie sie schon im lausenden Budget¬
provisorium enthalten sind, vvrgeschlagen. Eine Änderung
würde nur im § 2 eintreten. Es handelt sich hier
darum, daß die Ziffer für die angesprochene Kredit-
ermächtigung anders festgesetzt wird wie für den
Monat Juli, und zwar mit einem verhältnismäßig
geringeren Betrage. Es wurde für den Monat
Juli eine Kreditermächtigung von 2000 Millionen
Kronen augesprochen und es soll nun für die
nächsten fünf Monate eine Kreditermächtiguug im
Betrage von 4000 Millionen Kronen gewährt
werden, so daß insgesamt für die Zeit von: 1. Juli
bis zum 31. Dezember 1920 eine Kreditermächti-
guug im Betrage von 6000 Millionen Kronen
gegeben werden soll. Es soll außerdem ein neuer
Punkt 4 in den § 2 eingefügt werden, und zwar
aus dem Gründe, weil die 6000 Millionen Kronen
für die Deckung des Defizits Verwendung finden
sollen, während für die Beschaffung von Lebens¬
mitteln und Rohstoffen weitere Kredite gebraucht
werden.

Bei der Beratung im Finanz- und Budget-
ausschuß wurde nun der Antrag gestellt, es möge
von der Regierung den autonomen Gebietskörper-
schaften für die unabweisbaren Kreditbedürfnisse, die
sie auf eine andere Weise zu decken nicht in der
Lage sind, mit 5 V2 Prozent verzinsliche und
nach längstens fünf Jahren rückzahlbare Darlehen
unter zu vereinbarenden Rückzahlungs- und Siche-
rungsbediuguugen gewährt werden. Es wird für
diesen Zweck eine Kreditermächtigung im Betrag
von 800 Millionen Kronen augesprochen.

Bereits im Gesetze vom 25. Juni 1920,
St. G. Bl. Nr. 275, wurde ein weiterer Kredit
augesprochen, und zwar hu § 4, womit die Staats-
regierung ermächtigt wird, zwecks Einführung der
elektrischen Zugsförderung aus den Staatsbahnen
der Republik Österreich und den vom Staate
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betriebenen Privatbahnen die geeigneten Vorkehrungen
im Rahmen der für das Verwaltungsjahr 1920/21
finanzgesetzlich festzustellenden Mittel zu treffen und
Reallaften in die für die zu elektrifizierenden Staats-
bahn strecken eröffnten Eisenbahnbucheinlagen ein¬
tragen zu lassen. Diese Bestimmung soll weiters in
Wirksamkeit bleiben.

Es ergibt sich daraus, daß eigentlich durch
das Budgetprovisorium vier Kreditermächtigungen
bewilligt werden, und zwar eine im Betrage von
vier Milliarden zur weiteren Deckung des Defizits,
eine im Betrage von 800 Millionen zur Kredit¬
beschaffung für die autonomen Gebietskörperschaften,
eine Kreditermächtigung zur Beschaffung von Lebens-
mitteln und Rohstoffen aus dem Auslande und
ferner die Kreditermächtigung hinsichtlich der Elektri¬
fizierung der Zugsförderung.

Bei der Beratung der Vorlage ini Finanz-
und Budgetausschnsse wurde der Wunsch ausgedrückt,
cs möge in den verschiedenen Zweigen der Ver¬
waltung eine Ersparung durchgeführt werden und es
wurde diesbezüglich hingewiesen, daß endlich einmal
mit der Liquidierung der Armee im Felde auf¬
geräumt werden soll. Diese Liquidierungskosten sinll
enorm hohe und es ist nicht abzuschen, wann
eigentlich diese Liquidierung beendet sein wird. Es
ist dabei noch zu konstatieren, daß die kriegsärarischen
Betriebe immer noch bureaukratisch geführt werdet!.
Es wurde nach dieser Richtung hin der Wunsch
ausgesprochen, es solle eine Änderung eintreten, und
weiters wurde noch der Wunsch ausgedrückt, es
möge ein Warenaustausch zwischen der Landwirt¬
schaft und der Industrie eintreten, welcher im
Interesse der Industrie und der Landwirtschaft liegt.

Der Finanz- und Budgetausschuß hat der
«Vorlage der Staatsregierung einhellig zugestimmt,
er hat auch dem Abänderungsantrag zugestimmt, der
darin besteht, daß im § 3 die Kreditermächtigung
zugunsten der autonomen Gebietskörperschaften durch¬
geführt wird. Ich bitte das hohe Hans dem Be¬
schluß des Finanz- und Bndgetansschuffes bei¬
zutreten.

Präsident Dr. Dinghofer: Als Vertreter
der Regierung sind zu diesem Gegenstände er¬
schienen: Herr Sektionschef Dr. Grimm und Ober¬
finanzrat Dr. Gruber seitens des Staatsamtes für
Finanzen. Ich erlaube mir, diese beiden Herren
dem Hause vorzustellen.

Mit Zuftimnlung der hohen Versammlung
werde ich die General- und Spezialdebatte
unter Einem durchführen. Zum Worte gemeldet
hat sich der Herr Abgeordnete Tomschik. Ich
erteile ihm das Wort.

Abgeordneter Tomschik: Hohe National¬
versammlung! Ich habe mich hauptsächlich deshalb

zum Worte gemeldet, weil die öffentlichen Ange¬
stellten in der letzten Zeit neuerlich an die Regierung
herangetreten find und ihre Forderungen gestellt
haben und es dringend notwendig ist, daß die Re¬
gierung zu diesen Forderungen Stellung nimmt.'
Ich möchte vorausschicken, daß bereits im vorigen
Jahre, und zwar in: März des vorigen Jahres, als 4
der Streik der Eisenbahner ausgebrochen ist, Ver¬
handlungen mit der Regierung geführt wurden. Die
Regierung hat damals den Bediensteten, nicht nur
den Eisenbahnbediensteten, sondern den gesamten
öffentlichen Angestellten einen Übergangsbeitrag,
einen monatlichen Betrag zugesprochen, der mit
Rücksicht auf die inimer steigende Teuerung dann
später nicht nur einmal, sondern in einem Atonale
öfters gegeben wurde, und gleichzeitig hat sie das
Versprechen gegeben, daß die Besoldnngsreform bis
zum August des Jahres 1919 erledigt werden soll.
Nun haben sich aber Schwierigkeiten ergeben. Es
wurde zwar der Besoldungsrefobmentwurf vorn
Staatsanrte für Verkehrswesen der Personalver¬
tretung der Eisenbahnbediensteten vorgelegt, es
wurde auch von der Regierung in Aussicht ge-
mommen, eine Besoldungsreform bei den gesamten
öffentlichen Bediensteten vorzunehmen; das Staats¬
amt des Verkehrs hat nun, wie gesagt, der Per¬
sonalvertretung einen solchen Entwurf der Besoldungs-
resornl vorgelegt und die Personalvertretung hat
nun zu diesem Entwurf Stellung genommen.

Nachdem aber so schwierige Aufgaben zu be¬
wältigen gewesen sind, nachdem ja so umfangreiche
Verhandlungen notwendig waren, hat sich selbstver¬
ständlich die Fertigstellung des Entwurfes ver¬
zögert.

Es ist nun im Herbst des vorigen Jahres
niit Rücksicht auf die immer mehr ansteigende
Teuerung neuerlich zu Forderungen der öffentlichen
Angestellten gegenüber der Regierung gekonnnen, um
die'Lage der öffentlichen Angestellten aufzubessern.
Die Regierung ist damals mit der Idee hervor¬
getreten, eine paritätische Lohnkouunission zu bilden,
und zwar bestehend aus den Vertretern der Organi¬
sationen, der gewählten Personalvertretungen, wie
sie hauptsächlich beim Verkehrspersonal schon bestanden
haben, und aus Vertretern der Arbeitgeber, das
heißt, des Staates, des Landes Niederösterreich und
der Gemeinde Wien. Es wurde zuerst die Idee
ventiliert, ob nicht eventuell eine Naturalversorgung
der öffentlichen Angestellten möglich sei, wie sie von
ihm gefordert wurde, um gegen die Teuerung einiger¬
maßen geschützt zu sein. Nun hat sich aber ergeben,
daß eine solche Naturalversorgung unmöglich ist.
Das Staatsanit für Volksernährung hat erklärt,
daß es ganz ausgeschlossen sei, eine solche Natural¬
versorgung durchzuführen. Da eine solche Natural-
versorgung nicht durchznführen war, war es also
klar, daß eine andere Regelung Platz greifen muß,
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um den öffentlichen Angestellten gegenüber der
Teuerung zu Helsen.

Nun hat die Regierung damals ein Über¬
gangsbesoldungsgesetz eingebracht, das am 1. Jänner
wirksam werden sollte. Dieses Gesetz ist im De¬
zember vorigen Jahres beschlossen worden, die
Dnrchsührung hat aber lange aus sich warten lassen.
Es wurde daher im Dezember noch ein einmaliger
nicht wiederkehrender Beitrag gegeben, um für die
öffentlichen Angestellten gegenüber der Teuerung
etwas zu tun. Es wurden Beträge von 750 K pro
Kops für Wien aufgeworfen, abgestuft aus 400 K,
je nach dem Familienstand, und mit weiteren Ab¬
stufungen in der Provinz. Dieser einmalige, nicht
wiederkehrende Beitrag wurde damals gegeben, um
das ÜbergaugsbesvldungSgesetz durchführen zu können.
Nun hat sich aber herausgestellt, daß die Teuerung
immer mehr und inehr angestiegen ist. Dieses Über¬
gangsbesoldungsgesetz war 'noch nicht durchgeführt
und es wurden schon neue Forderungen der öffent¬
lichen Angestellten an die Regierung gestellt, und
Zwar im Februar dieses Jahres. Es ist zu kontra¬
diktorischen Verhandlungen zwischen der paritätischen
Lvhnkommission und dem Hauptausschusse dieses
Hauses gekommen.

Ta hat sich nun die Regierung bereit erklärt,
einen Nachtragsgesetzentwurs einzubringen. Die Be¬
träge, die die diesmaligen Zusagen der Regierung
erfordert haben, machten nach den Angaben der
Regierung ungefähr 2 Milliarden aus, einschließlich
der an die Gemeinde Wien und an das Land
Niederösterreich notwendigen Überweisungen für die
öffentlichen Angestellten. Wenn wir aber den Effekt
für den einzelnen Bediensteten in Betracht ziehen
so macht die. Ausbesserung, die damals gewährt,
wurde, ungefähr 5000 bis 6000 K jährlich aus.
Hohe Nationalversammlung! Wenn mau diesen Be¬
trag von 5000 bis 6000 K aus das ganze Jahr aus-
teilt, dann werden Sie sicher zugeben müssen, daß
diese Ausbesserungen, die den öffentlichen Angestellten
gewährt wurden, für diese durchaus nicht besonders
fühlbar gewesen- sind, obwohl für den Staat diese
2 Milliarden, die nach den Angaben der Regierung
dieser Nachtragsgesetzentwurf gekostet hat, eine sehr-
bedeutende Belastung ausmachten.

Nun hat aber die Teuerung nicht stillgestanden,
sondern ist weiter fortgeschritten und es war daher
notwendig, neuerlich an die Regierung heranzutreten,
und zwar wegen Erhöhung der gleitenden Zulage
um 75 Prozent. Die Regierung hat das zugestanden:
Der Betrag, der hiefür ausgewendet werden muß,
macht insgesamt 724 Millionen aus. Das ist der zweite
Nachtragsgesetzentwurf, der hier im Hause bezüglich
der Ubergangsbesoldungsgesetze eingebracht wurde.
Wenn Sie aber in Betracht ziehen, daß bei der
gleitenden Zulage 678.000 Köpfe zu versorgen sind,
so müssen Sic den Betrag von 724 Millionen durch

678.000 dividieren und da ergibt sich, daß der
Einzeleffekt durchhaus nicht groß ist. Wenn Sie
durchrechnen, was das pro Monat je nach der
Kopfanzahl, die die Familie .hat, ausmacht, so
finden Sie, daß der Effekt für den einzelnen nicht
groß ist, für den Staat aber eine sehr empfindliche
Belastung bedeutet.

Nun ist dieser zweite Nachtragsgesetzentwurf
hier angenommen worden und wir stehen jetzt wieder
unmittelbar vor neuen Forderungen der öffentlichen
Angestellten. Ich habe mich hauptsächlich deshalb
zürn Worte gemeldet, um die ganzen Verhandlungen,
die jetzt mit der Regierung geführt werden, hier
mit einigen Worten zu beleuchten und andrerseits
auf den Ernst der Situation aufmerksam zu machen.
Ich habe durchaus nicht die Absicht, zu drohen, -ich
kann aber sagen: Es ist immer der Fehler der
Regierung gewesen, daß sie solche Verhandlungen
hinausgezogen und erklärt hat, sie könne diese Sache
nicht so rasch erledigen. Der' Effekt war immer nur
der, daß die Sache, nachdem sie nicht so rasch
erledigt wurde, dann später «nehr gekostet hat.
(Zustimmung.) Denn wenn man mit den öffent¬
lichen Angestellten über ihre Wünsche und Forde¬
rungen, wenn man ihnen auch nicht in der Höhe,
in der sie gestellt sind, Rechnung tragen kann, doch
spricht, und ihnen die schwierige Lage des Staates
auseinandersetzt, sie mit einem Worte der Verhand¬
lungen würdigt, dann haben wir immer die Er¬
fahrung gemacht, daß die öffentlichen- Angestellten
auch das Einsehen haben und begreifen, daß ihnen
nicht alles gegeben werden kann, damit sie nicht
hungern müssen. Aber auf der andern Seite erweckt
es bei ihnen großes Mißtrauen, wenn man mit
chuen nicht verhandelt, ihnen nicht entgegenkom^it
oder die Sache hinausschiebt.

Es wurden nun jetzt neuerlich Forderungen
gestellt, von der einen Seite ans Erhöhung aller
Bezüge um 100 Prozent — das ' würde fünf
Milliarden, gering gerechnet, ausmachen —, auf der
andern Seite wurde aber die Forderung gestellt,
die gleitende Zulage pro Kops um 385 K zu er¬
höhen, ohne Unterschied, ob -es sich um Wien oder
die Provinz handelt. Das würde 2800 Millionen
Kronen ausmachen, für den einzelnen Kops aber
385 K pro Monat betragen. Für den einzelnen
keine besonders gewaltige Verbesserung, für den
Staat aber eine kolossale Belastung. Wie aber die
Verhältnisse stehen, wäre es notwendig gewesen,
daß, nachdem am 12. Juli die paritätische Lohn¬
kommission getagt, die Forderungen der Regierung
überreicht und ersucht hat, daß am 19. Juli die
Regierung die Antwort geben solle, die Regierung
Zeit gesunden hätte, diese Antwort bis 19. Juli
zu geben. An Stelle dessen ist mir aber als Obmann
der paritätischen Lohnkommission ein Brief zuge¬
kommen, worin es geheißen hat, daß bezüglich der
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erhobenen Forderungen auf Erhöhung der gleitenden
Zulage um 385 Li der Kabinettsrat eine Kabinetts-
konferenz eingesetzt hat, die damit betraut wurde,
zu diesen Forderungen Stellung zu nehmen und in
einer der nächsten Kabinettsratssitzungen Bericht zu
erstatten. Das bedeutet also ein Hinausschiebeu der
Erledigung dieser Frage und ich bin überzeugt,
wenn diese Angelegenheit noch weiter hinanS-
geschoben wird, besteht die Gefahr des Streiks,
mit dem ich durchaus nicht drohe, denn ich habe
mich im Gegenteil bisher immer bemüht, vom
Streik abzuhalten und habe mich immer den Leuten
entgegengestellt. Ich kann aber ruhig erklären, daß,
wenn die Regierung nicht heute oder längstens
morgen diese Frage zur Zufriedenheit der öffent¬
lichen Angestellten erledigt, es mir unmöglich ist,
den Streik überhaupt verhindern zu können.

Es bedeuten diese Forderungen eine schwere
Belastung für den Staat, aber nichtsdestoweniger
darf nicht vergessen werden, daß die öffentlichen
Angestellten tatsächlich hungern, daß sie nicht nur
lungern, sondern nichts zum Anziehen haben, daß
die Lage der öffentlichen Angestellten also eine sehr
schwierige ist, so daß es unbedingt notwendig ist,
für sie etwas zu tun.

Nun hat die Personalvcrtretnng der Eisen¬
bahner einen Besoldnngsreformentwurs, respektive
die Ausarbeitung eines derartigen Gesetzes fertig-
gestellt, die Sache kann daher von der Negierung
raschest erledigt werden und es ist notwendig, daß
wenigstens die Besoldnngsreform für das Verkehrs¬
personal, nachdem alles dazu vorbereitet ist, raschest
erledigt wird. Dies würde eine Ersparnis für die
Regierung bedeuten, denn die neuen Ausgaben, die
immer notwendig sind und die entweder in Form
von Vorschüssen oder eimnaligen Aushilfen wieder-
kehren, bedeuten einerseits eine Belastung des
Staates, erzeugen aber andrerseits keine Zufrieden¬
heit des Personals. Es ist daher dringend not¬
wendig, daß die Besvldungsresorm für das Verkehrs¬
personal erledigt wird und die Regierung sie in
einer Vollzugsanweisung ehestens durchführt. Da ja
das Hans nun in die Ferien geht und das Per¬
sonal durchaus nicht gewillt ist, bis zum Zusammen¬
tritt des Hauses im September zu warten, so kann
der Hauptansschnß dieses Hauses der Regierung die
Ermächtigung erteilen, das Besoldungsgesetz für das
Verkehrspersonäl in Form einer Vollzugsanweisung
herausgeben zw können, dan.it wenigstens diese
Frage erledigt ist.

Unbedingt notwendig ist es aber, daß für
die öffentlichen Angestellten etwas geschieht und die
Regierung zu dieser Frage ehestens Stellung nimmt.
Die Regierung muß sich darüber klar sein, ob sie
die Forderungen der öffentlichen Angestellten ablehnen
will; dann aber ist, wie die Situation gegenwärtig
steht, der Streik unvermeidlich. Wenn sie aber

gewillt ist, für die öffentlichen Angestellten etwas
zu. tun, dann möchten wir ersuchen, daß das so
rasch als möglich geschehen soll, um einen Streik
zu verhindern und ihn nicht erst heraufzubeschwören.
Wenn der Streik einmal ausbricht, ist die Sache
natürlich viel teurer, als wenn man von vorn¬
herein den berechtigten Forderungen der öffentlichen
Angestellten entgegenkommt.

Ich inöchte nur einen Umstand noch erwähnen.
Ich habe in der letzten Sitzung der paritätischen
Lohnkommission meine Stelle als Vorsitzender der¬
selben ans dem Grunde niedergelegt, weil es wirk¬
lich keine paritätische Lohnkommission ist, da zwar
die Arbeitnehmer stets bei den Sitzungen anwesend
waren, die Arbeitgeber aber nie oder wenigstens
nur selten, also eine Beratung und Stellungnahme
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehrnern nicht statt-
gesunden hat und in den Mitgliedern der paritä¬
tischen Lohnkommission, Gruppe Arbeitnehmer, ge¬
wissermaßen das Gefühl vorherrschend ist: man will
mit uns nicht sprechen, man brüskiert uns, man
schiebt die Sache hinaus und man verzögert die
Sache, man nimmt also zu den Forderungen der
Angestellten nicht in der ernsten Weise Stellung,
wie es notwendig ist. Ich habe mir nun gesagt:
Wenn die Sache so ist, daß die Regierung in der
Kommission nicht erscheint, wenn sie zu den Forde¬
rungen der öffentlichen Angestellten nicht Stellung
nimnit und wenn sie mich als Vorsitzenden, nach¬
dem ich — und ich glaube, dieses Zeugnis kann
mir nicht verwehrt werden — selbst mit Einsatz
der Popularität usw. oft gebremst habe, wie das
von den öffentlichen Angestellten immer genannt
wird, also wiederholt als Bremser ansgetreten bin,
nicht wenigstens in der Weise unterstützt, daß man
in der Sitzung erscheint, mit den Leuten verhandelt,
ihnen die Sachlage auseinandersetzt und erklärt,
was man tun kann, was man nicht tun kann usw.,
so ist es mir natürlich unmöglich, die Stelle als
Vorsitzender dieser paritätischen Lohnkommission,
Gruppe Arbeitnehmer, beizubehalten.

Ich habe es daher ablehnen müssen, weiter
den Vorsitz zu führen und die Verantwortung dafür
zu übernehmen, daß mir der Vorwurf gemacht
wird: Bitte, es geht nichts vorwärts, es geht nichts
weiter, weil wir nicht den nötigen Druck ans die
Regierung ausüben. Ich habe daher meine Stelle
zurückgelegt und ich kann sagen, ich habe die Über¬
zeugung, wenn die Regierung in die Lohnkommission
gehen und dort ihren Standpunkt vertreten würde,
wenn er auch nicht iunner mit dem Standpunkt der
öffentlichen Angestellten übereinstimmt, wenn aber die
öffentlichen Angestellten das Gefühl haben, daß man.
mit ihnen verhandelt, wenn man zu ihren Forde¬
rungen in ernster Weise Stellung nimmt usw., dann
bin ich überzeugt, daß auch die öffentlichen Ange¬
stellten so wie bisher, das Einsehen haben werden.
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welche schweren Belastungen der Staat zu ertragen
hat, aus der andern Seite aber auch das Gefühl
haben werden, daß der Staat, respektive die Regie¬
rung ebenfalls eiusieht, daß für sie etwas ge¬
schehen muß.

Ich muß also auf die ernste Situation, in
der wir uns gegenwärtig befinden, aufmerksam
machen und beantrage daher folgende Resolution
( fies!) :

„Die Regierung wird ausgesordert, die
Besoldungsreform des Verkehrspersonals
durch eine Vollzugsanweisung ehestens zu
erledigen. Gleichzeitig wird die Regierung auf-
gesorderk, unverzüglich zu den Forderungen
der öffentlichen Angestellten Stellung zu
nehmen, damit die Streikgefahr gebannt
werde."

Ich bitte das hohe Haus, diesen Resolutions¬
antrag auzunehmen. (Beifall und Händeklatschen.)

Präsident (welcher während vorstehender
Hede den Vorsitz übernommen hat): Den Resolutions¬
antrag des Herrn Abgeordneten Tonischik haben die
Herren gehört. Da der Antrag nicht genügend
gezeichnet ist, stelle ich die Unterstützungsfrage.
Ich bitte diejenigen Abgeordneten, die ihn unter¬
stützen wollen, sich von den Sitzen zu erheben.
(Geschieht.) Er ist unterstützt und steht daher
in Verhandlung.

Zum Worte gemeldet hat sich der Herr Vor¬
sitzende im Kabinett, Staatssekretär Dr. Mayr;
ich erteile ihm das Wort.

Vorsitzender im Kabinett Staatssekretär
Dr. Mayr: Hohes Haus! Auf die Aus¬
führungen meines sehr geehrten Herrn Vor¬
redners erlaube ich mir nur mit wenigen
Worten zu antworten. Wenn wir das überblicken
und zusammenrechnen würden, was seit dem Herbst
des vorigen Jahres für die Staatsbeamten ge¬
schehen ist — und ich betone, unbedingt geschehen
mußte —, so macht das gewiß sehr, sehr ansehn¬
liche Sunuuen aus, die sehr bedeutsam in die
Finanzlage unseres Staates eingreisen. Daraus möchte
ich aber nicht weiter zurückkommen, sondern mich
nur auf ein paar Bemerkungen des geehrten Herrn
Vorredners beziehen.

Er hat vorwurfsvoll gesagt, daß die Re¬
gierung die Verhandlungen mit den Staats-
angestetttenorganisationen hinausziehe. Ich bin
nicht verantwortlich etwa für eine vergangene Zeit,
aber für die gegenwärtige Übergangsregierung kann
ich den Herren versichern, daß die Regierung
durchaus nicht die Absicht hat, die Verhandlungen
etwa hinauszuziehen oder die Angestelltenorgani-
sationen der Verhandlungen nicht zu würdigen.

Der sehr geehrte Herr Vorredner hat erwähnt,
es sei ihn: ein Brief zugekommen — ich
glaube vom Herrn Staatssekretär Dr. Reisch, mir
ist die Sache erst nachher bekannt geworden —, daß
eine Kabinettskommission eingesetzt wurde, um die
Forderungen der Staatsangestellten, die jetzt gestellt
worden sind, zu überprüfen. Diese Kabinettskom¬
mission hat ihre Arbeiten beendet; es wurde im
gestrigen Kabinettsrat der Bericht dieser Kommission
entgegengenommen und trotzdem wir durch die an¬
strengenden Verhandlungen des ganzen Tages nicht
wenig ermüdet waren, haben wir bis in die späten
Nachtstunden, ich kann fast sagen, bis in die
Morgenstunden hinein auch noch über das Be¬
amtenelend und die Forderungen der Beamten
Rat gepflogen.

Wir sind noch zu keinem abschließenden Urteil
gelangt; aber so viel kann ich dem hohen Hause
mitteilen, daß der Kabinettsrat der Anschauung ist,
es könne mit Rücksicht auf unsere traurige Finanzlage
an eine Bewilligung der gestellten Forderungen wohl
nicht gedacht werden, es seien aber sogleich Ver¬
handlungen über eine eimnalige Notstandsaushilfe
einzuleiten und gleichzeitig — das möchte ich
besonders betonen — sei die endgültige Be-
soldungsreform so weit fertigzustellen, daß sie jetzt
zur Vorlage gebracht werden kann. Sie ist auch
heute so weit fertig, daß, wie ich glaube, in
den nächsten Tagen die Organisationen mit' ihren
Grundzügen sich werden beschäftigen können. Der
Kabinettsrat kann und konnte vorläufig nicht mehr
tun, als sich über den Bericht der Kabinetts¬
kommission aussprechen und das Staatsamt für
Finanzen ermächtigen, Verhandlungen über die
Forderungen der Staatsangestellten im Sinne einer
einmaligen Aushilfe einzuleiten, vorausgesetzt, daß
die Bedeckung dafür gefunden wird. Die Bedeckung
zu schaffen, ist der Kabinettsrat allein nicht imstande,
es wird auch der Hauptausschuß dazu Stellung
nehmen müssen und, wie die Dinge nun einmal
liegen — ich brauche die hohen Herren bloß an
die gestrigen Vorgänge und Erfahrungen zu
erinnern — wird sich wahrscheinlich auch die
Reparationskommission derartige Forderungen, wenn
sie eine so beträchtliche Höhe wie selbst bei einer
einmaligen Notstandsaushilfe erreichen, wahrscheinlich
vorlegen lasset!. (Abgeordneter Zelenka: Dann soff
sic auch den Dienst übernehmen!) Ich möchte aus
diesen Zwischenruf nicht eingehen, ich möchte nur
feststellen, daß die Regierung die Sache nicht
hinausgezogen hat und nicht hinausziehen will,
sondern im Bewußtsein des Umstandes, daß das
Beamtenelend in unserem Staate Österreich tat¬
sächlich außerordentlich groß ist imb daß Abhilfe
geschaffen werden müsse, vorgegangen ist und
Vorgehen wird. (Lebhafter Beifall und Hände¬
klatschen.)
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Präsident: Zum Worte gelangt der Herr
Abgeordnete Kollmann.

Abgeordneter Kollmann: Hohes Haus!
Niit der Vorlage wird der gegenwärtigen Regierung
ein fünfmonatiges Budgetprovisorium für die Staats-
ausgaben bewilligt. Man muß wirklich sagen, es
„mutet eigentümlich an, daß nach den Erklärungen
der Parteien bei Bildung der Regierung, die alle
drei fast gleichlautend waren, die Regierung eigent¬
lich bei keiner der Parteien Vertrauen genießt, und
dennoch gibt man ihr ein fünfmonatiges Provisorium.
Es bedeutet dies gewiß ein ehrendes Zeugnis für
die Regierung, das erhalten zu haben, und wir
wünschen und hoffen, daß sie es auch voll recht-
fertige.

Der Abschluß des Jahres 1919/20 liegt
noch nicht'vor. Der Voranschlag des Jahres 1919/20
bringt einen Abgang von 12 Milliarden, Der Vor¬
anschlag für das Halbjahr 1920 bringt abermals
einen Abgang von 6 Milliarden. Das find Summen,
von deren Höhe man sich nicht leicht einen Begriff
macht, und die Bedeckung dieser 18 Milliarden be¬
ruht einfach auf einer Ermächtigung des Staats¬
sekretärs für Finanzen, sich die entsprechenden
Summen zu beschaffen. Wir sehen, daß bei uns die
Ausgabenwirtschaft einen Umfang angenommen hat,
den der gegenwärtige Staat auf die Dauer nicht
ertragen kann. Es ist daher hoch au der Zeit, daß
auch entsprechend dem Vorschläge des Finanz- und
Budgetausschusses in der Ausgabenwirtschaft nach
Möglichkeit gespart und gebremst wird. Wenn ich
sage gespart, so verstehe ich darunter nicht die Vor-
enthaltung jener Smnmen, die der Angestellte braucht,
um leben zu können, sondern die Vermeidung aller
Ausgaben, die vermieden werden können. Und ich
richte genau so wie der Herr Berichterstatter an die
hohe Regierung die Bitte, sich der möglichsten Spar¬
samkeit zu befleißen und eingedenk zu sein, daß,
wenn die gegenwärtige Wirtschaft nur noch kurze
Zeit fortgeht, der wirtschaftliche und finanzielle Zu¬
sammenbruch unvermeidlich ist.

Es hat der Herr Abgeordnete Tomschik auf
die schlechte wirtschaftliche Lage der Angestellten
hingewiesen. Ich verstehe und begreife sie vollständig,
sie werden auch in unserer Partei jederzeit für diese
Forderungen, soweit sie gerechtfertigt und erfüllbar
sind, redliche Hilfe finden. Aber eines muß ich
hiebei berühren. Wenn der Angestellte des Staates
fordert, daß derStaat ihn so hält, wie er es notwendig
braucht, um zu leben, so ist der Angestellte anderseits
nicht berechtigt, wie es im Falle des Boykotts gegen
Ungarn der Fall ist, entgegen der Regierung, ent¬
gegen der Bahnverwaltung, entgegen dem größten
Teile der Bevölkerung Umstände herbeizuführen, die
uns in eine schwere Ernährungskrise, in eine schwere
Kohlenkrise und zu einer großen Einbuße in den

Einnahmen bringen. (Sehr richtig!) Ich habe mich
verpflichtet gehalten, dies hier anzuführen und bitte
die hohe Regierung, endlich einmal Klarheit zu
schaffen: Ist sie imstande, das Eingreifen außen¬
stehender Personen in den Betrieb der Staatsbahnen
zu hindern oder nicht? Ist sie dazu imstande, so
möge sie von diesen: ihren: Vermögen Gebrauch
machen und Zustände aus der Welt schaffen, die
nirgends verstanden werden. Man versteht es einfach
nicht, daß es außenstehenden Personen möglich sei,:
soll, Staatsbetriebe nach ihrem Gutdünken stillzu¬
legen und sie zu parteipolitischen Zwecken zu miß-
brauchen. (Lebhafte) Bei fall und Händeklatschen.)

Präsident: Es ist niemand mehr zun:
Worte gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Ich erteile den: Herrn Berichterstatter das
Schlußwort.

Berichterstatter Schiegl: Hohes Haus! Ich
erlaube mir, die Resolution, die der Herr Abgeord¬
nete Tomschik eingebracht hat, auf das wärmste
zu befürworten. Es geht schon aus den Aus¬
führungen des Herrn Abgeordneten Tomschik her¬
vor, daß Vorkehrungen getroffen werden müssen,
wenn wir nicht in eine Schwierigkelt geraten sollen.

Ich möchte noch ganz kurz auf die Aus¬
führungen des Herrn Abgeordneten Kollmann
reflektieren, der erklärt hat, daß der Boykott gegen
Ungarn eine Ungerechtigkeit sei. Es wurde ja in
der Öffentlichkeit schon des öfteren hervorgehoben,
um welche Dinge es sich da handelt: nicht um
einen Boykott, der von den Österreichern durch¬
geführt wird, sondern um eine Angelegenheit, die
von der ganzen gewerkschaftlichen Internationale
besprochen, beschlossen und auch durchgeführt wurde.
(Zwischenrufe.) Es ist selbstverständlich, daß sich
die österreichische Arbeiterschaft bei dieser interna¬
tionalen Aktion nicht ausschließen kann und darf.
Es wäre sehr traurig, wenn die österreichische
Arbeiterschaft in dieser Beziehung die Solidarität
nicht wahren Würde. (Neuerliche Zwischenrufe.) Ich
gestatte mir darauf hinzuweisen, daß gerade der
Gedanke des Boykotts gegen Ungarn von den eng¬
lischen Arbeitern ausgegangen ist und daß es sich
um eine Angelegenheit handelt, die gerade von den
Westmächten herüberspielt. . . (Andauernde lebhafte
Zwischenrufe.)

Präsident (unterbrechend): Ich bitte,
meine Herren, um Ruhe!

Berichterstatter Schiegl (fortfahrend):
:u:b daß infolgedessen nicht davon die Rede fein
kann, daß es sich um eine Parteiangelegenheit der
österreichischen Arbeiterschaft handelt. (Fortgesetzte

! Zwischenrufe.) Es ist unrichtig! Es handelt sich
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hier um eine Aktion der gewerkschaftlich organisierten
Arbeiter, es handelt sich nicht um eine Aktion einer
politischen Partei. (Zahlreiche Zwischenrufe. —
Lärm).

Präsident (das Glockenzeichen gebend):
Ich bitte um Ruhe! Das Wort hat der Referent.
(Abgeordneter Spalowsky: Er soll die Wahrheit
reden! — Zwischenrufe.) Herr Abgeordneter Spa¬
lowsky, ich bitte, sich in Ihren Ausdrücken zu
mäßigen!

Berichterstatter Schiegl (fort fahrend): Ich
weise die Worte des Abgeordneten Spalowsky
entschieden zurück, daß ich hier eine Unwahrheit
gesprochen habe. Wenn von einer Unwahrheit die
Rede ist, so kann sie nur auf seiten des Zwischen-
rufers liegen. Denn wenn er die Presse verfolgt —
wenn er schon gar nichts anderes weiß —, muß
er wissen, daß die gewerkschaftlichen Organisationen
— insbesondere England und Frankreich sind an der
Spitze gestanden — diesen Beschluß provozierten
(Rufe: Aber nicht halten!) und diesen Beschluß
auch durchführen. (Rufe: Er wird praktisch nicht
durchgeführt!) Die englischen Arbeiter können den
Boykott hier in Deutschösterreich nicht praktisch
durchführen, ans dem einfachen Grunde, weil sie
hier den Dienst nicht versehen. Es handelt sich aber
darum, daß alle jene Waren, die aus England oder
Frankreich herüberkommen sollen, rechtzeitig auf¬
gehalten werden, damit bei uns keine Stockungen
eintreten. Der Herr Abgeordnete Spalowsky, der
angeblich auch ein organisierter Arbeiter ist
(Zwischenrufe) und in den Organisationen der so¬
genannten christlichen Arbeiter eine führende Rolle ein-
nimmt, müßte doch schon so viel vom gewerkschaft¬
lichen Kampfe wissen, wie solche Dinge durchgeführt
werden. (Anhaltende lärmende Zwischenrufe.)

Präsident (unterbrechend): Möchten die
Herren nicht endlich diese Zwiegespräche aufgeben?
Das ist doch nicht angängig! Es spricht hier ein
Redner, ich bitte also, ihn anzuhören.

Berichterstatter Schiegl (fonsetzend): Ich
will nur darauf aufmerksam machen, daß gerade
diejenigen Herren, die sich immer herausnehmen,
über einen Terror der Sozialdemokraten zu sprechen
. . . (fortgesetzte Zwischenrufe des Abgeordneten
Sp alowsky. — Lärm.)

Präsident: Herr Abgeordneter Spalowsky,
ich bitte Sie noch einmal, keine Zwischenrufe zu
machen! Sie machen auch Anspruch, gehört zu
werden, wenn Sie beim Worte sind. Es ist nicht
zulässig, daß jemand unausgesetzt Zwischenrufe
macht.

Berichterstatter Schiegl: Ich will nur auf¬
merksam machen, daß, wenn immer davon gesprochen
wird, daß die Sozialdemokraten einen Terror ans¬
üben, dies unrichtig ist, daß wir aber heute das
Bild sehen, daß die Herren, wenn von unserer Seite
gesprochen wird, in solche Aufregung geraten, daß
Sie den Versuch unternehmen, uns nicht reden zu
lassen. (Neuerliche zahlreiche, heftige Zwischen¬
rufe.)

Präsident (wiederholt das Glockenzeichen
gebend): Ich ersuche die Herren, die Zwischenrufe
zu unterlassen.

Berichterstatter Schiegl: Es wurde mir in
einem Zwischenruf der Vorwurf gemacht, daß ich
als Berichterstatter hier nicht das Recht habe, aut
die Ausführungen der einzelnen Redner zu'reagieren.
Ich meine, das Recht muß dem Berichterstatter zu¬
stehen, aus dem einfachen Grunde, weil auch Herr-
Abgeordneter Kollmanu die Gelegenheit ergriffen
hat, über die Ausführungen des Herrn Abgeordneten
Tomschik sich auszulassen und eine Saite hat am
klingen lassen, die eben die Notwendigkeit begründet,
darauf zu reagieren. Ich kann mich auch erinnern,
daß auch andere Herren Berichterstatter, wenn in
der Debatte verschiedene Äußerungen gefallen sind,
darauf reagiert haben. Ich weiß, daß ich als Be¬
richterstatter des Ausschusses selbstverständlich dessen
Meinung zu vertreten habe, und nach dieser Richtung
hin kann mir niemand in diesem hohen Hause den
Vorwurf machen, daß ich je bei einem Referate
über den Rahmen dessen hinausgegangen bin, was
ich namens des Ausschusses zu vertreten hatte. Nach
dieser Richtung hin kann mir ein Vorwurf nicht
gemacht werden, aber es muß mir zugestanden
werden, auf die Ausführungen der einzelnen Redner
reagieren zu können, und es liegt an dem Refe¬
renten, wenn Unrichtigkeiten in der Debatte zum
Vorschein kommen, auf diese zu antworten und sie
richtigzustellen.

Ich habe von diesem Rechte Gebrauch gemacht
nnb würde nur wünschen, daß alle Herren, wenn
Sie an dieser Stelle als Berichterstatter stehen,
immer so Vorgehen würden. Ich werde mir für die
Zukunft es immer heransnehmen, wenn einer der
Herren Zwischenrnfer als Berichterstatter hier er¬
scheint und meiner Ansicht nach die Stelle des Be¬
richterstatters nicht objektiv ausfüllt, ihm so ent¬
gegenzutreten, wie es die Herren bei nrir versucht
haben, obwohl das Unrecht aus Ihrer Seite und
das Recht auf meiner Seite gelegen war.

Im übrigen bitte ich die hohe Nationalver¬
sammlung, dem Gesetzentwürfe ihre Zustimmung zu
geben und auch der Entschließung des Herrn Abge¬
ordneten T o ui s ch i k beizutreten.
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Präsident: Ich schreite zur Abstimmung.
Ich bitte, die Plätze einzunehmen.

Ein Gegenantrag oder Zusatzantrag liegt
nicht vor. Das Gesetz har vier Paragraphen.
Ich werde sie unter Einem zur Abstimmung
bringen und bitte jene Abgeordneten, welche ihnen
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu
erheben. (Geschickt.) Angenvmmen.

Ich bitte jene Abgeordneten, welche für
Titel und Eingang des Gesetzes sind, sich von
ihren Sitzen git erheben. (Geschieht.) A n g e-
nom men.

Damit in das Gesetz in zweiter Lesung
beschlossen.

Berichterstatter Schiegl: Ich beantrage
die sofortige Vornahme der dritten Lesung.

Präsident: Der Herr Berichterstatter bean¬
tragt, die dritte Lesung sofort vorzunehmen. Zur
Annahme dieses formellen Antrages ist eine Zwei¬
drittelmehrheit notwendig. Ich bitte jene Abge¬
ordneter!, welche dem formellen Anträge aus
sofortige Vornahme der dritten Lesung zustimnten,
sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht..) Die
dritte Lesung ist niit der erforderlichen
Zweidrittelmehrheit beschlossen.

Ich bitte demnach jene Herren Abgeordneten,
welche dem Gesetze auch in dritter Lesung zu¬
stimmen wollen, sich von den Sitzen zu erheben
(Geschieht.) Das Gesetz über die Führung des
Staatshaushaltes vom 1. August bis 31. De¬
zember 1920 (((eichtnutend mit 933 der Bei¬
lagen) ist auch in dritter Lesung ange¬
nommen und damit endgültig zum Beschlüsse
erhoben.

Es liegt auch ein Resolutionsantrag des
Herrn Abgeordneten Tomschik vor, welcher lautet
(liest) :

„Die Regierung wird aufgesordert, die
Besoldungsreform des Verkehrspersonals
durch eine Vollzugsanweisung ehestens zu
erledigen. Gleichzeitig wird die Regierung
aufgesordert, unverzüglich zu den Forde¬
rungen der öffentlichen Angestellten Stellung
zu nehmen, damit die Streikgesahr gebannt
werde."

Ich bitte jene Abgeordneten, welche dieser
Resolution ihre Zustimmung geben, sich von den
Sitzen zu erheben. (Geschickt.) Ang enommen.
Hiemit ist der Gegenstand erledigt.

Wir kommen zum nächsten Punkt der
Tagesordnung, das ist der Bericht des Fiuanz-
und Budgetausschusses über die Vorlage
der Staatsregierung (857 der Beilagen), be¬
treffend die Maßnahmen für die Behand¬

lung ehemals österreichischer Zivilstaats-
(Staatsbahn)-angestellter aus Anlaß ihrer
Übernahme in den Dienst der Republik
Österreich (931 der Beilagen).

Zu diesem Punkte der Tagesordnung sind
als Regiernngsvertreter erschienen: Sektions-
rat Dr. Schwegel von der Staatskanzlei und
Ministerialrat Dr. Wilfling vom Staatsamte für
Finanzen.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Ze-
lenka. Ich bitte ihn, die Verhandlungen einzn-
leiten.

Berichterstatter Zelenka: Hohes Haus! Mit
der Ratifizierung des Friedensvertrages von Saim-
Germain durch die französische Republik, also durch
eine dritte Großmacht, wissen wir auch, wie die
Landesgrenzen der Republik Österreich gezogen sind.
Mit dieser Gesetzesvorlage soll nun jenen geflüchteten
Angestellten, die durch die Dienstpragmatik gezwungen
waren, in jenen! Teile unseres ehemaligen Staaten
Dienst zu machen, der abgetreten worden ist, die
Gelegenheit geboten werden, definitiv übernommen
zu werden. Ich glaube, das Haus wird diese Vor¬
lage begrüßen. Wir selbst wissen ja, in welcher
Notlage sich diese geflüchteten Angestellten in der
letzten Zeit befunden haben und es ist noch erinner
lieh, daß gerade sie durch Monate hindurch in
Waggons auf offener Strecke leben mußten. Sie
selbst werden aus den Berichten dieser armen An¬
gestellten noch wissen, unter welchen Drangsalierungen
und unter welchem Druck diese, die bis zum letzten
Moment ihren Dienst in treuer Pflichterfüllung auf
Grund der Dienstpragmatik und ihres Eides ver¬
sehen haben, dort bleiben mußten und dem Elend
preisgegeben waren.

Mit dieser Vorlage soll nun diesen Staats-
angestellten die große Sorge weggenommeu werden,
daß sie noch immer nicht wissen, ob sie bei mm
definitiv übernommen werden, und ob sie die 20
und 30 Jahre, die sie im Staatsdienste zugebracht
haben, auch wirklich behalten, ob sie hier eine Existenz¬
berechtigung finden. Es soll mit dieser Vorlage die
Ungeklärtheit ihrer Lage beseitigt werden.

Im § 1 ist das Recht sestgehalten, daß diese
Angestellten so übernommen werden sollen, als ob
sie am 31. Oktober 1918 wirklich im Dienste der
Republik gestanden wären. Sie sollen daher mit
allen Rechten, mit den Rechten des Ranges und um
jenen, die ihnen die Dienstpragmatik gewährt, über-
nommen werden. Nachdem sie vorübergehend be-
dienstet waren, sollen sie jetzt auch das Avancement
erhalten, das ihnen durch zwei Jahre einfach vor-
enthalteu war und so diese Härte behoben werden.
Es wird aber zum Ausdruck gebracht, daß die Finanz-
verwaltung die Ernennungstermine des 1. Juli
und des 1. Jänner bei diesen Staatsangestellten
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nicht zur Anwendung bringen soll. Es würde eine
Härte für sie bedeuten, wenn sie vielleicht, weil das
Gesetz nach dem 1. Juli gekommen ist, erst mit dem
nächsten Ernennungstermin, das ist der 1. Jänner
1921, zum Avancement gelangen und dieser Termin
bei der Rangklassenverleihung und bei den Ernen¬
nungen berücksichtigt würde. Wir sind durch das
Besoldungsübergangsgesetz an diese Ernennungstermine
gebunden und haben daher vom Staatsamte für
Finanzen die Zusage verlangt, daß bei der Durch¬
rechnung der Dienstzeit in diesen Fallen Rücksicht
genommen imb eine Rückernennung ermöglicht
werden soll.

Jni § 1, Absatz 2, ist ein Satz enthalten,
der vielleicht die Gelegenheit gibt, daß ein großer
Teil der Bediensteten, die sich aus verschiedenen
Gründen nicht rechtzeitig zum Dienste melden konnten,
vielleicht weil sie die fremde Macht aufgehalten
hat, jetzt genau so behandelt werden können wie
die anderen, die rechtzeitig über unsere Grenzen
gekommen sind und vorübergehend in Dienst gestellt
wurden. Es soll auch bei jenen, die sich zwar zum
Dienste gemeldet haben, aber aus Dienstesrücksichten,
weil wir in vielen Ressorts Überfluß an Beamten
haben, nicht eingestellt werden konnten, dies bei der
Durchrechnung der Dienstzeit, bei der Rangver¬
leihung und bei der Gewährung der Rechte nach
der Dienstpragmatik berücksichtigt werden; das soll
in den einzelnen Fällen überprüft werden und ihnen
Recht und Gerechtigkeit widerfahren. Ich habe dem¬
entsprechend einen Resolutionsantrag gestellt, der
lautet (liest):

„Die Regierung wird aufgefordert, jenen
Angestellten, die sich um eine Verwendung
im Dienste der österreichischen Republik
beworben haben, die jedoch aus dienst¬
lichen oder unverschuldeten Gründen nicht
in Verwendung genommen werden konnten,
fallweise die Nachzahlung für die Zeit der
Nichtverwendung im Sinne des § 1 des
vorliegenden Gesetzes zu bewilligen."

Ich will aber jene ausschließen, die zwar
rechtzeitig gekommen sind, es aber unterlassen haben,
sich durch ein oder eineinhalb Jahren zu melden
und Privatgeschäfte gemacht haben. Es wäre ein
Unding, wenn alle diese Leute gleich den anderen,
die sich rechtzeitig zum Dienste gemeldet haben,
nach einer Schablone behandelt würden. Daher soll
dieser Resolutionsantrag das Staatsamt für Finanzen
ausfordern, die einzelnen Fälle genau zu prüfen
und jene Angestellten, die unverschuldet den Dienst
nicht angetreten haben oder sich zwar rechtzeitig
gemeldet haben, aber aus Dienstesrücksichten nicht
übernommen wurden, gerecht zu behandeln.

Im § 2 des Gesetzes ist festgelegt, daß die
im § 1 bezeichneten Angestellten verpflichtet sind.

sich im Bedarfsfälle dauernd in jedem Dienstzweige
des eigenen oder fremden Ressorts verwenden zu
lassen. Es kann sich kein Angestellter darauf berufen,
er müsse gerade in seinem Dienstzweig, in dem er
früher Dienst gemacht hat, verwendet werden.
Dadurch würde die Übernahme eines großen Teils
der Angestellten unmöglich gemacht, weil in einzelnen
Ressorts ein Überfluß herrscht. Durch diese Bestim¬
mung wird es möglich sein, einen größeren Teil
von geflüchteten Angestellten dort unterzubringen,
wo Bedarf an Personal vorliegt, und dadurch eine
Liicke auszufüllen.

Es wurde auch noch eine Resolution des
Abgeordneten Steinegger gestellt, in der die
Regierung aufgefordert wird, auch die Regelung
der Versorgungsgenüsse der Pensionisten, Witwen
und Waisen, soweit diese Angehörigen aus den
ehemaligen Gebieten der altösterreichischen Länder
stammen, ehestens durchzuführen. Diese Resolution
fordert das Finanzauit auf, diesen geflüchteten Pen¬
sionisten, Witwen und Waisen dieselbe Behandlung
zuteil werden zu lassen, wie sie bei uns den aktiven
Angestellten, die in Pension gegangen sind, zuteil
wurde. Ich möchte dabei sagen, daß die Regierung
überhaupt auf diese Leute Rücksicht nehmen soll und
nicht, wie es in letzter Zeit geübt worden ist,
besonders im Postdienste, einfach Angestellte, die
noch nicht 35 Dienstjahre hinter sich haben und die
noch nicht das 60. Lebensjahr überschritten haben, nur
übernimmt, wenn der betreffende vorher pensioniert
wird, daß sie ihn nur als Pensionist übernimmt.
Das ist eine Ungerechtigkeit und als Berichterstatter
möchte ich speziell feststellen, daß dieser Vorgang
ungesetzlich ist und daß diese Angestellten auf Grund
der Vorschriften der Dienstpragmatik genau so be¬
handelt werden müssen, wie die übrigen aktiven
Staatsangestellten. Es müßte daher in solchen Fällen
bei den Dienstbehörden eingeschritten werden, wenn
solche Zwangspensionierungen stattfinden.

Im 8 3 wird mit den: Vollzug dieses
Gesetzes die Staatsregierung betraut.

Ich bitte das hohe Haus, diese Gefetzes-
vorlage anzunehmen, durch die einem großen Teil
der Bediensteten eine große Sorge abgenommen
wird. Wer berücksichtigt, daß diese Leute auf Grund
des Dienstrechtes, dem sie unterstanden, in die
verschiedenen Teile der Monarchie versetzt wurden,
wer berücksichtigt, daß diese Leute, wie es in Triest
vorgekommen ist, binnen -24 Stunden ohne Rücksicht
auf ihr Mobiliar und ihre Familienangehörigen ihre
Dienststelle verlassen mußten, wer die Notlage
berücksichtigt, in der sich diese Angestellten beim
Zusammenbruch befanden, daß sie in Waggons
wohnen mußten usw., und wer endlich in Betracht
zieht, daß diese Leute, die 20 und 30 Jahre rat
Staatsdienste gestanden sind, nun in ihren alten
Tagen nicht wissen, wo sie hingehören, wird der
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Gesetzesvorlage zu stimmen. Ich bitte daher, um
deren Annahme. (Beifall.)

Präsident: Zum Worte gelangt der
Herr Vorsitzende ini Kabinett Staatssekretär
Tr. Mayr.

Vorsitzender im Kabinett Staatssekretär
Dr. Mayr: Hohes Haus! Ich möchte mir zu dem
Gegenstände bloß einige kurze Bemerkungen gestatten.
Der vorliegende Gesetzentwurf soll eine Art Schluß¬
stein zu einem Hilfswerk bilden, welches bisher
schon von der Regierung in Angriff genommen
worden ist, mit den notgedrungen aus deni Staats¬
dienst geschiedenen deutschen Volksangehörigen in
den Nationalstaaten eine neue Existenzmöglichkeit
in Österreich selbst zu schaffen. Man könnte glauben,
daß ein gewisser Widerspruch darin liegt, wenn
man in Rücksicht zieht, daß wir selbst einen Über¬
fluß an Beamten haben und immer von Beamten¬
abbau reden. Die Sache ist aber anders zu be¬
urteilen. Schon aus nationalen Prestigegründen
könnte sich die Regierung und das hohe Haus
der Aufgabe nicht entziehen, diese Hilfsaktion in
Einklang mit der sonstigen Fürsorge oder auch dem
Abbau der Beamtenschaft zu bringen. Die Re¬
gierung war ja von Anfang an, seit dem Zusammen¬
bruch, bemüht, die Frage der Rückberufung dieser
Beamten in irgendeiner Weise zu regeln. Sie hat
ihr durchaus die vollste Aufmerksamkeit gewidmet.
Es ist aber bisher nichts anderes möglich gewesen,
als administrative Maßregeln zu treffen; eine end¬
gültige Regelung des Dienstverhältnisses dieser ver¬
triebenen Staatsangestellten konnte nur angebahnt
werden.

Hohes Haus! Es war auch nicht möglich,
ein schnelleres Tempo in dieser Anbahnung endgültiger
Regelungen vorzunehmen, ein Tempo, wie es ja
begreiflicherweise von den betroffenen Angestellten
ersehnt wurde und auch von der Regierung auf
das lebhafteste begrüßt worden wäre und gewünscht
wurde. Es mußte nämlich — das ist die Be¬
gründung dafür — alles vermieden werden, was
diese Verhandlungen, die mit den Nationalstaaten
in Hinsicht aus eine allsüllige Rückübernahme ein¬
geleitet worden waren, zum Anhaltspunkt für irgend¬
ein Präjudiz aus seiten dieser Nationalstaaten ge¬
macht hätte. Es sind, wie erwähnt, Verhandlungen
wegen Rückübernahme eingeleitet worden, aber die
Verhandlungsmaterie stellte sich bald als eine so
schwierige heraus, daß mit einein raschen Abschluß
derselben nicht gerechnet werden kann und anderseits
sagt sich die Regierung, es müsse diese Übernahms-
srage in Österreich doch in ein definitives Stadium
gebracht werden. Das wurde eingeleitet durch den
Kabinettsratsbeschluß vom 21. Mai, soweit es auf
administrativem Weg möglich war. Es wurden durch

diesen Kabinettsratsbeschluß wenigstens einmal die
Richtlinien ausgestellt.

Wie Sie nun, sehr verehrte Herren, ans der
Begründung zu dem vorliegenden Gesetzentwürfe
entnehmen wollen, verfolgt derselbe den Zweck, jene
Vorschriften, deren Regelung im Zusammenhänge
mit dieser Materie im Wege administrativer Normen
nicht zulässig ist, nunmehr durch gesetzliche Bestim¬
mungen festzulegen. Und da gilt es zunächst, die
Fragen des Dienstranges, der Vorrückung in höhere
Rangstufen und der Anrechnung der Dienstzeit in
die Pensionsbemeffung zu regeln. Es mußte besonders
Rücksicht genommen werden — wie der Herr Be¬
richterstatter schon erwähnt hat — auch aus die
bosnisch-herzegowinischen Landesbediensteten und
ihnen der Mangel der Fachprüfnng nachgesehen
werden. Von Wichtigkeit ist auch die Bestimmung,
daß solche übernommene Beamte auch in anderen
Ressorts ihre Verwendung finden können.

Doch brauche ich auf den Inhalt des Gesetzes
nicht weiter einzugehen. Ich möchte zum Schluffe
nur sagen, es ist gewiß auch diese Gesetzesvorlage
noch durchaus keine ideale Lösung der schwierigen
Frage; es werden gewiß noch Härten übrig bleiben,
aber aus der anderen Seite wird wenrgstens dem
überwiegenden Teile von Volksgenossen, die so schwer
gelitten haben, die gewünschte Regelung ihrer recht¬
lichen Stellung endlich zuteil. (Zustimmung). So¬
weit eine solche Übernahme von einzelnen Staats¬
angestellten derzeit noch nicht möglich sein wird,
wird es sich die Regierung angelegen sein lassen, im
Wege der Schutzstelle für die deutschen öffentlichen
Angestellten aus den Nationalstaaten nach Kräften
zu trachten, das Los auch dieser, hoffentlich nicht
mehr hohen, sondern sehr geringen Zahl tunlichst
zu mildern und zu erleichtern. (Lebhafter Beifall
und Händeldatschen).

Präsident: Zum Worte gelangt der Herr
Abgeordnete Dr. Steinegger; ich erteile ihm das
Wort.

Abgeordneter Dr. Steinegger: Hohes
Hans! Wir haben heute einen Gesetzentwurf vor
uns, der einem unhaltbaren Zustande, den wir
schon lange Zeit in unserem Staate auf das
schwerste empfunden haben, ein Ende bereiten soll.
Es ist ganz selbstverständlich, daß sich besonders
nach dem Zusammenbruche eine große Anzahl von
Angestellten des ehemaligen Staates, vielleicht schon
lange Zeit in Gebieten befunden hat, die durch den
Frieden und den Zusammenbruch von uns ab¬
getrennt worden sind. Nun sind aber gerade infolge
der Verhältnisse, die wir vor dem Kriege hatten,
zum größten Teile oder fast ausschließlich deutsche
Angestellte in die einzelnen Gebiete oder Teile des
ehemaligen Staates hinausgeschickt worden, weil sie
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sich als die tüchtigsten und zuverlässigsten erwiesen
haben, und sie sind hier gleichsam Pioniere für das
deutsche Volk, aber auch Vertreter der ehemaligen
Regierung geivorden und haben in diesen! Sinne
auch gewirkt. Mit dem Zusammenbruche sind alle
diese Angestellten von uns abgeschnitten worden.
Ein großer Teil, der sich früher in seiner Um¬
gebung infolge seines Wirkens im Interesse des
Staates wegen der dort vorhandenen Jrredenta
oder der sonstigen Zustände mißliebig gemacht hat,
wurde sofort zwangsweise abgeschoben oder müßte
sich überhaupt flüchten, uni nicht den schwersten
Verfolgungen ausgesetzt zu sein.

Durch dieses Gesetz wird eigentlich nur eine
Art Dankesschuld an diese Leute abgestattet, die
doch in der Vergangenheit sowohl für unser Volk
wie auch für unfern Staat so großes geleistet
haben. Daß besonders Angestellte der Verkehrs¬
institute, namentlich der Bahnen und der Post, in
viel größeren! Maße als bei den übrigen Ressorts
betroffen wurden, ist in der Natur der Sache gelegen
und stand insbesondere früher auch mit der Ab¬
wicklung, mit der Sicherheit des Dienstes im Zu¬
sammenhang.

Bei der Übernahme, die nun hier stattfinden
soll, sind unter den Personen, die hiefür in Betracht
konnnen, schwerwiegende Bedenken aufgetancht, die
dahin gehen, daß vielleicht in der Anwendung dieses
Gesetzes nicht jenes Wohlwollen beobachtet wird,
das selbstverständlich gerade diesen Kreisen gegen¬
über Platz greifen muß. Man kann sich bei diesen!
Mißtrauen sehr gut auch auf das ehemalige Zwangs-
pensionistengesetz stützen, das besonders bei einzelnen
Betrieben — ich erwähne hier nur die Postanstalt
— in derart radikaler Weise durchgeführt wurde,
wie dies bei anderen Ressorts nicht der Fall war
und wie es auch aus der Natur der Sache heraus
vielfach gar nicht zu rechtfertigen war.

Man hat, wie man allerorten hört, - bei der
Postanstalt zun>. Beispiel Leute, die entweder nicht
60 Jahre alt waren oder nicht die nötige Anzahl
der Dienstjahre hatten, pensioniert und hat dafür
neue Kräfte ausgenommen. Der finanzielle Erfolg
für den Staat war der, daß er eine jährliche
Mehrausgabe für die einzelne Kraft von ungefähr
1O.OOO Li leisten mußte, daß der Zwangspensionierte
noch in der Vollkraft seiner Jahre draußen spazieren
geht, daß er mit den Bezügen, die er hat, nicht
leben kann und sich um eine Nebenarbeit umsehen
muß, dadurch natürlich einer anderen freien Kraft
den Posten versitzt und deui Staate, wie ich schon
erwähnt habe, bedeutend mehr kostet, aber auch in
sich selbst keine innere Befriedigung finden kann,
weil er sich ganz richtig sagt, daß er gewaltsam
aus seinem Berufe hinausgedrängt ist, den er durch
Jahre hindurch mit großer Freude und im Interesse
des Staates und des Volkes ausgeübt hat — kurz

und gut, es sind hier die mannigfachsten Mißstände
auf den verschiedensten Seiten zutage getreten.

Es ist nun sehr leicht begreiflich, daß die
Kreise, die durch dieses Gesetz betroffen werden,
nach diesen Beispielen, die sie da vor Augen haben,
nach dieser willkürlichen, überaus scharfen Anwendung
des Gesetzes, schon von vornherein von einer gewissen
Furcht beherrscht sind, daß auch hier wieder ähn¬
liche Erscheinungen zutage treten werden. Es ist
deshalb, glaube ich, wohl gerechtfertigt — und ich
habe mir auch erlaubt, gemeinsam mit dem Abge¬
ordneten Dr. Angerer in diesem Sinne einen
Antrag zu stellen —daß bei diesem Gesetze an die
Regierung die Aufforderung gerichtet wird, wenigstens
in diesen! Falle, wo es sich um Kreise handelt, die
unter dem Zusammenbruch und in der Zeit feit dem
Zusammenbruch bis heute schwer gelitten haben, das
Gesetz in wohlwollender und fürsorglicher Weise
anzuwenden. Es wird ja nicht bei der Durchführung
dieses Gesetzes allein bleiben können, denn die Über¬
nahme dieser zivilen Staatsangestellten allein wird
ja noch nicht die ganze Frage als solche lösen. Es
sind vor allem auch die Pensionisten in Berücksich¬
tigung zu ziehen — und es ist das auch in einem
Resolutionsantrag zum Ansdruck gebracht. Diese
leiden unter ebenso schweren Verhältnissen wie die
aktiven Angestellten. Ich möchte auch darauf Hin¬
weisen, daß auch bei den Invaliden ähnliche Zu¬
stände vorhanden sind; auch dort wird ehestens ein¬
gegriffen werden muffen, um durch zwischenstaatliche
Verhandlungen mit den Sukzessionsstaaten auch diese
Frage zu regeln. Ich uiöchte nur noch daraus Hin¬
weise», daß wir selbstverständlich erwarten, daß die
einzelnen Angestellten, die von diesem Gesetz erfaßt
werden, nicht vielleicht in der Weise übernonnnen
werden, daß sie schon als Pensionisten übernonnnen
werden, was man ja auch befürchten könnte, sondern
daß sie tatsächlich so übernommen werden, daß ihnen
insbesondere auch die Erleichterungen, die dauiit
verknüpft sind, das; sie dann als aktive österreichische
Staatsangestellte in einem späteren Zeitpunkte in
den Ruhestand treten, wenn es unbedingt notwendig
ist, zuteil werden. Wir begrüßen dieses Gesetz. Es
ist entstanden aus Grund eines Antrages von unserer
und von der linken Seite des Hauses und ich hoffe,
daß auch dieses Gesetz dazu beitragen wird, die
schweren Wunden, die uns die letzte Zeit und be-
onders der unglückliche Ausgang des Krieges ge¬

schlagen hat, allniählich einer Heilung zuzuführen.
(Beifall und Händeklatschen.)

Präsident Hauser (welcher während vor¬
stehender Rede den Vorsitz übernommen hat): Zum
Worte gelangt der Herr Abgeordnete Dr. Angerer.

Abgeordneter Dr. Angerer: Hohes Haus!
So wie die beiden Herren Vorredner, muß auch ich
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betonen, daß dieses Gesetz zu jenen gehört, die von
einem Teil der ehemaligen österreichischen Staats-
bediensteten auf das schmerzlichste schon längst er¬
wartet worden ist. Denn es ist kein Zweifel, daß
jene Leute, die unserer Abstammung und Gesinnung
sind ltnb in den vom alten Österreich abgetretenen
Gebieten bedienstet gewesen sind, in die allerunan¬
genehmsten Lagen kamen. Sie wurden vertrieben,
teils durch Anwendung physischer Gewalt, teils
moralisch, weil die deutschen Einrichtungen, in jenen
Orten und Städten, wo sich die Beamten aufgehalten
haben, die deutschen Schulen für die Kinder usw.
zusammengebrochen sind und dadurch außerordentlich
traurige Verhältnisse für die betreffenden ehemaligen
österreichischen Staatsangestellten zutage getreten sind.
Schon im November 1018 hat sich nun der
Kabinettsrat damit beschäftigt, eine Regelung, be¬
treffend die Übernahmen dieser ehemaligen öster¬
reichischen Staatsangestellten deutscher Nationalität,
in die Wege zu leiten, und es wurde durch den
Kabinettsratsbeschluß vom 23. November 1918 im
dritten Abschnitt jene Richtlinien, die damals für
die Übernahme genehmigt worden sind, festgestellt,
daß jene ehemaligen österreichischen 'Staatsbediensteten
deutscher Nationalität außerhalb des deutschöster¬
reichischen Staatsgebietes, die zum Verlassen des
öffentlichen Dienstes gezwungen wurden, aus ihr
Ansuchen durch Verfügung des zuständigen Staats¬
amtes auch vor Klärung ihrer staatsbürgerrechtlichen
Verhältnisse in demselben oder in einem anderen
Dienstzweige oder Ressort im deutschösterreichischen
Staatsdienste verwendet werden können.

Im dritten Absätze dieses dritten Teiles der
Richtlinien" voni 23. November 1918 heißt es,

daß jene Bediensteten, die von keiner Seite öffent¬
liche Dienstbezüge erhalten, vorläufig vorschußweise
gegen Abrechnung eine Beihilfe im vollen Ausmaße
der bisherigen Bezüge zu bekommen hätten. Das
war am 23. November des Jahres 1918. In
dem Erlasse, der anfangs Mai 1919 über den
Verwendungszuschüß als Ergänzung des von mir
soeben zitierten Punktes 3 dieser Richtlinien hinaus¬
gegangen ist, wird dieser Punkt 3 des Abschnittes III
der „Richtlinien" dahin ergänzt, daß diejenigen
ehemaligen deutschösterreichischen Staatsangestellten,
die in Österreich in Verwendung genonnnen werden,
die gleichen Bezüge wie die deutschösterreichischen
Staatsangestellten bekommen, allerdings nicht ihre
rechtliche Stellung: Sie rücken nicht vor, sie haben
nicht das Heimatsrecht, aber sie haben wenigstens
die gleichen Bezüge. Dadurch wurden nun zwei
Gruppen von Staatsangestellten geschaffen, die eine
Gruppe, welche im österreichischen Staatsdienst Ver¬
wendung gefunden hat und in ihren Bezügen
gleichgestellt wurde mit den deutschösterreichischen
Staatsangestellten und eine zweite Gruppe, nämlich
diejenigen, welche nicht verwendet worden sind und

nur Vorschüsse zu bekommen haben, und zwar Vor¬
schüsse in der Höhe der Bezüge vom November 1918
ohne Zulagen, ohne Erhöhungen, so zwar, daß
diese Gruppe in ein furchtbares Elend hinein-
gekommen ist, da ja bekanntlich die Zeit, die wir
jetzt mitmachen, für alle Staatsangestellten an und
für sich schon eine außerordentlich bittere ist, ganz
besonders aber für diejenigen, welche von der Er¬
höhung der Bezüge, von allen Zulagen ausgeschlossen
sind. Es sind allerdings zweimal, weil man auch
von seiten der Regierung die schwierigen Verhältnisse
erkannt hat, Zuschüsse gegeben worden, allein das
sind Tropfen gewesen, die das Elend nicht zu lindern
vermochten. Es war begreiflich, daß man getrachtet
hat, möglichst viele von den Staatsangestellten
aus den Nachbarstaaten unterzubringen, und das ist
auch geschehen. Es blieb aber eine Gruppe der
Nichtverwendeten übrig, deren Lage, soweit ihre
Nichtverwendung nicht aus eigenes Verschulden zurück-
zuführen gewesen ist, außerordentlich bedauernswert
gewesen ist.

Nun kam der Kabinettsratsbeschluß vom
16. März 1920. In diesem Kabinettsratsbeschlust
wurde nun bestimmt, daß diese Beihilfen, also diese
Vorschüsse, im Falle der Würdigkeit erhöht werden
können, daß eine individuelle Überprüfung der An¬
suchen in diesen: Falle durchzuführen wäre, daß
aber diejenigen Angestellten, welche sich auf privatem
Wege durch Handelsgeschäfte oder wie immer Geld
verdienen, welche also ein entsprechendes Einkommen,
hätten, mit der Einstellung dieser Beihilfen zu
rechnen hätten. Der Gedanke dieses Kabinettsrats¬
beschlusses ist vollkommen richtig: denjenigen, die
ohne ihr Verschulden nicht in Verwendung und
dadurch in Notlage gekonnnen sind, nach individueller
Überprüfung des Ansuchens eine Erhöhung der
Beihilfe zu gewähren, denen aber, die sich auf
anderem Wege ein Einkommen verschaffen, die Bei¬
hilfe einzustellen.

Allein mit der Durchführung dieses Kabinetts¬
ratsbeschlusses hat es einen großen Haken gehabt.
Hier muß mit Bedauern festgestellt werden, daß
das Finanzamt eine gewisse Härte an den Tag
gelegt hat, die wir nicht begreifen können, weil es
sich gerade um jene Personen gehandelt hat, die
als Träger des deutschen Gedankens in fremd-
nationalen Ländern gewesen sind und eben des¬
wegen, weil sie die Träger des nationalen Gedankens
gewesen sind, dort nicht mehr länger bleiben
konnten, sondern flüchten mußten, die Opfer ihrer
völkischen Gesinnung sind und für die wir daher
selbverständlich ebenfalls Opfer bringen müssen. Es
hat nämlich^das Finanzamt bei Durchführung des
Kabinettsratsbeschlusses vom 16. März wohl die Ein¬
stellung der Beihilfen bei jenen durchgeführt, von
ivelchen nachgewiesen werden konnte, daß sie auf

! irgendeinem Wege ein entsprechendes Einkommen
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beziehen, aber der andere Teil des Erlasses, daß
man Aufbesserungen denjenigen dieser Staats-
angestellten geben könne, bei denen nachgewiesener¬
maßen großes Elend herrscht und die ohne ihr
verschulden die Verwendung im Staatsdienste zu
erreichen nicht in der Lage gewesen sind, wurde
nicht in Anwendung gebracht; diesen Teil, wo
es sich um Zuschüsse für solche Personen gehandelt
hat, hat man also ausgelassen, und wenn bei den
verschiedenen Amtsstellen angefragt wurde, hieß es,
davon wisse man nichts. Das sind die Erfahrungen
von Bediensteten, die dadurch auf das schwerste
betroffen worden sind.

Was die Überprüfungen anbelangt, so wurde
darüber Klage geft'chrt, daß man Gendarmen, in
Wien Geheimpolizisten, in das Haus geschickt habe,
als ob es sich um Verbrecher handelte. Das ist
nicht der Weg, um dem deutschösterreichischen Staat
freundliche Gesinnung zu schaffen, eine solche Be¬
handlung darf den Männern und Frauen nicht zu¬
teil werden, die als Opfer ihrer deutschen Gesinnung
aus den fremdnationalen Staaten ausgewiesen worden
sind. Wenn das geschieht, wird von oben herunter
der österreichische Staatsgedanke mit Gewalt ertötet
und erschlagen. (Sehr richtig!) Ich muß dem
Staatsamte für Finanzen und jenen Organen, die
den Kabinettsratsbeschluß durchzuführen gehabt hätten,
daher den schweren Borwurf machen, daß sie eine
Auffassung an den Tag gelegt haben, die wir als
für unseren Staat schädlich und geradezu gefährlich
halten. So sehr wir also mit dem Kabinettsrats-
beschluß selbst einverstanden sind, niüssen wir die Art
seiner Durchführung bedauern.

AtN 21. Mai 1920 hat sich nun der Kabiuetts-
rat wieder mit dieser Sache beschäftigt und wichtige
Beschlüsse gefaßt; er hat nämlich neue Richtlinien
für die Übernahme der aus den sremdnationalen
Staaten vertriebenen ehemaligen österreichischen
Staatsbedienfteten festgesetzt. Hier wird ausgesprochen,
daß die definitive Übernahme möglich ist, „soweit
ein Bedarf gegeben ist" heißt es da, und daß
anderseits von der Übernahme ausgeschlossen sind
diejenigen, die am 31. Mai 1920, das ist am Tage
der Genehmigung dieser Richtlinien, ausgedient
haben. Es heißt nämlich im Punkt a des Absatzes 2

«des Abschnittes I dieser Richtlinien: „Von der Über¬
nahme sind ausgeschlossen a) Angestellte, bei denen
am Tage der Genehmigung dieser Richtlinien durch
den Kabinettsrat die Voraussetzungen vorliegen, unter
welchen Zivilstaats- und Staatsbahnbedienstete der
österreichischen Republik im Sinne der Bestimmungen
der Dienstpragmatik (Dienstordnung für die Bedien¬
steten der österreichischen Staatsbahnen) von Amts
wegen in den Ruhestand versetzt werden können".

Dieser Punkt der Richtlinien ist meines Er¬
achtens außerordentlich anfechtbar und ungerecht. Er
hat dazu geführt, daß das Elend bei den nunmehr j

pensionsreifen Staatsangestellten noch weiter ver¬
mehrt wurde.

Den Gipfelpunkt der Härte erreicht aber der
Beschluß vom 8. Juni 1920, wo es heißt: „Die
auf Grund der Bestimmungen des Punktes I, Ab¬
satz 2, lit. a, der ,Richtlinien' — die ich früher
erwähnt habe — von der Übernahme in den Dienst
der österreichischen Republik ausgeschlossenen ehe-'
rnals Staatsangestellten sind, sofern sie sin Ver¬
wendung stehen, unverzüglich, womöglich mit 30. Juni
1920 des Dienstes zu entheben".

Ein solcher Standpunkt muß mit aller Em-
schiedenheit zurückgewiesen werden. (So ist es!) Es
ist unmöglich und undenkbar, daß man Leute, die
man früher ausgenommen hat, nun Knall und Fall
des Dienstes enthebt, sie mit ihren Bezügen in den
November 1918 zurückversetzt, sie in die Lage
bringt, von einem Bezug von zum Beispiel 3000 kL
auf 600 bis 700 K monatlich beschränkt zu sein.
Wenn der österreichische Staat schon für so viele
Sachen Geld ausgegebeu hat, hier wäre es gerecht¬
fertigt gewesen und auch die Pflicht, mit diesen im
Stadium der Pensionierung stehenden altgedienten
Leuten Rücksicht zu haben und sie nicht Knall und
Fall aus die Straße zu setzen.

Dieser Kabinettsratsbeschluß vom 8. Juni
1920 und der Durchfiihrungserlaß dazu vertreten
meines Erachtens einen Standpunkt, der jede
völkische Erwägung und jede Anerkennung der
Arbeit eines arbeitenden Menschen für die Zeit
des Alters vollständig außer acht läßt und von
kleinlichen fiskalischen Gesichtspunkten ausgeht, mit
denen man unfern österreichischen Staat aber ganz
gewiß nicht retten wird. Denn aus diesem Wege
und durch diese kleinen Ersparnisse wird der öster--
reichische Staat nicht gerettet werden können. Da
müssen ganz andere Wege eingeschlagen und andere
Ersparnisse gemacht werden, als mit den alten,
im Stadium der Pensionierung stehenden ehemaligen
Staatsbediensteten. Ich halte das für einen groben
Fehler und erhebe hier die Anklage, daß man nicht
mit jener Rücksichtnahnie vorgegangen ist, welche
diesen Männern gebührt hätte.

Es ist allerdings nicht viel später, nämlich
schon am 26. Juni, wieder eine Nachtragsversügung
gekommen^ Man hat doch eingesehen, daß diese
Härte unverantwortlich ist und es ist dann in
diesem Nachtragserlasse des Staatsamtes für
Finanzen vom 26. Juni 1920 die Bestimmung
enthalten, daß die Indienststellung aufrechtbleiben
kann, wenn zwingende dienstliche Rücksichten das
Verbleiben im aktiven Dienste es erheischen. Es ist
also hier die Jndienstbelaffung ermöglicht, und
zwar auf zwingende dienstliche Rücksichten ein¬
geschränkt, ein Zeichen, daß man doch eingesehen
hat, daß man mit der Härte, wie sie bestanden hat,
nicht weiter vorwärts schreiten könnte. Das ist der
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Leidensweg, den diejenigen haben gehen müssen, die
aus den fremden Staaten wegen ihrer deutschen
Nationalität und ihrer deutschen Gesinnung aus¬
getrieben worden sind.

Wenn ich mich da an die Begründung des
Antrages der Abgeordneten Dr. Seipel, Dr. Resch
und Genoffen, betreffend die Regelung der Dienstes¬
und Bezugsverhältnisse der aus den auf ehemaligem
österreichischen Boden neu errichteten Nationalstaaten
vertriebenen Staatsangestellten deutschen Stammes,
erinnere und lese (liest):

„Es ist gewiß eine schreiende Ungerechtigkeit,
daß man für diese braven Staatsbediensteten, die
ihre Pflicht vollauf erfüllt haben, nunmehr kein
Plätzchen finden kann oder will, um ihnen jene
Dienstes- und Bezugsverhältnifse wie jenen Staats-
bedienfteten zuteil werden zu lassen, welche bisher
das Glück hatten, einen Dienstposten innerhalb des
deutfchösterreichischen Staatsgebietes inne zu haben",
wenn ich das lese, so muß ich sagen, daß ich dieser
Begründung vollkommen beistimme, daß ich aber
die Durchführung jenes Gedankens seitens der ver¬
flossenen Koalitionsregierung vermisse, die Durch¬
führung jenes Gedankens, der in diesem am 6. Mai
1919 gestellten Anträge der Abgeordneten Seipel
und Resch enthalten ist. Ich finde aber auch einen
anderen Antrag und kann nicht auch der Begrün¬
dung dieses Antrages der Abgeordneten Kletz-
mayr und Genossen, betreffend die Übernahme
eheuialiger Staatsangestellter deutscher Nation in
den deutschöfterreichischen Staatsdienst, anfchließen,
wenn an die Regierung in diesem Anträge folgende
Forderung gestellt wird:

„Alle Staatsangestellten, die durch Mutter¬
sprache, Erziehung und Gesinnung dem deutschen
Volke angehören und deshalb von den neuerstandenen
Nationalstaaten zum Verlassen ihres Dienstes
gezwungen wurden und nun um Übernahme in den
deutschösterreichischen Staat angesucht haben, einerlei,
ob dieselben bereits in provisorische Verwendung
genommen wurden oder nicht, sofort endgültig in
den deutschösterreichischen Staatsdienst unter Wah¬
rung des ihnen gebührenden Dienstranges und der
bisherigen anrechenbaren Dienstzeit definitiv zu
übernehmen. Die ihnen hiedurch zukommenden
Beförderungen sind rückwirkend durchzuführen und
find denselben alle ihnen feit 1. November 1918
gebührenden, jedoch nicht erfolgten Bezüge flüssig zu
machen."

Das ist der Punkt 1 des Antrages Kletz-
mayr und Genossen, hinsichtlich der Forderungen, die
von seiten der Antragsteller an die Regierung in
dieser Hinsicht gestellt werden. Auch mit dieser
Forderung, die im Antrag Kletzmayr und Ge-
noffen enthalten ist, können wir uns vollständig
einverstanden erklären. Es heißt dort, alle diese
verbliebenen Staatsangestellten sind hier zu über¬

nehmen, weil sie sonst kein Plätzchen in der Welt
haben und untergehen müßten. Wir sind das
Vaterhaus, wir sind das Mutterhaus für jene, die
als Deutsche in den nichtdeutschen Landen keine
Heimat mehr finden können. (Sehr richtig!) So
können wir uns also vollständig mit den Be¬
gründungen der beiden Anträge einverstanden er¬
klären, die von seiten der Christlichsozialen einge¬
bracht wurde!:. (Abgeordneter Forstner: Ich bin
schon eine halbe Stunde davon überzeugt!) Fa, aber

handeln müßte man danach! Ihre Partei war auch
in der Koalitionsregierung, sie hat die Macht ge¬
habt, sie hat aber nicht so gehandelt, wie diese
Grundsätze lauten, die in den Anträgen enthalten
sind. Hätten Sie so gehandelt, dann hätten wir
diese Gesetze schon längst, schon vor einen halben
Jahr oder noch früher beschließen können. (Abge¬
ordneter Forstner: Also nicht so viel reden, ge¬
schwind abstimmen!) Nein, wir werden nicht bloß
abftimmen, sondern wir werden genau feststellen,
daß wir hier einen schweren Vorwurf gegen die
Koolitionsregierung zu erheben haben, daß sie eine
Pflicht diesen Vertriebenen gegenüber nicht erfüllt
hat. Denn das ist dies mangelnde Pflicht-
bewußtsein gegenüber jenen Leuten, die als Pioniere
des Deutschtums in den fremdnationalen Teilen
der Monarchie ihre Arbeit getan haben. (Abgeord¬
neter Forstner: Aber vom Reden werden sie nicht
satt!) Nein, sie werden nicht satt. Deswegen
drängen wir und !vir haben auch von seiten der
Großdeutschen schon vor langer Zeit einen Antrag
in diesem Sinne eingebracht, aber geschehen ist in
dieser Sache bisher nichts.

Wenn die Herren sich später rechtfertigen wollen,
ist das ihre Sache, Tatsache ist, daß wir in dieser
Hinsicht zu großen Klagen Anlaß haben. Das Elend
der Vertriebenen ist daher ein immer größeres ge¬
worden und insbesondere bei den Ruheständlern, die
nicht wissen, wohin sie gehören und daher nur
kleine Vorschüsse erhalten; ich muß sagen, wir
haben Leute, welche leitende Posten außerhalb des
heutigen Deutschöfterreich inne gehabt haben, welche
als Regierungsräte heute bei uns im Ruhestande
leben und ihre Pensionsdekrete versetzen müssen, um
nur die notdürftigsten Güter zur Befriedigung der
primitivsten täglichen Bedürfnisse anschaffen zu können.
Das Pensionsdekret versetzen, um nicht verhungern
zu müssen! Hat man das schon einmal gehört? Und
das geschieht, weil man doch hofft, daß einmal, ipenn
die Sache geregelt sein wird, wenn die pensionierten
Leute wissen werden, ob sie ihre Pension von diesem
oder jenem Staate bekommen, die volle Pension an
Stelle der Vorschüsse, die sie heute haben, treten
wird. Ich kenne Regierungsräte, Direktoren an
Mittelschulen von außerösterreichischen Gebieten, die
heute in ihrem Alter mit 750 K Monatsgehalt
leben müssen. Rechnen Sie sich das aus! Denken
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Sie sich hinein in die Seele eines solchen armen
alten Mannes, der sein Leben laug sür das alte
Österreich gearbeitet har, und dann werden Sie be-
greiseu, welch bitterer Groll im Herzen jenes Mannes
und auch in den Herzen seiner Angehörigen, der
Familie dieses Mannes über die Rücksichtslosigkeit
wohnt, mit der man diesem Menschen gegenüber vor-
geht, während man aus der anderen Seite Gelder
ausgegeben hat, wo vielfach die Meinung besteht,
daß Sparen am Platze gewesen wäre. Deswegen
sind wir der Anschauung, daß auch die Peusionisten-
übernahmsfrage ehestens geregelt werden muß. Es
ist eine unbedingte Forderung, die wir erheben
müssen und die wir an die Regierung richten: Die
zwischenstaatlichen Verhandlungen mit den National¬
staaten müssen doch endlich einmal zum Abschluß
gebracht werden, damit die im Ruhestande lebenden
Staatsangestellten endlich zu ihren vollen Bezügen
komnlen, die, wenn sie auch kärglich sind, doch höher
sind als die kleinen Vorschüsse, die sie auf ihre
ohnehin kleinen Bezüge gegenwärtig bekommen. Wir
müssen sie aus ihrem Elend retten. Wir fordern
daher, daß die Regierung alles tue, um endlich die
Verhandlungen zum Abschluß zu bringen. Ich habe
mir daher auch erlaubt, eine Entschließung in diesem
Sinne vorzubereiten und zu beantragen.

Auch andere Unzukömmlichkeiten kommen vor.
Es wird zum Beispiel die Übernahme in den öster¬
reichischen Staatsdienst von deni Besitz der Staats¬
bürgerschaft abhängig gemacht. Das ist natürlich
ganz und gar ungerecht und unrichtig. In dem
Kabinettsratsbeschluß vom 23. November 1918 ist
davon gar keine Rede und es kann auch nicht davon
die Rede sein, weil die Staatsbürgerschaft selbst¬
verständlich deni Betreffenden mit dem Augenblick
zufallen muß, indem er in den österreichischen Staats¬
dienst übernommen wird. Es kann daher die öster¬
reichische Staatsbürgerschaft, wenn er sie nicht schon
zufällig hat, als Bedingung für die Übernahme nicht
gefordert werden, ohne die Übernahme überhaupt
unmöglich zu machen, und deshalb müssen wir auch
diesen Vorgang als ein Mittel betrachten, um die
Übernahme in den österreichischen Staatsdienst zu
verzögern und geradezu unmöglich zu machen. In
einer Reihe von Fällen find Gesuche und Anfragen
in dieser Angelegenheit vom Staatsamte des Innern
ganz richtig dahin erledigt worden, das selbstver¬
ständlich die Staatsbürgerschaftsfrage gar keine Be¬
deutung sür den Betrefferrden habe, weil ja die
Übernahme in den österreichischen Staatsdienst mit
dieser Frage in keinem Zusammenhänge stünde; daß
bleibe einer späteren Regelung Vorbehalten. Dennoch
wird dann anderseits wieder für die definitive An¬
stellung vor allem vom Staatsamte für Finanzen,
wo eben die Schwierigkeiten in dieser Hinsicht, so¬
weit ich sehe, liegen, die Forderung erhoben, daß
die Staatsbürgerschaft eine Bedingung für die

Übernahme sei. Das ist ein Spiel, das nicht
gutgeheißen werden kann. Wenn man schon nicht
übernehmen will, dann sage man offen: wir werden
oder wir können es nicht. Ein Versteckenspiel aber
hat keinen Wert, weil nur Mißtrauen auf allen
Seiten erweckt wird. Wir haben in solchen Zeiten,
wie die gegenwärtigen sind, wirklich keinen Grund,
daß auch die Behörden noch Mißtrauen gegen sich
selbst erwecken, da ohnehin schon in der Bevölkerung
Mißtrauen gegen sie genug besteht. Sie muffen ja
doch zugeben — und das wird der allernaivfte
schon verstehen —, wenn der Staatsbetrieb von
seiten der Behörden so geführt wird, wird man
ganz gewiß nicht den Glauben an den guten
Willen der Behörden haben. Daun wird man an
der Hoffnung verzweifeln, daß durch die Behörden
die Wiederaufrichtung eines geeordneten Staats¬
und Wirtschaftslebens in die Hand genonunen wird.
So hängt nach meiner Ansicht diese kleine Sache
mit den größten Fragen zusammen, mit dem Ver¬
trauen zur Regierung, zu den Autoritäten des
Staates, daß die Grundlage für jede Ordnung
und jedes Recht im Staate bildet. Darum soll
man nicht ein so frivoles Spiel treiben und nicht
mit der einen Hand etwas geben und es auf dem
Wege von Hintertüren wieder nehmen. Das müssen
wir auf das schärfste verurteilen und als für das
Staatsinteresse sehr gefährlich erklären. (Zwischen¬
rufe.) Sparsamkeit, das ist sehr richtig, ist sehr am
Platze, aber nicht dort, wo sie ungerecht ist, Spar¬
samkeit am richtigen Flecke, das ist tue große Kunst
und darüber müßte man reden. (Zwischenrufe.)
Bei Alten, bei Invaliden, bei Leuten, die wegen
ihrer Gesinnung aus fremden Ländern vertrieben
worden sind, die eine Heim- und Arbeitsstätte
wieder suchen, wird unter dem Titel Sparen nicht
der richtige Weg gefunden. Gesparr muß auf anderen
Gebieten werden und darüber wird man schon noch
reden. (Zwischenrufe.)

Einige besondere Bemerkungen muß ich noch
hinzufügen, wegen der vertriebenen deutschen Ange¬
stellten auf dem Verwaltungsgebiete Bosniens und
der Herzegowina. Dieses bosnisch-herzegowinische
Verwaltungsgebiet wird immer als ein eigenes
Gebiet für sich ausgesaßt und wir haben immer
Zusatzbeschlüsse, wo es heißt, daß die im Ver¬
waltungsgebiet Bosnien und der Herzegowina Be¬
diensteten in derselben Weise zu behandeln sind wie
die in dem altösterreichischen. So liegt mir zum
Beispiel ein Kabinettsratsbeschluß vom 20. Mai 1919
vor, wo es heißt, daß die im Verwaltungsdienst
von Bosnien und der Herzegowina angestellten Be¬
amten und Bediensteten deutscher Volkszugehörigkeit,
die in eurer Gemeinde Deutschösterreichs heimat-
zuständig sind, im Sinne des dritten Abschnittes
des Kabinettsratsbeschlusses vom 23. November
1918 den ehernaligen österreichischen Staats-

X www.parlament.gv.at



98. Sitzung d. Konstituierenden Nationalversammlung d. Republik Österreich am 22. Juli 1920. 3263

dediensteten deutscher Nationalität außerhalb des
deutschösterreichischen Staatsgebietes zu behandeln
sind, das heißt, jene bosnisch-herzegowinifchen
deutschen Verwaltungsbeamten, die zum Verlassen
des öffentlichen Dienstes gezwungen wurden, können
aus ihr Ansuchen durch Verfügung des zuständigen
Staatsamtes in demselben oder in einem anderen Dienst¬
zweige oder Ressort im deutschösterreichischen Staats¬
dienst verwendet werden. Insoweit solche Beamte
von keiner Seite öffentliche Bezüge erhalten, ist
ihnen vorläufig vorschußweise gegen Abrechnung
eine Beihilfe im vollen Ausmaß der bisherigen
Bezüge zu gewähren. Es werden also die allge¬
meinen Normen auch aus die aus dem bosnisch-
herzegowinischen Gebiet Vertriebenen angewendet.

Ich habe hier auch einen Normalerlaß über
Beihilfenzahlung von: 25. Oktober 1919, wo es
heißt: „Die im deutschösterreichischen Staatsdienste
nicht verwendeten ehemaligen bosnisch-herzegowinischen
Landesbediensteten deutscher Volkszugehörigkeit, die
in einer Gemeinde Deutschösterreichs nach dem im
Friedensoertrage festgelegten Grenzen heimatzuständig
sind, sind hinsichtlich der Voraussetzung für die
Auszahlung von Beihilfen usw. den anderen gleich-
zuhalten." Es wird hier die Gleichstellung fest¬
gehalten, aber eine territorial einschränkende Ver¬
fügung beigefügt: „In den im Friedensvertrage
festgelegten Grenzen." (Abgeordneter Zelenka:
Hat das alles Ihre Vertretung im Finanzausschüsse
nicht geirußt?) Ob das unsere Vertretung im
Finanz- und Budgetausschuffe gewußt hat, weiß ich
nicht. Ich bin erst seit heute in: Finanz- und
Budgetausschuß; ich stelle lediglich fest, daß die
Durchführung anders gelautet hat, als der Beschluß
des Kabinettsrates.

Es ist im Kabinettsratsbeschluß, den ich
früher zitierte, nicht darauf verwiesen, daß diese
ganze Sache auf die im Friedensvertrage fest¬
gelegten Gebietsgrenzen eingeschränkt ist, sondern es
ist die Rede von den Gebieten des alten Öster¬
reich, nicht von dem durch den Friedensvertrag von
St. Germain bestimmten Gebiete, auch nicht von
jenem Gebiete, auf das wir Anspruch erheben,
sondern es ist vom Gebiete des alten österreichischen
Staates die Rede. Und hier ist die Sache auf die
im Friedensvertrage festgelegten Grenzen ein¬
geschränkt. Im heutigen Deutschösterreich muß jemand
nach diesen: Durchführungserlaß heimatberechtigt
sein, wenn er, aus Bosnien oder der Herzegowina
kommend, bei uns übernommen werden soll. Nun
haben wir aber ehemalige bosnisch-herzegowinische
Staatsangeftettte, die in Südsteiermark, in Marburg,
in Deutschböhmen, im Sudetenlande zu Hause sind
und die ihre Staatsbürgerschaft dort behalten
haben, weil sie eben in dieses Verwaltungsgebiet
nur transferiert worden sind und dort nicht die
Staatszugchörigkeit bekommen haben, so wie die

übrigen Staatsangestellten, die dort ihre Staats¬
zugehörigkeit hatten, wo sie nngeftellt waren. Die
bosnisch-herzegowinischen Staatsbediensteten haben
die alte Heimatzuständigkeit behalten, sind in das
Verwaltungsgebiet hinuntergeschickt worden und sind
eben jetzt heimatberechtigt in einem Teile, welcher
nicht in dem durch den Friedensvertrag bestimmten
Gebiete Deulschösterreichs liegt, und sind nun von
der Übernahme in den Staatsdienst in Österreich
ausgeschlossen. Wie kommt ein solcher in Marburg,
das jetzt jugoslawisch ist, Heimatberechtigter dazu,
daß er nach dieser Auffassung, daß die Heimat¬
zuständigkeit in dem im Friedensvertrage feftgelegteu
Gebiete gefordert wird, von der Übernahme aus¬
geschlossen sein soll? Es ist unbegreiflich, glaube
ich, und verfehlt, so engherzig zu sein und so vor-
zugehen, denn diese Leute sind vielfach über Wunsch
der Behörde als Träger des deutschen und öster¬
reichischen Gedankens hinunterversetzt worden und
jetzt sollen sie in Jugoslawien, wo man die
Deutschen haßt und bekämpft, um Heimatrecht
und Staatszugehörigkeit betteln, weil sie bei uns
nicht ausgenommen werden können, da als Be¬
dingung für die Aufnahme der Besitz der Heimat-
znständigkeit in einem Orte Deutschösterreichs in:
Rahmen des jetzigen Staatsgebildes gilt. Im
Kabinettsratsbeschluffe von: 23. November 1918
ist natürlich vom österreichischen Staatsgebiet die
Rede, und zwar von jenem Gebiete, wie es im
Staatsgebietsgesetz vom Jahre 1918 enthalten ist.
Da ist auch Untersteiermark dabei mit Marburg
und Cilli, da ist ganz Kärnten dabei, da ist das
deutsche Sudetenland und das Böhmerland dabei,
da ist Südtirol dabei. Auf diese Gebietsgrenzen
beziehen sich die Bestimmungen des Kabinettsrats¬
beschlusses vom 23. November 1918 und nicht auf
die Gebiete des heutigen, durch den Friedensvertrag
eingeengten Österreich. Hier muß ich schon sagen,
daß man kein solches Spiel mit den Leuten treiben
soll, daß man sie nicht so hin- und herschieben,
sondern doch auch für diese Gruppe ein gewisses
Recht und eine gewisse Gerechtigkeit walten lassen
soll. Das geschieht aber nicht, denn Gesuche dieser
Art wurden abgewiesen. Ich habe solche Ent¬
scheidungen hier. Eine solche Entscheidung vom
26. März 1920 zum Beispiel lautet (liest):

„Ihrem Ansuchen um Verwendnngnahme und
Auszahlung der Beihilfe seitens des Staatsamtes
für Finanzen wird keine Folge gegeben, da hiesür
auf Grund der Bestimmungen des Kabinettsrats¬
beschlusses von: 20. Mai 1919 nur jene im Ver¬
waltungsdienste Bosniens und der Herzegowina
gestandenen Beamten und Bediensteten unzweifelhaft
deutscher Volkszugehörigkeit, die in einer Gemeinde
Deutschösterreichs nach den im Friedensvertrag sest-
gelegten Grenzen heimatzuständig sind, in Betracht
kommen."
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Der Betreffende wird also mit der Be¬
gründung abgewiesen, daß er nicht in einem nach
dem Friedensvertrag zu Deutschösterreich gehörenden
Orte Österreichs heimatzuständig sei. Im Kabiuetts-
ratsbeschlusse selbst ist aber davon keine Rede. Das
sind irrtümliche, das sind falsche, das sind unge¬
rechte Auslegungen. Und den Gipfelpunkt dieser
ungerechten Auslegungen bedeutet ein Erlaß des
Staatsamtes für Land- und Forstwirtschaft vom
10. Juli 1920, den ich auch vorlege. In dem
Erlasse heißt es (liest):

„Nach Maßgabe des Abschnittes III der
Beschlüsse des Kabinettsrates vom 23. November
1918" — das ist der Kabinettsratsbeschluß, den
ich einleitend Zitiert habe — „steht ihm" — dem
Betreffenden, der hier angesucht hat und abgewiesen
wurde — „weder ein Anspruch ans definitive Über¬
nahme in den Staatsdienst der Republik Österreich
noch auf Jnverweudungnahmc zu, da er vor bent
Umsturz, das ist am 12. November 1918, in
Krain bedienstet war, __ also in einem Gebiete, auf
das die Republik Österreich niemals Anspruch
erhoben hat."

Ja, verehrte Anwesende, da steht jetzt klipp
und klar, daß auch ein Deutscher, der in Krain
bedienstet war, nicht übernonuuen werden kann mit
der Begründung, daß er eben in Krain war und
Krain zu jenen Teilen Österreichs gehört, die von
uns Österreichern nicht beansprucht werden. Das
steht in einem Erlasse des Staatsamtes für Land-
und Forstwirtschaft vom 10. Juli 1920. Ich lese
nochmals die Begründung vor, mit der der Be¬
treffende abgewiesen wird: ,,.... da er vor dem
Uiusturz, am 12. November 1918, in Krain be¬
dienstet war, also in einem Gebiet, auf das die
Republik Österreich niemals Anspruch erhoben hat."
Und weiter heißt es noch in diesem Erlasse: „An
dieser Rechtsauffassung vermag die Tatsache, daß
der Betreffende auf Veranlassung der Forst- und
Domänendirektion Görz von der südslawischen Re¬
gierung des Dienstes enthoben wurde, nichts zu
ändern." Das heißt an dieser Bestimmung kann
auch der Umstand nichts ändern, daß der Betreffende
nicht etwa freiwillig zu uns konmll, sondern von
der Forst- und Domänendirektion in Görz hinaus-
geworfen wird, die selbstverständlich keinen Deutschen
brauchen kann, wenn sie irgendwo einen Nicht¬
deutschen hat, den sie an seine Stelle setzen kann;
denn die deutschen kann nran sehr gut brauchen,
aber nur so lange, bis man nicht irgendeinen Nicht¬
deutschen, also einen Slawen hat, den man daun
au die Stelle des Betreffenden setzen kann; den
Deutschen wirft man dann rücksichtslos hinaus.
Dieser Erlaß und die darin enthaltene Begründung
ist der Gipfelpunkt der Fälschung von Kabinetts-
ratsbeschlüffen, die ich früher zitiert habe.

Wer ist nun Schuld daran? frage ich. Wer
fälscht die Beschlüsse? frage ich. (Redner schlägt auf
den Tisch. — Abgeordneter Schneid'madl: Aber
doch nicht der Tisch!) Der Tisch muß es aushalten.
(Abgeordneter Schnei dm a dl: Aber wie!) Das ist
nicht die Hauptsache. (Abgeordneter Forstner:
Aber wir halten es nicht aus! -— Heiterkeit.) Sie

müssen es auch aushalten! Ich rnuß hier die Frage
stellen: Wer fälscht die Beschlüsse des Kabinetts¬
rates bei ihrer Durchführung? Hier muß jemand
sein, der offenbar ein Interesse daran hat, daß
solche Ungerechtigkeiten an der: aus den fremden
Gebieten vertriebenen deutschen Angestellten geschehen.
Ich muß auf das allerentschiedenste dagegen Ver¬
wahrung einlegen, weil wir ein solches Unrecht
unter gar keinen Umständen vertragen können. Ich
zweifle nicht daran, daß der Herr Staatssekretär
für Land- und Forstwirtschaft selbst mit der Sache
gar nichts zu tun hat, aber ich möchte es ihm doch
nahelegen, sich darum zu kümmern, wie in feinem
Amte die Bestimmungen gehandhabt werden, die
der Kabiuettsrat betreffs der Übernahme derjenigen
Staatsangestellten des ehemaligen Österreich getroffen
hat, welche aus den fremden Ländern vertrieben
sind und sich nun in der größten Notlage befinden.

Ich habe Ihnen auf Grund von Beispielen
gezeigt, welche Widersprüche zwischen den Kabinetts-
ratsbeschlüffen und der Durchführung bestehen. (Ab¬
geordneter Schneidmadl: Und welche Resonanz

der Tisch hat! —- Heiterkeit.) Wenn Sie das
lächerlich finden, so bedaure ich es. Ich halte das
für eine sehr ernste Sache, weil es eine Lebensfrage
von Volksgenossen ist. Wenn Sie darüber lachen,
so kann ich das nur bedauern. (Abgeordneter
Schneid madl: Ich rede ja nur von der Resonanz

des Tisches!) Die Resonanz sollten Sie geben,
indem Sie Ihre Männer in der Regierung aus¬
fordern, endlich einmal Ordnung zu machen in
einer Angelegenheit, die danach geradezu schreit.

Ich glaube aber auch, daß endlich einmal
in der Frage der Staatsbürgerschaft Ordnung
gemacht werden muß; denn es geht nicht an — auch
in diesem Sinne habe ich eine Entschließung ein¬
gebracht, damit die Regierung das nötige ver¬
anlaßt —, es geht nicht an, daß die Kinder dieser
vertriebenen Staatsangestellten bei uns als Aus¬
länder erscheinen, an den Schulen ihre Studien¬
beiträge als Ausländer bezahlen, die bekanntlich
um 50 Prozent höher sind als die der Inländer,
daß die Betreffenden keine Nostrifizierung ihrer
Kriegsanleihepapiere bekommen und daher auch die
wenigen Zinsen nicht erhalten; denn viel Kapitalien
haben die Staatsangestellten nicht gehabt und das
sind diejenigen gewesen, die meift ihr flüssiges Geld
in der Form von Kriegsanleihe angelegt habe»
und die nun nicht einmal die wenigen Zinsen be¬
kommen, weil die Kriegsanleihen von Leuten, die
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bei uns nicht heimatberechtigt sind, nicht nostri-
fiziert werden können.

Die Frage der Heimatberechtigung ist daher
meiner Ansicht nach mit Rücksicht auf die finanziellen
Verhältnisse der Familie, mit Rücksicht aus die
Kinder unb mit Rücksicht auf eine Reihe anderer
rechtlicher Verhältnisse endlich einer Ordnung zu
unterziehen. Die Sache geht so weit, daß wir ver¬
triebene Ärzte haben, die nicht einmal Distriktsärzte
werden könnten, wenn man die Vorschriften genau
nehmen würde, weil sie nicht die Staatsbürgerschaft
besitzen, daher eigentlich aus einem fremden Lande
sind, und um hier einen öffentlichen Posten, wie es
der eines Distriktsarztes ist, ausfüllen zu können,
erst eine eigene Genehmigung benötigen. Das sind
Dinge, die wir in Kärnten erleben. Sie in Wien
haben keine Ahnung von diesen Dingen, aber wir
erleben sie. Wir stehen dort mitten im Kampfe, wir
bedauern die Opfer dieses Kampfes und wir fordern
daher, daß man nicht mit einem Lächeln . darüber
hinweggeht. (Zwischenrufe.) Ich erlaube mir daher,
eine Entschließung einzubringen, welche besagt,^ daß
die Regierung Vorsorge treffen soll, daß die Frage
der Heimatberechtigung der vertriebenen Pensionisten
und der Witwen und Waisen nach vertriebenen
Staatsangestellten ehebaldigst einer Regelung unter-
zogeu wird. Wir haben es der Regierung frei¬
gestellt, diese Regelung entweder im Sinne einer
Novellierung des Gesetzes vom 17. Oktober^ 1919
zu machen, durch die die Erwerbung der Heimat-
berechtigung mit vollem Rechte eingeschränkt ist oder
durch eine Durchführungsverordnung oder Vollzugs¬
anweisung; das ist uns ganz gleichgültig, aber
rasch muß es geschehen, damit man hier manches
Unheil vermeidet und manches Gute schafft, ohne
daß es etwas kostet. Denn diese Regelung der
Staatsbürgerschaft kann ohne Kosten für den Staat
gemacht werden.

Ich möchte aber auch bitten, jene Akten,
jene Ansuchen, welche um Erhöhung der Beihilfe
laufen, nicht so endlos lange im Staatsamte für
Finanzen liegen zu lassen. Es wird allgemein
darüber geklagt, daß viele Monate lang die Akten
liegen bleiben und man sagt immer, es ist noch
viel ärger als im alten Österreich. Allerdings muß
gerechterweise festgeftellt werden, daß sich die Zahl
der Akten ' häuft; es ist der Staat viel kleiner
geworden, aber der Aktenumlauf ist viel größer
geworden, weil eine Menge von Einzelpersonen zu
den Ämtern kommen, die in normalen Zeiten mit
den Ämtern in Personalsachen nichts zu tun gehabt
haben. Es ist also begreiflich, daß der Akteneinlauf
größer ist, aber es muß doch dafür gesorgt werden,
daß die Akten erledigt werden und die Arbeit durch
eine rasche Erledigung vorwärts geht. Deshalb
möchte ich betonen, daß das lange Liegenlassen und

Nichterledigen von Akten auch schon zu großem
Mißfallen Anlaß gibt.

In bezug auf die Fassung des Gesetzes selber
möchte ich darauf Hinweisen, daß ich mich mit dem
zweiten Absatz des § 1 nicht einverstanden erklären
kann. Im zweiten Absatz des § 1 heißt es (liest):

„Auf eine Nachzahlung auf die nach Ab¬
satz (i) sich ergebenden Bezüge Haben die über¬
nommenen Angestellten nur für die Zeit ihrer tat¬
sächlichen Verwendung im StaatslStaatseisenbahn)-
dienst Anspruch."

Und in der Entschließung, die der Ausschuß
dazu bringt — ein Zeichen, wie schwach diese
Formulierung ist, weil eben eine Entschließung des
Ausschusses notwendig ist, die auch schon in der
Begründung enthalten ist — heißt es (liest):

„Die Regierung wird aufgefordert, jenen
Angestellten, die sich um eine Verwendung im
Dienste der österreichischen Republik beworben haben,
die jedoch aus dienstlichen oder unverschuldeten
Gründen nicht in Verwendung genornmen werden
konnten, fallweise die Nachzahlung für die Zeit der
Nichtverwendung im Sinne des § 1 des vor¬
liegenden Gesetzes zu bewilligen."

Ich wäre der Meinung, daß wir diese Ent¬
schließung als überflüssig erklären. Der Gedanke,
der in dieser Entschließung zum Ausdruck kommt,
ist allerdings ganz richtig, aber er müßte in den
Absatz 2 des 8 1 in der Form hineingebracht
werden, daß es im zweiten Satze des ß 2, Absatz 2,
heißen würde (liest):

„Auf eine Nachzahlung aui die nach
Absatz 1 sich ergebenden Bezüge haben die
übernommenen Angestellten für die Zeit,
wo sie nicht in Verwendung standen, nur
dann keinen Anspruch, wenn sie aus eigenem
Verschulden nicht in Verwendung genommen
werden konnten, beziehungsweise wenn
ihnen nachgewiefen wird, daß sie während
dieser Zeit ein anderweitiges auskömm¬
liches Einkommen hatten."

Ich stimme vollkommen dern Herrn Bericht¬
erstatter bei, der gesagt hat, man wolle nicht jenen
Leuten, die durch Zwischengeschäfte oder anderswie
sich ein Einkommen verschafft haben, unter die
Arme greifen. Das wollen wir auch nicht, deshalb
halten wir an dem Gedanken fest, daß derjenige,
der ein anderweitiges Einkommen gehabt hat, keinen
Anspruch auf Nachzahlung der Bezüge hat, ebenso
derjenige nicht, der aus eigener Schuld, Nach¬
lässigkeit oder Absicht sich nicht um die Verwendung
im Staatsdienste beworben hat. Auch diese sollen
ausgeschlossen sein, wie es in der Enffchließung
heißt. Wir wollen aber, daß das im Gesetze selbst
festgeftellt wird, damit bei der Durchführung des¬
selben infolge der Unklarheit des Gesetzes nicht
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wieder jenes Ergebnis eintritt, das ich früher bei
Kabinettsratbeschlüssen und ihrer Durchführung schon
gekennzeichnet habe. Ich bin ein Gegner der Un¬
klarheit in den Gesetzen, weil deshalb die größten
Streitigkeiten und Umgehungen desselben möglich
sind. Nach der von mir vorgeschlagenen klaren
Fassung des Gesetzes würde also derjenige keinen
Anspruch aus Nachzahlung seiner Bezüge haben,
der aus eigenem Verschulden nicht in den Staats«
dienst gekommen ist. Seinen Anspruch hat er natür¬
lich selber nachzuweisen, denn nicht die Behörde
wird den Nachweis erbringen, wenn jemand einen
solchen Anspruch erhebt, daß er kein Verschulden
hat und ohne anderweitiges Einkommen berechtigt
wäre, die Nachzahlung zu beanspruchen.

Das wäre also ein Abänderungsantrag zum
Absatz 2 des 8 1. Aber ich meine, iin wesentlichen
ist dieser Gedanke wohl auch im Gesetze im Zu¬
sammenhänge mit der Entschließung schon enthalten,
aber meine vorgeschlagene Formulierung wäre die
klarere. Dann möchte ich mir erlauben, in bezug
auf das Heimatrecht, wovon ich früher schon ge¬
sprochen habe, eine Entschließung zur Annahme zu
empfehlen. Ich habe mit denr Herrn Leiter des
Kabinetts darüber Rücksprache gepflogen und der
Herr Staatssekretär Dr. Mayr hat mir gesagt,
daß kein Anstand gegen die Annahme obwalte, weil
in dieser Sache etwas geschehen müsse. Ich habe
betreffend das Heimatrccht eine Entschließung mit
folgendem Wortlaute vorgeschlagen (liest):

„Damit auch die Pensionisten, Witwen
und Waisen von aus den Nationalstaaten
vertriebenen österreichischen Staatsange-
stellten deutscher Volkszugehörigkeit sowie
die vorläufig noch nicht definitiv über-
nommenen vertriebenen Staats(Staatsbahn)-
angestellten das Heimatrecht in einer Ge¬
meinde Deutschösterreichs erlangen können,
wird die Regierung ausgefordert, eine Re¬
gierungsvorlage zur Novellierung des
Gesetzes vom 17. Oktober 1919 „über die
Abänderung des Gesetzes über das deutsch¬
österreichische Staatsbürgerrecht und über
die zeitweise Unzulässigkeit von Aufnahmen
in den Heimatverband", St. G. Bl. Nr. 481,
der Nationalversammlung noch in dieser
Session zu unterbreiten, sofern eine Re¬
gelung im Wege der Verordnung oder
Vollzugsanweisnng nicht tunlich ist."

Wie die Sache gemacht wird, ist mir gleich-
gültig. Ist cs iin Wege einer Vollzugsanweisung
tunlich, dann um so besser, dann kann es um so rascher
geschehen. Das wäre also die Entschließung, die ich
betreffs des Heimatrechtes mir vorzubringen erlaube.

Dann habe ich eine Entschließung vorzu-
bringen, welche die Regierung ausiordert — was

ja im Interesse aller gelegen ist —, daß endlich
die Verhandlungen mit den Nationalstaaten be¬
schleunigt werden, damit die einzelnen, besonders
die Pensionisten, einmal wissen, ob sie dahin oder
dorthin gehören, und damit sie in den vollen Bezug
ihrer Pension komuien, nicht aus die Vorschüsse
angewiesen sind, bei denen sie heute verhungern.
Diese Entschließung lautet (lies!):

„Die Regierung wird dringendst ans-
gesordert, mit aller nur möglichen Be¬
schleunigung die Verhandlungen mit den
Nationalstaaten wegen der gegenseitigen
Übernahme der ehemaligen österreichischen
Staats(Staatsbahn)angestellten zum Ab¬
schlüsse zu bringen."

Zu der Entschließung 2, die der Ausschuß
vorschlägt, beantrage ich, daß erstens nach den
Worten: „der altösterreichischen Länder" eingeschoben
werde: „und im Berwaltungsgebiete Bosnien-
Herzegowina", und zwar deshalb, damit keine
Unklarheit herrscht und nicht erst durch eine Nach-
tragsbestimumng gesagt werden muß, daß die aus
Bosnien und Herzegowina kommenden dieselben
Rechte genießen. Ferner möchte ich nach dem Worte
„stammen" in der letzten Zeile dieser Entschließung 2
des Ausschusses die Worte hinzugefügt wissen:
„deutscher Volkszugehörigkeit sind sowie sich zur
deutschösterreichischen Staatsbürgerschaft bekannt
haben." Denn das ist Bedingung. Andere, die
entweder nicht deutscher Volkszugehörigkeit sind

( oder sich nicht zur österreichischen Staatsbürgerschaft
bekannt haben, können wir nicht brauchen. Wenn
auch der Friedensvertrag uns unter Umständen
durch das Optionsrecht Leute auszwingen kann, die
wir nicht haben wollen, müssen wir als freie
Volksvertreter doch auf dem Standpunkt stehen,
daß unser Staat für unsere Leute da ist und daß
unsere Leute aus den fremden Staaten zu uns
kommen sollen. Die anderen sollen in ihre Staaten
zu ihren Nationsgenossen gehen. Das ist der
Standpimkt der Nationalstaaten — der ist auch
zweifellos gerechtfertigt — und das ist der Grund,
warum ich diesen kleinen Zusatz zur Allsschuß¬
entschließung anbringen möchte.

Endlich zum Schluffe noch eine Entschließung
über diejenigen, die in der Zeit vom 31. Ok¬
tober 1918 bis 21. Mai 1920 zwangsweise
pensioniert worden sind. Ich habe schon früher
den Kabinettsratsbeschluß vom 21. Mai 1920
und vom 8. Juni 1920 erwähnt, wo es heißt,
daß die Beamten, die auf Grund der Bestimmungen
des Punktes I, Absatz 2, lit. a, der „Richtlinien"
von der Übernahme in den Dienst der Republik aus¬
geschlossen sind, sofern sie in Verwendung stehen,
unverzüglich, womöglich mit 30. Juni 1920, vom
Dienst enthoben werden müssen ■— andere sind
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schon früher pensioniert worden. Wir meinen, daß
das ungerechtfertigt ist. Hier muß etwas gemacht
werden, und zwar deswegen, weil es nicht angeht,
daß man Leute, die im Dienste gestanden find, auf
diese wenigen hundert Kronen Monatsgehalt setzt,
so lange, bis endlich entschieden ist, wer den ganzen
Gehalt für sie zahlt. Man kann diese Leute nicht
verhungern lassen und dann erst entscheiden, wer
für sie zu zahlen haben wird. Ich habe daher mit
dem Kollegen Steinegger vereinbart, daß die
folgende Entschließung, die durchaus gerechtfertigt
ist, eingebracht wird (liest):

Entschließung der Abgeordneten Dr. Angerer,
Steinegger, Hahn, Schneider und Genossen:

„Die Regierung wird aufgefordert, die
Bestimmungen des Punktes 1, Absatz 2,
der vom Kabinettsrat am 21. Mai 1920
genehmigten ,Richtlinien für die Übernahme
der aus den Nationalstaaten vertriebenen
ehemals österreichischen Staats (Staats--
bahn)angestellten deutscher Nationalität in
den Dienst der Republik Österreichs
wonach alle jene Bediensteten von der
Übernahme unbedingt ausgeschlossen sind,
die ans Grund der Dienstpragmatik in der
Zeit vom 31. Oktober 1918 bis 21. Mai
1920 in den Ruhestand versetzt werden
konnten, aufzuheben und aus dieselben die
Bestitmnungen des Gesetzes über die Maß¬
nahmen für die Behandlung ehemals öster¬
reichischer Zivilstaats(Staatsbahn)angestellten
aus Anlaß ihrer Übernahme in den Dienst
der Republik Österreichs anzuwenden."

Das ist die Entschließung, die ich in dieser
Hinsicht mir zu beantragen erlaube mit der
besonderen Bitte an das hohe Haus, diese wichtige
Entschließung anzunehmen; sie geht aus der Auf¬
fassung hervor, daß wir alles tun müssen, wodurch
den Leuten, die als Angehörige des deutschen
Volkes aus fremden Gebieten vertrieben worden
sind, eine halbwegs gastliche Ausnahme in unserem
österreichischen Staate gewährleistet wird. Es wird
sich gar mancher der Nationalversammlung dankbar
erweisen, wenn sie hier entgegenkommt. Man muß
ja sagen, es ist durch dieses Gesetz ein großer
Schritt nach vorwärts getan, und wenn auch die
von mir beantragten Ergänzungen noch dazu
beschlossen werden, wird eine berechtigte Klage, die
gar mancher der vertriebenen Staatsangestellten
gegen den österreichischen Staat und seine Regierung
bisher erhoben hat, verstummen; es wird Lebensfreude
und Staatsfreude bei jenen wieder einziehen, welche
bisher verbittert gewesen sind und das Vertrauen zum
österreichischen Staat schon fast verloren haben. Ich
bitte daher um die Annahme nicht nur des Gesetzes,
sondern auch der Entschließung, die ich mir vor¬

zubringen und zu begründen erlaubt habe. (Leb¬
hafter Beifall und Händeklatschen.)

Präsident Hauser: Die vom Herrn Abge-
ordneten Dr. Angerer beantragten Entschließungen
sind genügend unterzeichnet und stehen in Ver¬
handlung. Wünscht jemand das Wort? (Niemand
meidci sich.) Dann ist die Debatte geschlossen;
der Herr Berichterstatter hat das Schlußwort.

Berichterstatter Zelenka: Hohes Haus!
Ich glaube, die langwierigen Verhandlungen, die in
der Staatskanzlei und in der Schutzstelle für ge¬
flüchtete Angestellte gepflogen worden sind, können
wir hier nicht neuerdings in der Form ändern,
indem wir individuelle Fälle festlegen und sie im
Gesetze d idurch berücksichtigen. Bei den Ausführungen
des Vertreters ini Finanz- und Budgetausschuß wurde
alles genauest besprochen und wurden jene Richtlinien
sestgelegt, die diese Angelegenheit und besondere
Härten in günstiger Weise berücksichtigen sollen.

Ich möchte dem Herrn Abgeordneten Dr.
Angerer sagen — und ich glaube, die Zustimmung
aller hier Anwesenden zu finden —, es hat niemand
gelacht über das Gesetz, sondern es wurde nur
gelacht über die Ausführungen und die Art, wie sie
vom Herrn Dr. Angerer durchgesührt worden
sind. Ich glaube, sagen zu können, daß es hier
niemand geben wird, der die traurige Lage der
Angestellten mit einem Lächeln quittieren könnte,
wo er ganz gut weiß, daß wir bei den Verhand¬
lungen lins von dem Wunsche leiten ließen, das
Gesetz endlich hereinzubringen. Herr Dr. Angerer
wird auch wissen, daß mir auf den Friedens¬
vertrag zu warten gezwungen waren, um endlich zu
wissen, wo unsere Landesgrenzen sind, welcher Art
und wieviel Bedienstete in Betracht kommen, und es
mußte so der Abschluß des Friedens abgewartet werden.

Er hat auch davon gesprochen, daß die
meisten dieser Härten betreffs der Staatszugehörig¬
keit eintreten. Bei den Unterhandlungen wurde die
Staatszugehörigkeit nicht verlangt, sondern die
deutsche Volkszugehörigkeit wurde als Grundlage
genommen, und wenn jemand hier geboren ist, in
jenem kleinen Gebiete, das uns vorgeschrieben ist, so
wurde er anstandslos übernorumen und soweit als
möglich auch in den Dienst überstellt. Ich möchte
sagen, daß mit der Gesetzwerdung dieser Vorlage
und ihrer Durchführung für alle diese, nachdem sie
ja dann ein Dekret bekommen, die Staatszugehörig¬
keit zur Republick ausgesprochen wird.

Ich möchte aber vor etwas warnen und
dabei unterstütze ich gang Ihr nationales Gefühl,
denn ich kann es auch ganz leicht beurteilen,
nachdem ich selbst aus den Reihen der Staats-
beamten bin und weil ich als ein nach Triest
strafweise Versetzter, es zu berücksichtigen weiß: Sie
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dürfen nicht vergessen, wenn Sie alle aufnehmen
wollen, Sie einen Großteil der Bediensteten überhaupt
mussperren, weil dieser Staat überhaupt nicht alle
ausnehmen kann. Sie müssen das selbst berücksichtigen
und sagen bei Ihren Ausführungen auch immer,
die Gesundung des Staates kann nur dann gesunden
werden und besonders für die öffentlichen Staats-
angestellten, wenn sich unsere Volkswirtschaft und
unsere Produktion hebt. Darin ist die sichere Grund¬
lage für die öffentlichen Angestellten zu erblicken.
Wenn im Z 2, den Sie so Bemängeln, dann steht,
daß die Übernahme ohne Rücksicht wo die ^Verwen¬
dung erfolgt stattfinden muß, zwingt der Überschuß
an Angestellten in einzelnen Ressorts zu dieser
Bestimmung. Wenrt im Staatsamte für Landwirtschaft
Fälle vorgekommen sind, die Härten aufweisen, so sind
das Einzelsälle, die nicht nur im Staatsamt für Land¬
wirtschaft Vorkommen, sondern auch bei der Post,
und sie sind überall, wo sie bekanntgeworden sind,
individuelle Fälle. In solchen Fällen steht es Ihnen
frei, dort zu intervenieren und die Sache einer
Erledigung zuzuführen.

Herr Dr. Angerer hat richtig bemerkt, daß
man bei solchen Untersuchungen immer noch nach
dem alten Gesetz von 1860 vorgeht und bei Not¬
standsunterstützungen Polizei und Gendarmerie in
die Wohnungen schickt und den Leuten damit
Unannehmlichkeiten bereitet. Das ist eine Schande
und muß endlich einmal abgeschasft werden. Wir
brauchen zur Prüfung der Angaben unserer öffent¬
lichen Angestellten nicht die Polizei und Gendarmerie,
die den Hausbesorger fragen, der dem Betreffenden
vielleicht schlecht gesinnt ist, und von dessen Urteil
es dann abhängt, ob der Angestellte die Unter¬
stützung bekommt. Das können wir aber nicht in
diesem Gesetze abstellen, das müssen Sie in einem
Antrag verlangen, ich werde ihn unterstützen, der
die Änderung des Gesetzes von 1854 oder
1860 fordert —, die Paragraphen weiß ich nicht
genau, man müßte ja jetzt eine Bibliothek im Kopse
hermntragen, um alles zu wissen, was die öffent¬
lichen Angestellten betrifft.

Was die bosnischen Angestellten anlangt, so
waren die meisten ja exponierte Beamte, die von
einer Direktion nur leihweise in das Gebiet von
Bosnien und Herzegowina versetzt worden sind. Sie
konnten daher beim Zusammenbruch wieder in ihre
Mutterstation zurückkehren, und die Direktionen
haben sie auch tatsächlich übernommen. Diesbezüglich
ist also das möglichste im Gesetze vorgesehen.

Wenn der Abgeordnete Angerer aber gesagt
hat, die Worte des Gesetzes seien mir zu schwach
erschienen, so daß ich meine Resolution gestellt
habe, so hat ja Ihr Kollege Dr. Schür ff einen
derartigen Antrag gestellt, denn Sie jetzt neuerdings
stellen, und sich aus Grund meiner Ausführungen
als Berichterstatter mit meiner Resolution einver¬

standen erklärt. Er hat den Antrag, den Sie jetzt
stellen, im Finanz- und Budgetausschuß zurück¬
gezogen. Ich komme Ihnen aber entgegen, damit Sie
beruhigt sind, und um den Bediensteten, die toirklich
sehr aufgeregt sind, Beruhigung zu schaffen, ändere
ich meinen Resolutionsantrag in einen Zusatzantrag
zum Absatz 2 um und beantrage (liest):

„Am Schluffe des Absatzes 2 des § 1
soll es heißen:

Die Regierung kann jenen Angestellten,
die sich mit eine Verwendung im Dienste
der österreichischen Republik beworben haben,
die jedoch aus dienstlichen oder unverschul¬
deten Gründen nicht in Verwendung ge¬
nommen werden konnten, fallweise die
Nachzahlung für die Zeit der Nicht¬
verwendung im Sinne des 8 1 des vor¬
liegenden Gesetzes bewilligen."

Danüt glaube ich, dem Herrn Abgeordneten
Angerer entgegengekommen zu sein, dessen Partei
die Gewohnheit hat, im Ausschüsse sich auszuschweigen,
in der Haussitzung aber dann Anträge zu stellen.

Vor detu einen Resolutionsantrag des Herrn
Abgeordneten Angerer, der die Regelung der
Staatsbürgerschaft und des Heimatrechtes fordert,
möchte ich warnen. Wenn wir diesen Resolutions¬
autrag annehrnen, werden Tausende von Offizieren
und Beamten aus den Sukzessionsstaaten zu uns
kommen und wir werden einen derartigen Überfluß
von Angestellten nicht übernehmen können. Wir
würden ihnen nicht nützen und dem Staate nur
schwere Lasten aufladen.

Zum Schluffe bitte ich nochmals, die National-
versanmtlung möge meinen Bericht zur Kenntnis
nehmen. Ich stehe auf dem Boden der Beschlüsse,
die wir an Finanz- und Budgetausschusse gefaßt
haben.

Dem Resolutionsantrag Steinegger und
dem einen der Resolutionsanträge Angerer stimme
ich zu.

Präsident Hauser: Ich bitte, die Plätze
einzunehmen. Wir kommen zur Abstimmung.

8 1! Der erste Absatz ist unbeanständet. Ich
bitte diejenigen Mitglieder des hohen Hauses, welche
den ersten Absatz des 8 1 annehmen wollen, sich
von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Der erste
Absatz ist angenommen.

Absatz 2! Der erste Satz dieses Absatzes
ist unbeanständet. Ich bitte diejenigen Mitglieder
des hohen Hauses, welche diesen ersten Satz des
Absatzes 2 annehmen wollen, sich von den Sitzen
zu erheben. (Geschieht.) Angenommen.

Gegen den zweiten Satz des Absatzes 2 hat
der Herr Kollege Angerer einen Abänderungs¬
antrag gestellt.
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Abgeordneter Dr. Angerer: Ich ziehe meinen
Abänderungsantrag mit Rücksicht auf die For¬
mulierung durch den Herrn Berichterstatter zurück.

Präsident Hauser: Dann bitte ich jene
Mitglieder, welche auch den Absatz 2 annehmen
wollen, sich von den Sitzen zu erheben. ( Geschieht.)
Angenom men.

Zum Absatz 2 hat der Herr Abgeordnete
Zelenka einen Zusatzantrag gestellt, welcher vor
dem letzten Satz, beginnend mit dem Worte „In¬
wieweit" einzufügen ist.

Dieser Zusatzantrag lautet (liest):

„Die Regierung kann jenen Angestellten,
die sich um eine Verwendung in: Dienste
der österreichischen Republik beworben
haben, die jedoch aus dienstlichen oder
unverschuldeten Gründen nicht in Ver¬
wendung genommen werden konnten, fall¬
weise die Nachzahlung für die Zeit der
Nichtverwendung int Sinne des § 1 des
vorliegenden Gesetzes bewilligen."

Ich bitte diejenigen Mitglieder des hohen
Hauses, welche diesen Zusatzantrag annehmen wollen,
sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Ist
ebenfalls angenommen.

Absatz 3 ist unbeanstandet, ebenso die §§ 2
und 3.

Ich bitte diejenigen Mitglieder des hohen
Hanfes, welche den Rest des Gesetzes annehmen
wollen, sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.)
Angenommen.

Ich bitte diejenigen Mitglieder, welche Titel
und Eingang des Gesetzes annehmen wollen, sich
von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Ange¬
nommen.

Somit ist dieses Gesetz in zweiter Lesrlng
erledigt.

Berichterstatter Zelenka: Ich beantrage
die sofortige Vornahme der dritten Lesung.

Präsident Hauser: Der Herr Berichterstatter
beantragt die sofortige Vornahme der dritten Lesung.
Ich bitte diejenigen Mitglieder des hohen Hauses,
welche diesem Anträge zustimmen, sich von den
Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Es ist die quali¬
fizierte Majorität, der Antrag ist angenommen.

Wünscht jemand das Wort? (Nach einer
Pause:) Es ist nicht der Fall.

Ich bitte diejenigen Mitglieder, welche das
Gesetz auch in dritter Lesung annehmen wollen, sich
von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Das Gesetz
über Maßnahmen für die Behandlung ehe¬
mals österreichischer Zivilstaats(Staatsbahn)-
angestellter aus Anlaß ihrer Übernahme in

den Dienst der Republik Österreich ist auch in
dritter Lesung angenommen.

Wir haben noch eine Reihe von Ent¬
schließungen.

Die erste Entschließung des Ausschusses fällt
weg, weil sie als Zusatzantrag zum § 1 ange¬
nommen wurde.

Die zweite Entschließung des Ausschusses
lautet (liest):

„Die Regierung wird aufgefordert, auch
die Regelung der Versorgungsgenüsse der
Pensionisten, Witwen und Waisen, soweit
diese Angehörigen aus den ehemaligen Ge¬
bieten der altösterreichischen Länder stammen,
ehestens durchzuführen."

Ich bemerke, daß zu dieser Entschließung der Herr
Kollege Anger er einen Zusatzantrag gestellt hat,
den ich später zur Abstimmung bringen werde.

Ich bitte diejenigetl Beitglieder des hohen
Hauses, welche der Entschließung zustimmen, sich
von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Ange¬
nommen.

Der Herr Kollege Dr. Angerer beantragt
den Zusatz, daß nach den Worten „der altöster¬
reichischen Länder" eingefügt werden die Worte
„und dem Verwaltungsgebiete Bosnien-Her¬
zegowina" und nach dem Worte „stammen" die
Worte „deutscher Volkszugehörigkeit sind
sowie sich zur deutschösterreichischen Staats¬
bürgerschaft bekannt haben."

Ich bitte diejenigen Mitglieder des hohen
Hanfes, welche den Zusatzantrag Angerer annehmen
wollen, sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.)
Angenommen.

Dann kommt noch eine Entschließung
Dr. Angerer, Steinegger, Hahn, Schneider
und Genossen, ferner zwei Entschließungen des Herrn
Kollegen Dr. Angerer. Wünschen die Herren die
Verlesung?

Berichterstatter Zelenka: Die Resolutionen
Angerer bitte ich zu verlesen.

Präsident Hauser (liest):

„Die Regierung wird aufgefordert, die
Bestimmungen des Punktes 1, Absatz 2,
der vom Kabinettsrat am 21. Mai 1920
genehmigten Richtlinien für die Über¬
nahme der aus den Nationalstaaten ver¬
triebenen ehemals österreichischen Staats-
(Staatsbahn)angestellten deutscher Natio¬
nalität in den Dienst der Republik Öster¬
reichs', wonach alle jene Bediensteten von
der Übernahme unbedingt ausgeschlossen
sind, die auf Grund der Dienstpragmatik
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in der Zeit vom 31. Oktober 1918 bis
21. Mai 1920 in den Ruhestand versetzt
werden konnten, aufzuheben und auf die¬
selben die Bestimmungen des Gesetzes über
die ,Maßnahmen für die Behandlung ehe¬
mals österreichischer Zivilstaats(Staats-
bahn)angestellter aus Anlaß ihrer Über¬
nahme in den Dienst der Republik Öster¬
reich' anzuwenden."

Ich bitte diejenigen Mitglieder des hohen
Hauses, welche dieser Entschließung zustimmen
wollen, sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.)
Angenommen.

Dann ist noch eine Entschließung Angerer
(liest) :

„Die Regierung wird dringendst auf¬
gefordert, mit aller nur möglichen Be¬
schleunigung die Verhandlungen mit den
Nationalstaaten wegen der gegenseitigen
Übernahme der ehemaligen österreichischen
Staats(Staatsbahn)angestellten zum Ab¬
schlüsse zu bringen."

Ich bitte diejenigen Mitglieder des hohen
Hauses, welche dieser Entschließung zustimmen
wollen, sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.)
Diese Entschließung ist angenommen.

Dann ist noch eine Entschließung Angerer
(liest):

„Damit auch die Pensionisten, Witwen
und Waisen von aus den Nationalstaaten
vertriebenen österreichischen Staatsange¬
stellten deutscher Volkszugehörigkeit sowie
die vorläufig noch nicht definitiv über¬
nommenen vertriebenen Staats(Staatsbahn)-
nngestellten das Heimatrecht in einer Ge¬
meinde Deutschösterreichs erlangen können,
wird die Regierung aufgefordert, eine
Regierungsvorlage zur Novellierung des
Gesetzes vom 17. Oktober 1919 „über
die Abänderung des Gesetzes über das
deutschösterreichische Staatsbürgerrecht und
über die zeitweise Unzulässigkeit von Auf¬
nahmen in den Heimatverband", St. G. Bl.
Nr. 481, der Nationalversammlung noch
in dieser Session zu unterbreiten, sofern
eine Regelung im Wege der Verordnung
oder Vollzugsanweisung nicht tunlich ist."

Ich bitte diejenigen Mitglieder des hohen
Hauses, welche dieser Entschließung zustimmen
wollen, sich von ihren Sitzen zu erheben. (Geschieh.)
Das ist die Minorität, ist abgelehnt.

Somit ist dieser Gegenstand erledigt.
Wir kommen nun zum Punkt 4 der

Tagesordnung, das ist der Bericht des
Finanz- und Budgetausschusses über die

Vorlage der Staatsregierung (893 der Bei¬
lagen), betreffend das Gesetz über die Dienst¬
verhältnisse der unter Artikel IV des Ge¬
setzes vom 25. Jänner 1914, R. G. Bl. Nr. 15,
fallenden Postdienerschaft mit Dienstprüfung
(932 der Beilagen).

Ich bitte den Herrn Kollegen Zelenka die
Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Zelenka: Hohes Haus! Mit
der Vorlage 893 der Beilagen soll das Dienst¬
verhältnis der unter Artikel IV des Gesetzes vom
25. Jänner 1914 (Dienstpragmatik) fallenden
Unterbeamten imb Diener geändert werden. Mit der
Dienstpragmatik wurde eigentlich das Aufsteigen der
praktisch gebildeten Unterbeamten und Staatsdiener,
die eine langjährige Erfahrung in diesen Diensten
sich angeeignet haben, verhindert. Es war früher
nicht möglich und es waren nur einzelne Fälle, wo
derartige Unterbeamte dadurch ausgezeichnet worden
sind, daß sie in den Staatsbeamtenrang Aufnahme
gefunden haben. Das Bestreben der Republik ist nun
dahin gegangen, diese Beamtenhierarchie durch eine
mehr demokratische Auffassung zu paralisieren und
es wurde im Vorjahre der Vorgang geübt, daß
eine Menge von derartigen Staatsangestellten, und
zwar der Finanz, der Gendarmerie, der Polizei,
Steuerexekutoren und Gerichtsvollzieher, in den ersten
Abschnitt der Dienstpragmatik, das heißt in den
Staatsbeamtenrang ausgenommen wurde.

Nur ein Teil davon wurde ausgelassen
und das ist gerade die Postdienerschaft, die einen
sehr wichtigen Dienstzweig innerhalb des Verkehrs¬
betriebes darstellt. Diese Postdienerschaft hat zwar
die Forderung gestellt, daß auch sie berücksichtigt
werden soll, es wurde auch von seiten der sozial¬
demokratischen Partei ein Antrag gestellt, allen
Staatsdienern die Möglichkeit zu geben, die durch
praktische Dienstleistungen auf gehobenen Dienstposten
stehen, den Staatsbeamtenrang zu erwerben, aber es
hat leider das Staatsamt für Finanzen die Aus¬
nahme gemacht, daß aus den einzelnen Ressorts
Gruppen herausgehoben wurden.

Dabei ist gerade die Forderung der Post-
bediensteten bis zum heutigen Tage unberücksichtigt
geblieben.

Die Regierungsvorlage will nun aud) der
Postdienerschaft jene Anerkennung bringen, die man
den bereits genannten Kategorien zugestanden hat.
Diese Angestellten sollen daher jetzt die Möglichkeit
haben, wenn sie auf gehobenen Dienstposten sind,
in den Rang der Staatsbeamten zu gelangen. Es
soll die Hälfte der Angestellten — das ist hier
ausdrücklich festgestellt — zu Staatsbeamten ohne
Rangklasse ernannt werden, wenn sie eine sechs¬
jährige Vordienstzeit absolviert haben, wobei auch
die Vordienstzeit zur Anrechnung kommt.
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Weiters ist im Gesetze auch vorgesehen, daß
nach einer bestimmten Fachprüfung, die wahrschein¬
lich so gehalten sein wird, wie ähnliche Prüfungen
der Poftoffizianten, die zum Teil eine Verkehrs¬
prüfung sein wird, diese Postdienerschaft, respektive
diese Staatsbeamten ohne Rangklasse die Möglichkeit
haben sollen, in den Status der Dienstpragmatik
als Staatsbeanite vorzurücken.

Der Finanz- und Budgetausschuß hat sich
eingehend mit der Gesetzesvorlage beschäftigt und
es wurde nur an dem Z 1 eine der Gerechtigkeit
entsprechende Abänderung vorgenommen. Bei der
vorgenannten Kategorie wurde das Datum der Er¬
nennung mit 1. Jänner 1920 festgesetzt, um da¬
durch eine rückwirkende Ernennung vollziehen zu
können. Es war dies bei den vorgenannten Kate¬
gorien Usus, und wir können daher die eine Kate¬
gorie, die jetzt folgt, nicht schlechter behandeln. Da wir
auf Grund des Besoldungsübergangsgesetzes vom
18. Dezember 1919 nur zwei Vorrückungstermine
haben, den 1. Juli und den 1. Jänner, so muß
das Datum rückwirkend gemacht werden, um auch
diesen Angestelltengruppen Gerechtigkeit widerfahren
zu lassen.

Es wäre ein Unding und auch eine Unge¬
rechtigkeit, hätte man sie, nachdem das Gesetz
nach dem 1. Juli in Beratung gezogen wurde,
vielleicht erst am 1. Juli 1920 ernannt, da es für
die Angestellten keine rückwirkenden Ernenuttngen
außer bei wichtigen Amtsleiterposten gibt, bei welchen
eine Bestimmung in: zweiten Nachtrag zum Be-
soldungsübergangsgesetz ausgenommen worden ist,
wonach solche Ernennungen mit Zustimmung des
Präsidenten der Republik erfolgen können. Da es
sich aber nicht um derartige hochqualifizierte Be¬
amte handelt, so wäre, da sie au diese beiden Er¬
nennungstage gebunden sind, eine erhebliche Schädi¬
gung dieser Kategorie der Postdienerschaft einge¬
treten. Der Finanz- und Budgetausschuß hat dieser
Änderung zu gestimmt.

Weiters wurde beantragt, daß ein neuer § 7
geschaffen werden soll, da wir das Post- und
Telegraphenwesen getrennt haben. Ein großer Teil
dieser Bediensteten hat auf Grund der Bestim¬
mungen, die die Personalausschüsse des Post- und
Telegraphenwesens getroffen haben, am 30. Juni
sich zu entscheiden, daß sie entweder im Postdienst
oder im Telegraphendienst bleiben oder übertreten
wollen. Es wäre daher der Fall eingetreten, daß
wir die Angestellten im Telegraphenwesen, wenn wir
dieses Gesetz nicht analog ans die Unterbeamten
und Staatsdiener, die jetzt dem Postwesen unter¬
standen sind, anwenden, schlechter behandelt hätten.
Der Wortlaut dieses neuen Paragraphen ist aber so
abgesaßt, daß dieses Gesetz auch für die Post¬
unterbeamten und Staatsdiener, die in das Tele-
Zraphenwesen übertreten, zur Geltung kommt,

während es für jene Unterbeamten, die im Werk-
meisterdienst stehen, die nach achtjähriger Vordienst-
zeit zu Staatsbeamten in der Gruppe D ernannt
werden, keine Anwendung findet und daher von,
vornherein eine Verwechslung ausgeschlossen ist.'

Im neuen § 8 wurde das Datum geändert,
um die Rückwirkung des Gesetzes erzielen zu können.
Ich möchte nun das hohe Haus bitten, daß es diese
Vorlage annimmt in Berücksichtigung dessen, welchen
schweren Dienst diese Postunterbeamten leisten. Diese
Staatsbedicnsteten stehen, wie Sie wissen, im Post¬
ambulanzdienst und finden bei der Geldzustellung
Verwendung, es werden ihnen Huuderttausende, ja
Millionen Kronen anvertraut. Ich bitte darauf
Rücksicht zu nehmen, daß sie füt ihre anstrengende
Dienstleistung genau so eine Anerkennung finden
sollen wie die bereits genannten Kategorien. Ich
bitte um Annahme dieser Gesetzesvorlage.

Präsident Hauser: Es ist niemand zum
Worte gemeldet. Wir kommen zur Abstimmung.

Gegen das Gesetz ist eine Einwendung nicht
gemacht worden; ich werde daher über die §§ 1
bis inklusive 8 unter Einem abstimmen lassen.
Ich bitte diejenigen Mitglieder des hohen Hauses,
welche diesem Gesetze in allen seinen Paragraphen
zustimmen wollen, sich von den Sitzen zu erheben.
(Geschieh!.) Angeuommen.

Ich bitte diejenigen Mitglieder, welche für
Titel und Eingang sind, sich von den Sitzen zu
erheben. (Geschieht.) Angenommen.

Berichterstatter Zelenka: Ich bitte mn die
sofortige Vornahme der dritten Lesung.

Präsident Hauser: Der Herr Berichterstatter
wünscht die sofortige Vornahme der dritten Lesung.
Ich bitte diejenigen Mitglieder des hohen Hauses,
welche für die sofortige Vornahme der dritten
Lesung sind, sich von den Sitzen zu erheben.
(Geschieh!.) Das ist die qualifizierte Majorität.

Wünscht jemand das Wort? (Niemand meldet
sich.) Ich bitte diejenigen Mitglieder, welche dem
Gesetze auch in dritter Lesung zustimmen wollen,
sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Das
Gesetz, betreffend die Dienstverhältnisse der
unter Artikel IV des Gesetzes vom 25. Jänner
1914, R. G. Bl. Nr. 15, fallenden Postdiener-
schast mit Dienstprüfung (yleichlautend mit
0,32 der Beilagen) ist auch in dritter Lesung
angenommen und dieser Gegenstand erledigt.

Der 5. Punkt der Tagesordnung ist der
Bericht des Ausschusses für soziale Ver¬
waltung über die Vorlage der Staatsregie¬
rung (868 der Beilagen) wegen des Gesetzes,
betreffend die Bestandvertrüge über Grund¬
stücke, die als Spiel-, Sport- oder Turn-
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Plätze in gemeinnütziger Weise verwendet
werden (Spielplatzschutzgesetz) (929 der Bei¬
lagen).

Da es sich bei Punkt 5 und bei Punkt 6,
das ist der Bericht des Ausschusses für
soziale Verwaltung über die Vorlage der
Staatsregierung (869 der Beilagen), betreffend
das Gesetz über die Anforderung von Grund¬
stücken für die gemeinnützige Verwendung
als Spiel-, Sport- oder Turnplätze (Spiel¬
platzanforderungsgesetz) (930 der Beilagen)
UM ähnliche Gegenstände handelt und auch der
gleiche Berichterstatter fungiert, werde ich diese
beiden Punkte der Tagesordnung unter Einern
vornehmen lassen, wenn das hohe Haus keine Ein¬
wendung erhebt. (Nach einer Pause:) Da keine Ein¬
wendung erfolgt, bitte ich den Herrn Berichterstatter
Muchitsch, gleich über beide Gegenstände zu
referieren.

Berichterstatter Muchitsch: Hohes Haus!
Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat die zwei
Regierungsvorlagen über das Spielplatzschutzgesetz
und über das Spielplatzanforderungsgesetz in Be¬
ratung gezogen und an dem Gesetz über die Spiel-
platzansorderung nur in § 1, Absatz 1, die eine
Änderung vorgenommen, daß auch Waldblößen noch
zur Anforderung gelangen können, ferner eine
stilistische Abänderung in Absatz 2. .

Beide Gesetze sind notwendig, nur der be¬
stehenden Spielplatznot in unserem Staate zn be¬
gegnen. Das Spielplatzanforderungsgesetz soll die
Möglichkeit geben, nnbenütztes Weideland, unbe-
nützte Banflächen anzufordern und diese angeforderten
Grundstücke Vereinen itnb Verbänden zur Be¬
nützung zu überlassen. Das Spielplatzanforderungs¬
gesetz ist eigentlich im Wesen nichts anderes als
eine Verordnung ähnlich dem Wohnungsanforderungs¬
gesetz, damit für Spielplätze für unsere Jugend die
notwendigen Flächen beschafft werden können, daß
sich die Jugend dem Spiel, dem Sport und der
Leibesübung hingeben kann. Das Spielplatzschutz¬
gesetz hat die Aufgabe und den Zweck einer Mieter¬
schutzverordnung für die Spielplätze, weil sich in
der letzten Zeit die Tatsache herausgestellt hat, daß
sehr viele Bestandgeber mit den Bestandzinsen für
Spielplätze über Gebühr hinausgegangen find.

Um nun diesen beiden Notwendigkeiten auf
dem Gebiete der körperlichen Leibespflege Rechnung
tragen zu können, hat die Regierung diese beiden Gesetz¬
entwürfe dem Hause vorgelegt und der Ausschuß
für soziale Verwaltung hat sic, wie ich schon be¬
richtet habe, mit den erwähnten Abänderungen an¬
genommen. Wir haben in Österreich eine besondere
Not an Spielplätzen. Es sind in den Großstädten
viel zu wenig Spielplätze für die Schuljugend und
viel zu wenig Spielplätze für Sport- und Turn¬

vereine vorhanden. Außerdem haben wir dort, wo
schon Spielplätze bestehen, Not an Einrichtungen.
Wenn diese beiden Gesetzentwürfe hier im Hause
zur Annahme gelangen, wird die Möglichkeit ge¬
geben sein, in der nächsten Zeit auf diesem Gebiete
das zu tun, was notwendig ist, und notwendig ist
eine Ausgestaltung der Spielplätze, der Sport- und
Turnplätze, weil dadurch, daß die Jugend Gelegen¬
heit bekommt, sich auf öffentlichen Sport- und
Spielplätzen auszuleben, sicherlich ein guter Einfluß
auf die Jugend erzielt werden wird. Ich bitte im
Namen des Ausschusses um Annahme der beiden
Gesetzentwürfe.

Präsident Hauser: Ich eröffne die De¬
batte. Mit Zustimmung des hohen Hauses werde
ich die General- und Spezialdebatte bei beiden
Gesetzen unter Einen: durchführen. (Nach einer
Pause:) Es erfolgt keine Einwendung.

Zun: Worte ist gemeldet der Herr Abgeord¬
nete Dr. Ursin; ich erteile ihn: das Wort.

Abgeordneter Dr. Ursin: Hohes Hans! Es
liegen hier zwei Gesetze vor, und zwar das Spiel¬
platzanforderungsgesetz und das Spielplatzschutzgesetz.
Es hat der Herr Berichterstatter schon erwähnt,
daß beide Gesetze — und das Haus hat es ge-
nehmigt -— unter Einem erledigt werden. Ich ge¬
statte mir, folgendes zu diesen höchst wichtigen Ge¬
setzesvorlagen zu bemerken.

Die Zukunft der ganzen Nation liegt in
unserer Jugend. Wer davon überzeugt ist, daß nur
die körperliche, geistige, seelische Ausbildung, daß
nur die Erneuerung und Ertüchtigung unserer
Jugend uns besseren Zeiten entgegenführen kann,
der kann diese Gesetze nur mit größter Freude und
Genugtuung begrüßen. Es ist eine Tatsache, daß.
wir gerade auf dem Gebiete, das hier vor uns
liegt, gegenüber dem Deutschen Reiche sehr weit
zurück find — nicht nur in der Vergangenheit,
sondern auch in der Gegenwart.

Es liegt vor mir der Entwurf eines Reichs-
und Landesgesetzes über Spielplätze, verfaßt vom
Deutschen Rekchsausschuß für Leibesübungen. Der
erste Paragraph des Gesetzentwurfes heißt (liest):

„Der Reichskanzler wird ermächtigt, Städten,
Gemeinden und Kommunalverbänden bis zu einem
Betrage von jährlich 10 Millionen Mark aus
Reichsmitteln Zuschüsse zu gewähren zur Anlage
und Einrichtung von Turn-, Spiel- und Sport¬
plätzen für die schul- und fortbildungsschulpflichtige
Jugend und für Turn-, Spiel- und Sportver¬
einigungen."

Der vorliegende Gesetzentwurf der öster¬
reichischen Regierung, beziehungsweise der Ausschnß-
bericht für soziale Verwaltung enthält Bestimmungen,
die gewiß ein großes Entgegenkommen auf diesem
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Gebiete zeigen, das wir nur aus das allerwärmste
begrüßen können. Es ist aber eine Tatsache, daß
unsere Turnvereine und Sportvereinigungen, mögen
sie der einen oder der anderen Richtung angehören,
vor allem darunter leiden, daß ihnen eben die
nötigen Betriebsmittel abgehen. Ich bedauere es,
daß in dieser Gesetzesvorlage auf diesen Umstand
nicht besonders Rücksicht genommen worden ist, und
ich werde mir daher gestatten, einen diesbezüglichen
Beschlußantrag einzubringen. Wir wissen auch, daß
alle Turnvereine und alle Sportvereinigungen, die
hier hauptsächlich in Betracht kommen, vor allem
darunter leiden, daß ihnen nicht die nötigen Plätze
zur Verfügung stehen. Ich erinnere mich an eine
Zeit, wo sogar den Turnvereinen in Wien in völliger
Verkennung der Wertigkeit des Turnens, der Leibes¬
übungen und der Wichtigkeit für die Ausbildung
der jungen Leute die Turnplätze gesperrt wurden,
und daß diese Turnsperre als Politikum behandelt
wurde. Heute ist man doch in dieser Hinsicht weit¬
herziger und es wird, glaube ich, kauni mehr eine
Zeit kommen, wo man unseren Turnvereinen Ähn¬
liches zu bieten wagen wird. Ich habe früher vom
Deutschen Reiche gesprochen und von den ähnlichen
Einrichtungen, die draußen schon getroffen sind.
Wenn ich nun den Bericht, der vor mir liegt, näher
durchsetze, so finde ich, daß aus Grund der An¬
nahmen ein Geldbedarf für Grundstückserwerbskosten
von 124 Millionen Mark, für Herstellungskosten von
372 Millionen Mark gefordert wird.

Wenn ich nun einen Beschlnßantrag einbringen
werde, der dahin zielt, daß aus dem nächsten
Staatshaushaltsvoranschlag Zuschüsse von vorläufig
20 Millionen Kronen zu diesem Zwecke zur Ver¬
fügung gestellt werden, so glaube ich, daß das nur
eine sehr bescheidene Forderung ist, die wir hier
uns zu erheben erlauben. Ich habe auch dies¬
bezüglich mit verschiedenen Turnvereinen und Sport¬
vereinigungen Rücksprache gepflogen und alle sind
der Meinung, daß es gerade jetzt an der Zeit ist,
das; wir vieles nachholen, was aus diesem Gebiete
versäumt wurde. Wir mögen der einen oder anderen
politischen Richtung angehören, das eine steht fest,
das; wir alle überzeugt sind: Das Männergeschlecht
der mittleren und älteren Jahrgänge wird für die
Zukunft in bezug aus die Erneuerung und Er¬
tüchtigung der ganzen Nation nicht so sehr ins Ge¬
wicht fallen. Es wird notwendig sein, daß ein neues
Geschlecht heranreift und dieses muß vor allem
körperlich erzogen und ertüchtigt werden. (Abge¬
ordneter Dr. Eisler: Verjüngung!) Ja so, nach
Steinach? Das ist eine Sache, die wohl noch sehr
in Schwebe ist.

Es wird nicht genügen, nur für die körper-
liebe Ertüchtigung zu sorgen, sondern Hand in Hand
muß damit auch eine seelische und nationale Er¬
tüchtigung gehen. Aber die Vorbedingung dazu ist

eben die Ausbildung des Körpers. Es hat vor bei¬
läufig 100 Jahren eine Zeit gegeben, wo das
deutsche Volk ebenso darnieder gelegen ist wie heute,
und damals war es ein Mann, der auf die körper¬
liche Ertüchtigung einen besonderen Wert gelegt
hat — es war dies Turnvater Jahn —, der es
tatsächlich auch so weit brachte, daß damals die
Macht der Feinde gebrochen worden ist.

Es könnte vielleicht eingewendet werden, daß
wir auf die Wehrhaftigkeit der Jugend derzeit
keinen Wert zu legen haben. Ich glaube aber, daß
dem nicht so ist, sondern ich bin der Überzeugung,
daß wir alles daran setzen müssen, um auch aus
diesem Wege ein wehrhaftes deutsches Volk zu er¬
ziehen; denn wir werden noch schwereren Zeiten
entgegengehen, als es die gegenwärtigen sind.

Ich glaube, daß auch von einem anderen
Standpunkte aus die körperliche Ertüchtigung von
besonderem Werte ist: auch vom Rassenstandpunkte
aus können wir es nur begrüßen, wenn allen jenen
Vorkehrungen, die sich aus die körperliche Er¬
tüchtigung beziehen, die größte Aufmerksamkeit ge¬
widmet wird.

Was nun die einzelnen Paragraphen anbe¬
langt, so möchte ich hier nur einen kleinen Antrag
einbringen, der sich auf den § 1 bezieht und der
eigentlich nur eine Umstellung bedeutet. Der zweite
Absatz sagt (liest): „Die angeforderten Grundstücke
sind von den Anforderungsberechtigten an Vereine
(Vereinsverbände) oder Anstalten, die in gemein¬
nütziger Weise Körperpflege und Leibesübungen be¬
treiben, auf ihr Ansuchen gn überlassen." Ich möchte
nun bitten, daß hier die Anstalten den Vereinen
vorangeftellt werden. Ich begründe dies damit, daß
die öffentlichen Anstalten in erster Linie dazu be¬
rufen erscheinen, für die körperliche Ausbildung und
Ertüchtigung unseres Volkes Vorsorge zu treffen,
und daß erst in zweiter Linie die Vereine dazu
berufen sein sollen. Da es nun in unserem Interesse
gelegen ist, daß gerade der Staat dazu bemüßigt
wird, diese Angelegenheit in die Hand zu nehmen,
so glaube ich, genügend begründet zu haben, wenn
ich mir gestatte, dem hohen Hause den Antrag zu
unterbreiten, daß statt der Worte: „an Vereine
(Vereinsverbände) oder Anstalten" gesetzt wird:
„an Anstalten oder Vereine (Vereinsverbände)."

Die Annahme des Gesetzes scheint mir aus
dem Grunde sichergestellt, weil eigentlich alle Par¬
teien darin einig sind, daß dieses Gesetz eine Not¬
wendigkeit für unsere ganze Nation bedeutet. Wenn
auch in dieser Richtung eine Angleichung an die
Verhältnisse im Deutschen Reiche stattfindet, so wäre
dies auch vom allgemeinen nationalen Standpunkte
aus zu begrüßen. Infolgedessen gestatte ich mir
bekanntzugeben, daß selbstverständlich auch die Groß¬
deutsche Vereinigung für die Annahme dieser Ge¬
setzesvorlage stimmen wird. (Beifall.)
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Präsident Hauser: Es ist niemand mehr
zum Worte gemeldet. Wünscht der Herr Bericht¬
erstatter noch etwas zu bemerken?

Berichterstatter Muchitsch: Ich glaube, der
Abänderungsantrag des Herrn Dr. Ursin ist nicht
von wesentlicher Bedeutung. Es ist schließlich gleich¬
gültig, ob zuerst die Vereine oder die Anstalten im
Gesetze genannt werden. Die Frage wird sich auch
je nach den örtlichen Verhältnissen regeln müssen.
In gewissen Orten wird es notwendig sein, in erster
Linie einer Anstalt einen angeforderten Spielplatz
zuzuweisen, in kleineren Orten wird es vielleicht
notwendiger sein, zuerst irgendeiner Vereinigung
einen solchen Platz anzuweisen. Das ist also nicht
von wesentlichem Belang.

Im übrigen möchte ich nur folgendes sagen:
Im Ausschüsse für soziale Verwaltung sind die
Gesetze ohne besondere Debatte angenommen worden.
Der Ausschuß war sich von vornherein klar, daß
das zwei schlichte Gesetzentwürfe sind, die ohne
weitere Rede einer bestehenden Notwendigkeit
Rechnung tragen solle:;. Schon die Begründung der
Regierungsvorlage ist auf diesen Ton gestimmt
gewesen, so daß ich mir jede weitere Ausführung
ersparen will. Wenn die bestehenden Sport- und
Turnvereine mit den vorhandenen Mitteln das Aus¬
langen nicht finden, so wird es halt notwendig sein,
daß sie entsprechende Beiträge für ihre Tätigkeit
einheben. Daß wir bei unserer finanziellen Notlage
nicht in der Lage sind, entsprechende Summen jetzt
schon für diesen Zweck in das Budget einzustellen,
ist ja ohne weiteres klar. Wenn wir bedenken, daß
ungeheure Summen für die Tuberkulosebekämpfung
notwendig wären und daß auf diesem Gebiet so
wenig geschehen kann, ist es wohl selbstverständlich,
wenn die Staatsregierung nicht von vornherein auch
für diese Zwecke besondere Summen aufwenden kann.
Daß es aber in späterer Zeit, sobald sich die
Finanzen des Staates auf eine halbwegs gesunde
Grundlage stellen, notwendig sein wird, Mittel für
die körperliche Leibespflege der Heranwachsenden
Jugend bereitzustellen, wird wohl niemand be¬
streiten. Ich bitte um die unveränderte Annahme
der Gesetze.

Präsident Hauser: Wir kommen zur Ab¬
stimmung. Das erste Gesetz, Nr. 929 der Beilagen,
das Spielplatzschutzgesetz, ist vollständig unbeanständet
geblieben.

Ich bitte daher diejenigen Mitglieder des
hohen Hauses, welche dieses Gesetz in seiner
Gesamtheit samt Titel und Eingang annehmen
wollen, sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.)
Angenommen.

Bei dem zweiten Gesetze, Nr. 930 der Bei¬
lagen, den; Spielplatzanforderungsgesetze, beantragt

der Herr Abgeordnete Dr. Ursin in § 1, Absatz 2,
in der zweiten Zeile eine Umstellung; er wünscht
nämlich, daß es statt „an Vereine (Vereinsverbände)
oder Anstalten" heißen solle: „an Anstalten oder
Vereine (Vereinsverbände)". Sonst ist das ganze
Gesetz unbeanständet.

Ich werde daher zuerst über das ganze Gesetz
abstimmen lassen, mit Ausnahme des Absatzes 2 des § 1.

Ich bitte, diejenigen Mitglieder des hohen
Hauses, welche dieses Gesetz mit Ausnahme des
Absatzes 2 des § 1 annehmen wollen, sich von den
Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Angenommen.

Ich bitte diejenigen Mitglieder des hohen
Hauses, welche den Absatz 2 des § 1 in der For¬
mulierung des Herrn Abgeordneten Dr. Ursin, daß
es statt „an Vereine (Vereinsverbände) oder An¬
stalten" heißen soll: „an Anstalten oder Vereine
(Vereinsverbände," annehmen wollen sich von den
Sitzen zn erheben. (Geschieht.) Das ist die Minder¬
heit, der Antrag ist abgelehnt.

Ich bitte nunmehr diejenigen Mitglieder des
hohen Hauses, welche den Absatz 2 des § 1 in der
Fassung des Ausschusses annehmen wollen, sich von
den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Angenommen.

Nunmehr ersuche ich jene Mitglieder des hohen
Hauses, welche Titel und Eingang des Gesetzes
annehmen wollen, sich von den Sitzen zu erheben.
(Geschieht.) Angenommen.

Damit sind die beiden Gesetze in zweiter
Lesung zum Beschlüsse erhoben.

Berichterstatter Muchitsch: Ich beantrage
die sofortige Vornahme der dritten Lesung
über beide Gesetze.

Präsident Hauser: Der Herr Berichterstatter
beantragt die sofortige Vornahme der dritten Lesung
über beide Gesetze. Ich bitte diejenigen Mitglieder
des hohen Hauses, welche diesem Anträge zustimmen,
sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Der
Antrag ist mit der erforderlichen Zweidrittel-
majoritüt angenommen.

Wünscht jemand das Wort? (Niemand meldet
sich.) Es ist nicht der Fall.

Ich bitte diejenigen Mitglieder des hohen
Hauses, welche die beiden Gesetze auch in dritter
Lesung annehmen wollen, sich von den Sitzen zu
erheben. (Geschieht.) Die Gesetze, betreffend die
Bestandverträge über Grundstücke, die als
Spiel-, Sport- oder Turnplätze in gemein¬
nütziger Weise verwendet werden (Spielplatz¬
schutzgesetz (gleichlautend mit 929 der Beilagen),
sowie über die Anforderung vonGrundstücken für
die gemeinnützige Verwendung als Spiel-,
Sport- oder Turnplätze (Spielplatzanforde¬
rungsgesetz (gleichlautend mit. 930 der Beilagen)f
sind auch in dritter Lesung angenommen.
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Es kommt noch die Abstimnmng über den
Beschlußantrag des Herrn Kollegen Dr. Ursin,
welcher lautet (liest):

„Die Regierung wird ausgefordert, aus
dem nächsten Staatshaushaltsvoranschlage
Zuschüsse von vorläufig 20 Millionen
Kronen zu gewähren, welche die Anlage
und einwandfreie Ausgestaltung der durch
das Spielplatzanforderungsgesetz zu errich¬
tenden Spiel-, Sport-, oder Turnplätze
ermöglichen."

Ich bitte diejenigen Mitglieder des hohen
Hauses, welche diese Entschließung annehmen wollen,
sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Das
ist die Minderheit.

Wir kommen nunmehr zum 7. Punkt der
Tagesordnung, das ist der Bericht des Aus¬
schusses für Handel und Gewerbe, Industrie
und Bauten über den Antrag der Abgeord¬
neten Witzauy, Hafner und Genossen (357
der Beilagen), bezüglich Ausgestaltung und
Erweiterung der Fachschule und Versuchs¬
anstalt für Eisen- und Stahlbearbeitung in
St ehr (883 der Beilagen),

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, Abgeord¬
neten Lenz, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter Lenz: Hohes Haus! Vor
mehr als 30 Jahren wurde in der Stadt Steyr
in Oberöfterreich eine Anstalt zur Erlernung der
Verarbeitung von Stahl und Eisen errichtet. Seit
dieser Zeit ist natürlich eine gewaltige Umwälzung
aus dem Gebiete dieser Tätigkeit vor sich gegangen,
es sind mittlerweile alle die Einrichtungen alt
geworden und das Gebäude, die Anstalt an sich, ist
zu klein geworden. Es mußten Jahr für Jahr —
zur Ehre der Anstalt muß es gesagt werden —
Zöglinge abgewiesen werden, die die Ausbildung An
dieser Anstalt wünschten. Abgesehen davon, daß die
Anstalt erneuerungsbedürstig ist und daß sie zu
klein ist, haben wir alles Interesse daran, daß diese
Anstalt auch tatsächlich erweitert wird und daß die
Ausbildung junger Leute aus diesem Gebiete er¬
möglicht wird. Der Ausschuß für Handel und
Gewerbe hat sich über Anregung der berufenen
Faktoren mit dem Gegenstände beschäftigt und
unterbreitet Ihnen nun einen Antrag. Bevor ich
jedoch auf den Antrag selbst eingehe, meine sehr
Verehrten, möchte ich darauf Hinweisen, daß es im
Interesse des Staates gelegen ist, daß tatsächlich
auf diesem Gebiete das Möglichste geleistet wird,
um unsere Volkswirtschaft in die Höhe zu bringen.
Es wird nicht selten darauf hingewiesen, daß der
Nachwuchs der gelernten Arbeiterschaft zu schwach

ist, daß er nicht den Anforderungen entspricht. Es
ist daher im eigensten Interesse des Staates gelegen,
daß auf diesem Gebiete mehr geschieht, als bis
jetzt geschehen ist, und wir müssen trotz unserer
Armut trachten, den Nachwuchs in der entsprechenden
Weise zu erziehen. Diese Möglichkeit bietet auch
die Anstalt, wo unter tüchtiger Leitung gearbeitet
wird. Bei der Gründung der Anstalt hat seinerzeit
der bekannte Industrielle Werndl als Taufpate
fungiert, der ein reges Interesse an der Förderung
dieser Institution nahm. Tatsächlich ist auch in den
Jahren des Bestandes dieser Anstalt sehr viel
Gutes geleistet worden. Wenn nün der Ausschuß
für Handel und Gewerbe Ihnen in Ansehung dieses
Umstandes einen Resolutionsantrag unterbreitet, so
glaube ich in der Erwartung nicht fehlzugehen, daß
dieser Antrag eine einstimmige Annahme erfährt
Er lautet (liest):

„Die Nationalversammlung wolle be¬
schließen:

Die Staatsregiernug wird aufgefordert:

1. Die Fachschule und Versuchsanstalt
in Steyr nach Grundsätzen einer modernen,
zeitentspreckenden, gewerblichen und indu¬
striellen Förderungspolitik auszugestalten,
insbesondere durch Einführung von Kursen
zur Erzeugung chirurgischer Instrumente, öcm
Automobilen, sowie Kursen zur Fortbildung
für Arbeiter und Meister und Angliederung
eines Schülerinternates;

2. die notwendigen Maßnahmen mit
solcher Beschleunigung zu treffen, daß mit
Beginn des Schuljahres 1920/1921 der
Schulbetrieb im neuen Gebäude ausge¬
nommen werden kann."

Ich möchte noch nachträglich folgendes be¬
merken. Es mag Ihnen natürlich eigentümlich
scheinen, daß der Antrag die Durchführung schon in
so kurzer Frist gewährleisten soll. Es wurde jedoch
von der Stadtgemeinde Steyr einerseits und den
berufenen Faktoren anderseits alles vorgekehrt,
daß die Anstalt tatsächlich in ein neues Gebäude
untergebracht werden kann, indem eine dort be¬
stehende Kaserne adaptiert wurde und die Gemeinde
zu den nötigen Mitteln beisteuerte. Ans diesen:
Grunde ist es möglich, daß bereits zu Schulbeginn
die Anstalt aus dem alten Gebäude in das neue
Gebäude überführt werden kann. Ich bitte mit
Rücksicht daraus um Annahme des Resolutions¬
antrages.

Präsident Hauser: Ich eröffne die
Debatte. Zum Worte gemeldet ist der Herr Abge¬
ordnete Witzauy; ich erteile ihm das Wort.
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Abgeordneter Witzany: Hohes Haus! Wenn
wir unser gewerbliches Bildungswesen ansehen, so
hat dasselbe durch den Krieg ungeheuer gelitten.
Durch den Krieg sind alle unsere jungen Leute
so sehr in ihrer gewerblichen Ausbildung zurück¬
gedrängt worden, daß wir hier viele Schäden
auszugleichen haben. Die Folgen des Krieges sind
besonders bei unserer Jugend hervorgetreten. Man
ist ja namentlich in den letzten Jahren des
Krieges so schroff vorgegangen, daß man Jugend¬
bataillone geschaffen hat. Die ganze Hoffnung der
Kriegsunternehmer waren in der letzten Zeit die
17jährigen Jungen. Man hat sie aus den Werk¬
stätten, aus den Fachschulen überall heraus gerissen,
sie sind dadurch heute sehr wenig geschult, und man
findet heute die ungeheuren Schäden, die dadurch
hervorgerufen worden sind. Man hat während des
Krieges alle Schutzrechte aufgehoben, man hat ins¬
besondere die Nachtarbeit, die Sonn- und Feier¬
tagsarbeit auch bei den Jungen eingeführt und sie
dadurch in hohem Maße der Ausbeutung durch die
Kriegsunternehmer zugeführt. Trotz hoher Löhne
war es nicht möglich, die Jungen ordentlich zu
ernähren, es war nicht möglich, ihnen jene Nahrung
zuzuführen, die die jungen Leute eben brauchen
würden. Ohne Eltern, ohne jede sonstige Aussicht
wuchsen diese Kinder heran. Infolge der überlangen
Arbeitszeit und der schlechten Ernährung hat die
Tuberkulose bei unserer Jugend in erhöhtem Maße
Eingang gesunden, infolge der höheren Löhne und
der geringen Beaufsichtigung seitens der Eltern
während der Kriegszeit hat die Jugend sich dem
Alkoholgenuß zugewendet und auch frühzeitig den
Geschlechtsverkehr begonnen, so daß auch die
Syphilis Opfer forderte.

Man hat während des Krieges die Lehrzeit
gekürzt und die Jugend vorzeitig freigesprochen.
Man hat ausgezeichnete Feinmechaniker zum
Schrapnellringdrehen verwendet, was eiue Frau nach
vier bis fünf Wochen auch hätte leisten können.
Klavicrtischler und hochqualifizierte Möbeltischler
wurden als Kistentischler verwendet, kurz, man hat
überall die hochqualifizierten Leute von ihrer Arbeit
weggenommen und dort verwendet, wohin sie nicht
gehörten. Da die Leute vom Gewerbe niemals so
leicht enthoben werden konnten, haben wir einen
schweren Verlust au hochqualifizierten Arbeitern
erlitten. Wenn nun immer der Ruf ertönt, nur
durch Arbeit können wir unsere Wirtschaft heben,
dann muß man eben für einen tüchtigen Nachwuchs
sorgen. Hier ist die Sparsamkeit des Finanzamtes
am allerwenigsten angebracht. Wir haben im
heutigen Deutschösterreich 10 Staatsanstalten,
11 Gewerbeschulen, 13 Fachschulen; 1 dient der
Textilbranche, 2 der Steinbearbeitung, 4 der Glas¬
bearbeitung, 6 der Eisen- und Metallbearbeitung.
Im ganzen gibt der Staat für diese Schulen

7'8 Millionen Kronen aus, ein lächerlicher Betrag
für die heutige Zeit, wo alles für die Ausgestaltung
und Hebung der Schulbildung unternommen werden
sollte. Hier muß das Sparen aushören. Bezüglich
des Antrages, der zur Verhandlung steht, unter¬
handle ich schon ein volles Jahr mit den betreffen¬
den Staatsämtern, ohne recht vom Fleck zu
kommen. Die Stadtgemeinde Steyr hat schon große
Opfer auf sich genommen, sie hat ein großes
Gebäude zur Verfügung gestellt, das einen Wert
von zwölf Millionen repräsentiert, sie macht die
nötigen Adaptierungsarbeiten, die über zwei Mil¬
lionen Kosten verursachen, nur das Staatsamt
für Finanzen ist bis jetzt noch immer zugeknöpft
gewesen. Ich möchte schon bitten, daß auch hier
endlich einmal etwas vorwärts geht.

Was das Lehrliugswesen betrifft, so muß es
endlich durch Staatsanstalten überhaupt besser
organisiert werden. Was früher der Lehrbub beim
Meister war, war vielleicht ganz gut, aber die Aus¬
beutung muß aufhören. Ich erinnere an die siebziger
und achtziger Jahre, wo man die böhmischen Lehr¬
buben in. Wien in Massen hatte. Sie sind allerdings sehr
gute Arbeiter geworden, aber in der Form wie
damals kann man heute nicht mehr Vorgehen, die
Lehrlinge müssen auch mit etwas Liebe und Sorg¬
falt herangezogen werden und nicht der Ausbeutung
anheimsallen.

Notwendig ist auch der Ausbau und die Ver-
Mehrung der Fachschulen, besonders in der Eisen-
und Textilbranche. Hier wird ein außerordentliches
Feld für tüchtige Arbeit sein. In Steyr, im Enns-
und Steyrtal hatten wir seit altersher eine aus¬
gezeichnete Eisenindustrie. Dort sind die Sensen-,
die Feinzeugschmiede zu Hause gewesen. Da haben
wir eine Branche, die sogenannten Klingschmiede,
die in der Umgebung von Steyr schon völlig
verschwunden sind; es war kein Nachwuchs, und
so ist dieses prachtvolle Gewerbe verschwunden.
Wer die alte Stadt Steyr, das sogenannte öster¬
reichische Rothenburg besucht, wird die verschiedenen
Aushängschilder von prachtvoller Schmiedearbeit
sehen, die geradezu Meisterwerke genannt werden
können. Diese Kunst wird heute nicht mehr gepflegt,
wir müssen alles daransetzen, um sie wieder zu
erwecken. In Steyr ist auch das Meisteratelier von
Blümelhuber für die sogenannte Stahlschneidekunst,
die allerdings bei uns'stiefmütterlich behandelt wird.
Freilich sind ihre Erzeugnisse nicht für die breiten
Massen der Bevölkerung bestimmt, weil den Ankauf
derselben sich nur hervorragende Klassen der Bevöl¬
kerung leisten konnten. Der Meister arbeitet äußerst
fleißig, aber diese Arbeiten sind nur einzelnen Teilen
der Bevölkerung zugänglich. Diese Stahlschneidekunst
soll nun ausgebaut werden, es soll ihr in der
neuen Fachschule erhöhte Aufmerksamkeit gewidmet
werden, damit Vervielfältigungen in diesem Artikel
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in den verschiedenen Ländern Eingang finden, weil
dieser Artikel sehr gesucht wird.

In Steyr haben wir ja auch die Wassen-
sabrik, die heute allerdings nicht mehr der Er¬
zeugung von Waffen in großen Mengen dient, aber
besonders die Luxuswaffen, nach denen ein großes
Begehren ist, werden auch weiter erzeugt werden.
Es wird aber besonders notwendig sein, daß in
diesen Schulen die Elektrotechnik höher ausgestaltet
werde, in Anbetracht dessen, daß die Automobil¬
erzeugung in Steyr sehr vorwärts geht, daß dort
eine Industrie entstanden ist, die 'eine vielseitige
Ausdehnung verspricht. Bei der künftigen Umge¬
staltung der Bahnen auf elektrischen Betrieb wird
eine ganz gewaltige Anzahl von Leuten benötigt
werden, die auf diesem Gebiete sehr gut bewandert
sein müssen. Wir müssen trachten, daß wir in
diesen Schulen nicht nur Industriearbeiter von den
Städten, sondern daß wir auch die Söhne von
Bauern, die ihre Jungen nicht für die Landwirt¬
schaft heranziehen, sondern in der Industrie ver¬
wenden wollen, unterbringen können. Nun ist es
aber den Leuten nicht mehr möglich, eine Wohnung
oder die hohen Kostgeldplatze zu bezahlen. Es
wird notwendig sein, daß ein Internat an die
Schule angeschlossen werde, wo die Kinder unter¬
gebracht werden können, wo sie unter Aussicht von
Pflegepersonen stehen und eine ordentliche Wartung
haben. Wir müssen tüchtigen, aber armen Schülern
die Möglichkeit geben, diese Schule ans Staats¬
kosten zu besuchen. Es wird überhaupt notwendig
sein, daß man das Schulwesen, insbesondere
das Fachschulwesen in einer Hand vereinige. Bei
aller Hochachtung von der Fürsorge für das Schul¬
wesen seitens des Staatsamtes für Handel und
Industrie wird es vielleicht doch besser sein, wenn
das Schulwesen. im Staatsamt für Unterricht ver¬
einigt wird und aus dem Staatsamt für Handel
und Industrie die nötigen Fachexperten heran¬
gezogen werden, weil ich mir dadurch ein viel
rascheres Arbeiten verspreche, denn ich ersehe aus den
wiederholten Verhandlungen, daß sie sehr langsam
vorwärtskommen.

Wir müssen weiter trachten, daß den Lehrlingen
der gesetzlich gewährleistete Urlaub wirklich gewährt
werde. Es gibt eine ganze Menge kleiner Fabrikanten
und Unternehmer, die den Lehrlingen den Urlaub
nicht gewahren wollen. Wir müssen den Lehrlingen
Helsen, daß sie zu ihrem Recht kommen. Gerade
die heutige Jugend braucht die Erholung am aller¬
notwendigsten.

Wir müssen auch schauen, daß wir im Sommer
die Jungen zu wirklicher Erholung hinausbringen.
Ich möchte insbesondere an die Landwirte appellieren,
daß sie den Jungen einige Wochen im Jahre ihre
Höfe öffnen, damit sie eine Erholung genießen
können. Ich weiß ja, daß es eine sehr schwierige

Sache ist. Es wird auch in anderer Form vor¬
gesorgt werden müssen. Wir müssen für die Jungen
auf dem Lande Erholungsstätten schaffen.

Besonders wird bei uns in der Metallindustrie
dringend verlangt, daß an die Fachschulen gewerb¬
liche Kurse für Arbeiter angeschlossen werden.
Durch die Kriegswirkungen gibt es eine Menge
Arbeiter, die nicht tüchtig ausgebildet sind. Diese
sollen nun in den Kursen einer weiteren Vervoll¬
kommnung zugeführt werden. Dies wird möglich
sein, wenn mit der nötigen Liebe gearbeitet wird.
Wenn wir vergleichen, was das Ausland für die
Jugend macht, so sind wir eigentlich sehr rück¬
ständig. In England wurde von der Stadt Brad-
fort ein Schulschiff ausgerüstet, das mit allem Kom¬
fort ausgestattet ist, wo alles darauf ist, um den
Jungen das nötige Verständnis für die Sache bei¬
zubringen. Dort wird Völkerkunde, Warenkunde,
Naturgeschichte und Geographie gelehrt. Wir sehen,
die Engländer trachten, möglichst viel Wissen ihren
jungen Leuten zu vermitteln, und auch wir müssen
in diesem Sinne arbeiten. Wir müssen machen, was
unsere ehemaligen Gegner getan haben, wir müssen
trachten, daß wir mit Wissen und nicht mit Ma¬
schinengewehren die Welt erobern. Es darf uns
für unsere Jugend absolut kein Opfer zu groß sein
und deshalb, hohes Haus, möchte ich <^e bitten:
Wollen wir die Folgen des Krieges ausgleichen und
wollen wir haben, daß die Industrie wieder empor¬
kommt, so müssen wir dem Fachschul- und dem ge¬
werblichen Fortbildungswesen eine höhere Aufmerk¬
samkeit zuwenden. Denn gerade die Tüchtigkeit muß
hier von jedem einzelnen gefordert werden, und das
wird uns gelingen, wenn wir die Arbeiterschaft er¬
ziehen. Je tüchtiger die Arbeiterschaft ist, je besser
ihre Schulung, desto leichter wird sie der auswärti¬
gen Konkurrenz standhalten können. Das ist aber
nur dann möglich, wenn auch von seiten des Staats¬
amtes für Finanzen die nötige Beihilfe gegeben
wird, wenn es dazu mithilst, daß das Schulwesen
bedeutend ausgestaltet werden kann, und darum
bitte ich Sie um Annahme dieses Antrages. Denn
nur dadurch wird es möglich sein, nicht nur in
Steyr, sondern auch an anderen Orten die gewerb¬
lichen Fachschulen zu fördern, so daß wir deutscher
Kunst und deutscher Geschicklichkeit wieder zum
Triumphe verhelfen, daß deutsche Geschicklichkeit
wieder zu höchstem Ansehen gelange. (Beifall.)

Präsident Hauser: Zum Worte gelangt der
Abgeordnete Kletz may r.

Abgeordneter Kletzmayr: Hohes Haus!
In diesem hohen Hause wurde schon des östern und
gewiß mit Recht darauf hingewiesen, daß die Hebung
unseres jungen Staates, der Republik Österreich,
nur durch die Hebung der geistigen und technischen
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Ausbildung unseres Volkes möglich werden wird.
Je höher ein Volk in einem Staate in seiner gei¬
stigen Entwicklung steht, desto leichter wird es auch
die Schwierigkeiten überwinden und desto einfluß¬
reicher wird das ganze Staatswesen dem Auslande
gegenüber sein. Je höher die geistige Bildung der
Volksschichten ist, desto mehr wird auch ihre Leistungs¬
fähigkeit gegenüber dem Auslande hervortreten. Wenn
heute dem Haufe der Bericht des Ausschusses über
die Ausgestaltung und Erweiterung der Fachschule
und Versuchsanstalt für Eisen- und Stahlbearbeitung
in Steyr vorlicgt, so möchte ich selbst als Steyrer
daraus verweisen, daß dort schon seit Jahrzehnten
eine Ausbildungsstätte besteht, in welcher für die
Nachkommenschaft große Leistungen geboten worden
sind. Wenn nicht alle Wünsche erfüllt werden konnten,
so lag das darin, daß die Raumverhältnisse nicht
entsprechend waren und daß die finanziellen Mittel
gefehlt haben, um dem Institute jene Kraft zu geben,
wie es der Neuzeit angepaßt und notwendig ge¬
wesen wäre.

Wenn wir daran gehen wollen, diese Fach¬
schule auszubauen und zu modernisieren, so ist das
nicht nur von: Standpunkt der Stadt Steyr,
sondern auch von: Standpunkt der Republik zu
begrüßen, denn ich hoffe und wünsche, daß die
zukünftige Generation in ihrem technischen und
wissenschaftlichen Können noch mehr ausgebaut
werde als bisher. Ohne die Stadt Steyr als
Steyrer selbst hervorheben zu wollen, möchte ich
doch bemerken, daß sie mit ihren metallbearbeitenden
Betrieben einen Weltruf genoß. Ich weise nicht
daraus hin — denn schon mein Herr Vorredner
hat davon gesprochen — daß sie sich bezüglich
der Waffenerzeugung einen Weltruf errungen hat,
sondern sie hat auch in anderen Erzeugungssormen
Hervorragendes geleistet. Wenn auch die Formen
der Erzeugung, die bisher bestanden, nach dem
Kriege und beim Neuausbau unserer jungen Re¬
publik durch andere ersetzt werden müssen, so wird
Steyr trotzdem in aller Zukunft eine Hochburg
sein, es wird für die metallverarbeitenden Betriebe
eine Stätte sein, wo man Neues schafft und wo
Wissen unter die breiten Massen der Arbeiter aus
den Kreisen der Metallbranche gebracht wird.

Wenn sich die Stadtgemeinde Steyr dem
unterzogen hat, das große Opfer zu übernehmen,
die sogenannte Jägerkaserne adaptieren zu lassen,
und diese Lasten nicht allein der Stadt als solcher,
sondern allgemein der Bewohnerschaft auserlegt
werden, so will damit die Bewohnerschaft und die
Stadtgemeinde als solche bezeugen, daß sie auch
an der Ausbildung der jungen Kräfte in der
Metallbranche Interesse haben und ihren alten,
guten Ruf auch künftighin erhalten wollen. Steyr
ist eine alte Eisenstadt und will als solche auch in
der neuen Republik bestehen bleiben.

Wenn, in diesen: Bericht unter anderem an¬
geführt wird, daß auch die Erzeugung chirurgischer
Instrumente vorgenommen werden soll, was bisher
infolge der Verhältnisse leider nicht möglich war,
so wird damit gewiß auch dem Staate eine be¬
deutende Unterstützung zuteil werden. Wir können
es nur begrüßen, wenn für die Schwerindustrie
Österreichs die nötigen Kräfte geschult werden, um auch-
hier die Mittel für den inneren Aufbau zu schaffen.

Wenn unter anderem in: Punkt Z begehrt
wird, daß nicht nur für die Lehrlinge die Ausbil¬
dung in die Hand genommen wird, um sie aus eine
höhere wirtschaftliche und technische Stufe zu bringen,
sondern wenn hier auch daraus verwiesen wird, daß
auch die Arbeiter, Gehilfen, Gesellen und Meister
ihre Kenntnisse weiter vervollkommnen können sollen,
so ist das besonders zu begrüßen. Dadurch, daß
die Arbeiter das, was sie in ihren jungen Jahren
zu lernen verabsämut haben, durch die neuen Behelfe,
die ihnen in den verschiedenen Formen von Schulen
geboten werden, uachzuholen vermögen und ihr
Wissen so bereichern können, wird eine besser ge¬
schulte Arbeiterschaft entstehen. Besonders begrüße
ich es, daß in dieser Gruppe III nebst den Gesellen
und Gehilfen auch die Ausbildung der Meister vor
sich gehen kann, so daß wir hoffen können, daß wir
in den nächsten Jahren in Deutschösterreich in den
metallverarbeitenden Betrieben nicht nur tüchtige
Lehrlinge, sondern auch tüchtige Arbeiter, Gesellen
und Meister haben werden. Ich habe die Über¬
zeugung, daß die Opfer, die der Staat Deutschöster¬
reich für unsere alte Eisenstadt Steyr bringt, ge¬
rechtfertigt sind, und daß diese Opfer sich mit Hundert¬
fachen Zinsen lohnen werden. Die alte Eisenstadt
Steyr wird wieder das werden, was sie gewesen ist.
Ihre Leistungsfähigkeit wird sich steigern. Der
Staat wird es sicherlich in der Zukunft mit Freuden
begrüßen, wenn die Nachkommenschaft gerade in der
Metallindustrie auf eine höhere Stufe gestellt wird,
wodurch sich auch gegenüber den: Auslande unser
Gewerbe und unsere Industrie wird bewähren können,
wodurch dem Staate auch erhöhte Lebensfähigkeit
zugesührt wird, was wir uns als Deutschösterreicher
nur wünschen können. Ich bitte daher, daß die hohe
Nationalversammlung dem Berichte zustimmt. Ich
bin überzeugt, daß die Bewohnerschaft der Stadt
Steyr Dank. wissen wird, daß es möglich gemacht
wird, auf diesem Gebiete weiter aufzubauen. Wir
werden bestrebt sein, tüchtige deutsche Männer heran¬
zuziehen, die in diese Betriebszweige neues Leben
bringen werden.

Präsident Hauser: Es ist niemand mehr
zum Worte gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.
Auch der Herr Berichterstatter hat nichts mehr zu
bemerken. Ich bitte diejenigen Mitglieder des hohen
Hauses, welche die zwei Punkte des Ausschnßantrages
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an nehmen wollen, sich von ihren Sitzen zu erheben.
(Geschieht.) AngenomINen. Damit ist dieser Gegen¬
stand erledigt.

Der nächste Gegenstand ist Punkt 8
der Tagesordnung, das ist der Bericht
des Finanz- und Budgetausschusses über
die Vorlage der Staatsregierung (935
der Beilagen), betreffend die Verwendbarkeit
der vierprozentigen Teilschuldverschrei¬
bungen des vom Lande Oberösterreich auf
Grund des von der Staatsregierung, geneh¬
migten Landtagsbeschlusses vom 21. Juni
1920 aufzunehmenden Anlehens im Nenn¬
beträge von 300 Millionen Kronen zur frucht¬
bringenden Anlegung von Stiftungs-, Pu-
pillar- und ähnlichen Kapitalien (947 der
Beilagen), Berichterstatter ist der Herr Abge¬
ordnete Pauly, ich bitte ihn, die Verhandlungen
einzuleiten.

Berichterstatter Pauly: Der oberösterreichische
Landtag hat am 21. Juni 1920 die Ausnahme
eines Landesinvestitionsanlehens in der Höhe von
300 Millionen Kronen beschlossen. Diese Inve¬
stition soll verwendet werden für Aufwendungen
Zum Zwecke der Erschließung der natürlichen Kräfte
des Landes, für den Ausbau unserer Wasserkräfte,
für die Hebung der Kohlenförderung, Erdgas¬
gewinnung, ferner für Aufwendungen zwecks Be¬
teiligung des Landes an industriellen und finan¬
ziellen Unternehmungen (alpenländische Torfindustrie,
oberösterreichische Holzindustrie), für Aufwendungen
zur Schaffung von Verkehrswegen (Eisenbahnen,
Straßen, Brücken) und Aufwendungen zur Schaffung
von Erziehungs- und Wohlfahrtsanstalten (Schulen,
Krankenhäusern, Fürsorgeanstalten usw.),

Es liegt der Antrag ' des Finanz- und
Budgetausschusses vor, für diese Tcilschuldver-
schreibungen die Pupillarsicherheit zu erwirken.
Durch einheitlichen Beschluß des Finanz- und
Budgetausschusses liegt dem hohen Hause ein
'Gesetzentwurf in zwei Paragraphen vor, in welchem
dem Wunsch des österreichischen Landtages entgegen¬
gekommen und die Pupillarsicherheit ausgesprochen
wird. Ich bitte daher im Namen des Finanz- und
Budgetausschusses, diesem Anträge zuzustimmen.

Präsident Hauser: Es ist niemand zum
Worte gemeldet. Wir kommen zur Abstimmung. Ich
bitte diejenigen Mitglieder des hohen Hauses, welche
das Gesetz sowohl seinem Inhalte nach, sowie auch
Titel und Eingang annehmen wollen, sich von den
Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Angenommen.

Berichterstatter Pauly: Ich beantrage
die sofortige Vornahme der dritten Lesung.

Präsident Hauser: Der Herr Berichterstatter
beantragt die sofortige Vornahme der dritten
Lesung. Ich bitte diejenigen Mitglieder des hohen
Hauses, welche diesem Anträge zustimmen, sich von
den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Das ist die
qualifizierte Mehrheit.

Ich bitte nun diejenigen Mitglieder des
hohen Hauses, welche dieses Gesetz anch in dritter
Lesung annehmen wollen, sich von den Sitzen zu
erheben. (Geschieht.) Damit ist das Gesetz über
die Verwendbarkeit der vierprozentigen
Teilschuldverschreibungen des vom Lande
Oberösterreich auf Grund des von der
Staatsregieruug genehmigten Landtagsbe¬
schlusses vom 21. Juni 1920 aufzunehmenden
Anlehens im Nennbeträge von 300 Millionen
Kronen zur fruchtbringenden Anlegung von
Stiftungs-, Pupillar- und ähnlichen Kapi¬
talien (gleichlautend mit 047 der Beilagen) auch
in dritter Lesung angenommen und dieser Gegen¬
stand erledigt.

Der nächste Gegenstand ist Punkt 9
der Tagesordnung, Bericht des Finanz- und
Budgetausschusfes über die Vorlage der
Staatsregierung (948 der Beilagen), betreffend
die Verwendbarkeit der von der Gemeinde
Salzburg auf Grund des mit landesgesetz¬
licher Ermächtigung aufgenommenen An¬
lehens vom Jahre 1920 auszugebenden
Teilschuldverschreibungen zur fruchtbrin¬
genden Anlegung von Stiftungs-, Pupill'ar-
und ähnlichen Kapitalien (992 der Beilagen).
Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Witternigg.

Berichterstatter Witternigg: Der Finanz¬
ausschuß hat sich vor einigen Tagen mit der Vor¬
lage der Staatsregierung beschäftigt, der Stadt¬
gemeinde Salzburg die Genehmigung zu erteilen,
80 Millionen Kronen aufzunehmen. Die Stadt¬
gemeinde nimmt dieses Geld bei einem Banken-
konsortium auf.

Die Verwendung des Geldes ist für Inve¬
stitionen gedacht. Für die Anleihe werden fünf¬
prozentige Teilschuldverschreibungen ausgegeben. Die
Rückzahlung erfolgt in 50 Jahren. Bis zum 1. Juli
1930 ist die Anleihe unkündbar. Für diese Anleihe
haftet die Stadt Salzburg mit ihren Objekten,
Gaswerk, Elektrizitätswerk usw. Der Finanzausschuß
hat dieser Vorlage die Zustimmung erteilt. Ich
beantrage daher im Namen des Finanzausschusses
die Genehmigung dieses Gesetzentwurfes.

Präsident Hauser: Ich eröffne die De¬
batte. Es ist niemand zum Worte gemeldet. Wir
schreiten daher zur Abstimmung.

Ich bitte diejenigen Mitglieder des hohen
Hauses, welche das Gesetz seinem Inhalt nach, wie
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auch Titel und Eingang desselben, annehmen wollen,
sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) An¬
genom men.

Berichterstatter Witternigg: Ich bean¬
trage die sofortige Vornahme der dritten
Lesung.

Präsident Hauser: Der Herr Berichterstatter
beantragt die sofortige Vornahme der dritten
Lesung. Ich bitte diejenigen Mitglieder des hohen
Hauses, welche diesem Anträge zustimmen, sich von
den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Es ist die
qualifizierte Mehrheit.

Ich bitte nnn diejenigen Mitglieder des
hohen Hauses, welche das Gesetz auch in dritter
Lesung annehmen wollen, sich von den Sitzen zu
erheben. (Geschieht.) Das Gesetz über die Ver¬
wendbarkeit der von der Gemeinde Salz¬
burg auf Grund des mit laudesgesetzlicher
Ermächtigung aufgeuommenen Anlehens vom
Jahre 1920 auszugebenden Teilschuldver¬
schreibungen zur fruchtbringenden Anlegung
von Stiftungs-, Pupillar- und ähnlichen
Kapitalien (gleichlautend mit 91)2 der Beilagen)
ist auch in dritter Lesung angenommen und
damit dieser Gegenstand der Tagesordnung erledigt.

Nächster Gegenstand ist Punkt 10 der
Tagesordnung, das ist der Bericht des Aus¬
schusses für Land- und Forstwirtschaft üb er¬
den Antrag des Abgeordneten Dr. Schürff und
Genossen (475 der Beilagen), betreffend die
Einsetzung einer _ Untersucht!ngskommission
zum Zwecke der Überprüfung der Wirtschaft
in den deutschösterreichischen Staatsforsten
(939 der Beilagen). Berichterstatter ist der Herr
Abgeordnete Schöchtner. Ich bitte ihn, die Ver¬
handlungen cinzuleiten.

Berichterstatter Schöchtner: Hohes Haus!
Der land- und forstwirtschaftliche Ausschuß hat sich
in seiner Sitzung vom 14. Juli 1920 mit dem
Anträge des Abgeordneten Dr. Schürff und Ge¬
nossen, 475 der Beilagen, betreffend die Einsetzung
einer Untersuchungskonmiission zum Zwecke der
Überprüfung der Wirtschaft in den dentschöster-
reichischen Staatsforsten befaßt. In der im land-
und forstwirtschaftlichen Ausschuß abgesührten Debatte
ist ausdrücklich betont worden, daß die Verwaltung
unserer Staatsforste bis jetzt nicht einwandfrei
gewesen.ist. Schon vom alten Parlament wurde im
Jahre 1918 eine derartige Untersuchungskommission
eingesetzt, die durch die Abschlüsse von Abstockungs¬
verträgen für die galizischen Staatsforste veranlaßt
wurde. Es lvurde damals das Staatsvermögen,
welches doch die Staatssorste darstellen, in einer
Weise behandelt, die bestimmt für den Ausbau eines

Staates nicht möglich ist. Von Fachleuten wurde
nachgewiesen, daß damals dem Staate ein Schaden
von über einer Milliarde erwachsen ist. Das war
auch in erster Linie der Anlaß für die Einbringung
dieses Antrages Schürfst

In der Debatte im land- und forstwirtschaft¬
lichen Ausschüsse wurde von hervorragender Seite
der Anschauung Ausdruck gegeben, daß das der-
malen bei der Staatsforstverwaltnng herrschende
System wohl sehr verwerflich ist.- Wenn wir uns
dieses System näher besehen, so müssen wir zu dem
Entschlüsse kommen, daß eigentlich nicht das System
der wirkliche Schuldige ist, sondern die Personen,
die dieses System Hochhalten, vertreten und durch-
sühren. Wir finden, daß hier genau dieselben Leute
sind, mit ganz wenigen Ausnahmen, die in der
alten Monarchie gewirtschastet haben und einen
derartigen Schaden verursachen, wie ich ihn früher
erwähnt habe. Also nicht das System allein ist zu
bekämpfen, sondern in erster Linie die Leute, die
dort arbeiten. Die hier einzusetzeiche Untersuchungs-
kommission wird eine kollossale Arbeit leisten müssen,
um zu erreichen, daß unsere Staatssorste, die ein
Ausmaß von nicht weniger als über 460.000
Hektar repräsentieren und damit natürlich einen
riesigen Milliardenwert darstellen, den Verhältnissen
unserer kleinen Republik Deutschösterreich entsprechend
bewirtschaftet werden.

Ich habe schon in der Budgetdebatte darauf
hingewiesen, daß die Daten, die uns damals vor¬
gelegt wurden und die eine Einnahme von über
14 Millionen ergeben haben, für die Staatssorste
bestimmt nicht von ausschlaggebender Bedeutung
sind. Es wurde damals erwidert, daß diese Daten
unrichtig sind, und ich gebe das vollkommen zu. Es
ist aber anderseits auch zu erwähnen, daß unsere
Staatsforste nicht entsprechend bewirtschaftet, werden.
Um auch hier aus ein Beispiel zu verweisen, führe
ich das statistische Jahrbuch des Ackerbauministeriums
alls den Jahren 1899 bis 1903 an. Nach diesen
Angaben ergaben die Wälder der Forst- und
Domänendirektionen Wien, Innsbruck, Salzburg und
Gmunden einen Reinertrag von 5 K pro Hektar.
Es wird wohl niemand hier im Hause sein und auch
nicht in der breiten Öffentlichkeit draußen, der den
Standpunkt vertreten würde, daß hier eine intensive
Bewirtschaftung unserer Staatsforste Platz gegriffen
hat, wenn ein Hektarertrag von 5 K berechnet
wurde.

In der Debatte im land- und forstwirtschaft¬
lichen Ausschüsse ist auch auf die verschiedenen
Forstschäden hingewiesen worden, darunter Wind¬
bruchschäden, Käferholz und unter anderem auch,
was ein sehr wichtiger Punkt ist, die Jagdver¬
pachtungen, und zwar hauptsächlich die Jagdver¬
pachtungen in den früheren Hofreservatjagdgebieten.
Es wurde hier von Fachleuten sehr dringend und-
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wiederholt Klage geführt, daß die Staatsforstver¬
waltung nicht in der Weise vorgegangen ist, wie sie
hätte Vorgehen sollen, um dem Staate die . ent¬
sprechenden Einnahmsquellen zu sichern. Seien Sie
überzeugt, daß, wenn diese Untersuchungskommission
eingesetzt wird und ihre Arbeit beginnt, bestimmt
zu erwarten ist, daß eine Verbesserung in der Be¬
wirtschaftung unserer Staatssorste eiutreten wird.
ES wird bestimmt erwartet werden können, daß wir
unsere Erträge steigern können. Wir umssen die
Verwaltung an und für sich vereinfachen und
niodernisieren.

Es ist sehr bezeichnend, daß sich gerade in
der letzten Zeit die Klagen mehren, daß in der
Staatsforstverwaltung das System, von dem ich
früher gesprochen habe und das im land- und
forstwirtschaftlichen Ausschuß einer ziemlichen Kritik
unterzogen worden ist, noch immer besteht. Ich will
das hohe Haus nicht länger mit meinen Aus¬
führungen belästigen und möchte nur noch erwähnen,
daß sich aus dem gleichen Anlasse das Land
Steiermark vor ganz kurzer Zeit, und zwar mit
Zustimmung aller drei Parteien, die dort vertreten
sind, entschlossen hat, eine derartige Kommission
einzusetzen, um die Bewirtschaftung der Landes-
sorste in Steiermark zu heben. Wir können mit
ruhigem Gewissen sagen, daß es in der nächsten
Zeit in dieser Kommission viel Arbeit geben wird,
aber wenn die Kommission zu arbeiten beginnt,
wird dies sicherlich zum Segen und zum Wohle
des gesamten Staates Deutschösterreich führen.

Der Ausschuß für Land-»und Forstwirtschaft
stellt daher folgenden Antrag (liest):

„Die Nationalversammlung wolle be¬
schließen:

Es ist sofort eine aus sieben Mit¬
gliedern der Nationalversammlung be¬
stehende Kommission zur Untersuchung der
Wirtschaft und Verwaltung in den deutsch¬
österreichischen Staatsforsten einzusetzen.
Dieser Kommission steht das Recht un¬
eingeschränkter Akteneinsicht und un¬
beschränkbarer Einvernahme von Staats¬
angestellten zu, welch letztere von der
Wahrung des Amtsgeheimnisses und der
Beobachtung der Amtsverschwiegenheit
ohne weitere Formalität entbunden
werden. Die Untersuchungskommission ist
auch berechtigt, Fachexperten beizuziehen.
Diese Kommission hat zu überprüfen:

1. In Fortsetzung der durch den Zu¬
sammenbruch der Monarchie sistierten
Überprüfung durch die frühere Kommis¬
sion die in den Staats- und Foudssorsten
noch vom vormaligen k. k. Ackerbau-
miuisterinm, beziehungsweise den staat¬

lichen Forst- und Domänendirektionen
oder dem Staatsamt für Land- und Forst¬
wirtschaft abgeschlossenen Holzverkaufs¬
verträge, insbesondere auch jene mit der
Firma Glesinger in Gnßwerk und mit der
Firma Löwy und Winterberg über die
Forste in Steiermark und Oberösterreich.

2. Die teils im Wege der schriftlichen
Offertverhandlungen, teils aus freier Hand
erfolgten Verkäufe sowohl von fertigem wie
auch von durch die Käufer auszuarbeitendem
Holze, ohne Unterschied, ob es sich nur
einjährige oder mehrjährige Vertragsdauer,
ob um Nutz- oder Brennholz handelt. Im
besonderen wird aus solche Verkäufe in den
Staatssorsten des Wienerwaldes, in den
Forsten von Weyer, Reichramming, Wild¬
alpe, Großreifling und insbesondere aus die
mit der Firma Ostertag abgeschlossenen
Verkäufe in den salzburgischen Staats¬
forsten verwiesen.

3. Die Absichten und Maßnahmen der
Staatsforstverwaltung hinsichtlich der Aus-,
schließung der Forste im Wirtschastsbezirke
Reichramming und bezüglich der Ver¬
wertung des dortigen Holzeinschlages.

4. Die Verpachtungen der Jagden in
den Staats- und Fondsforsten der Re¬
publik Deutschösterreich, wobei sowohl die
noch aus den Zeiten der Monarchie sort-
bestehenden, als die nach deren Zusammen¬
bruch abgeschlossenen Verträge zu über¬
prüfen sind, darunter insbesondere alle
jene bezüglich solcher Jagden, die bisher
das sogenannte Hosjagdreservat bildeten.
Im besonderen wird der Verpachtnugsver-
trag mit Krupp und mit Meran hervor¬
gehoben.

5. Die Überprüfung der Betriebsführung
und Verwaltung der Staatssorste und
der Forste des Religioussonds sowie allen¬
falls Beantragung von Berbefferungsvor-
schlägen.

6. Ob und inwieweit der vielfach in
allgemein zirkulierenden Gerüchten be¬
hauptete Mißbrauch der Amtsgewalt zum
persönlichen Vorteil durch Funktionäre aller
Dienstkategorien, insbesondere aber in den
leitenden Stellen nachweisbar ist.

Die Untersuchungskommission hat von
Fall zu Fall dem landwirtschaftlichen Aus¬
schüsse und nach Abschluß der Untersuchung
der Nationalversammlung Bericht zu er¬
statten. "

Meine Herren! Ich möchte beantragen, daß
diese Kommission, die hier vom land- und forst-
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wirtschaftlichen Ausschüsse vorgeschlagen isst in der
nächsten Zeit, vielleicht ist es möglich, sogar heute
schon zur Einsetzung gelangst denn es ist unbedingt
von großer Wichtigkeit, daß derartige Arbeiten so-
svrt in Angriff genommen werden. Wir werden
dadurch erreichen, daß wir unserem Staate, der
vom finanziellen Standpunkt aus bestimmt nicht im
Überflüsse schwelgt, ganz hervorragende Einnahms¬
quellen sichern. (Beifall.)

Präsident Hauser: Ich eröffne die De¬
batte. Es ist niemand zum Worte gemeldet. Wir
w erd en a b st i m m e n.

Ich bitte diejenigen Mitglieder des hohen
Hauses, welche den vorliegenden Anträgen des Aus¬
schusses für Land- und Forstwirtschaft zustimmen, sich
von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.)) Sin c^cit out tuen.

Damit ist dieser Gegenstand der Tages¬
ordnung erledigt.

Nächster Gegenstand der Tagesordnung ist
oer Bericht des Ausschusses für Heereswesen
äder die Vorlage der Staatsregierung
(927 der Beilagen), betreffend das Gesetz über die
Handhabung der Disziplinarstrafgewalt im
Heer (Heeresdisziplinargesetz) (9S9 der Beilagen).

3ch bemerke, daß zu diesem Punkte sowie
zu Punkt 12 und zu Punkt 13 der Tagesordnung
Ültens des Staatsamtes für Heereswesen Herr
Sektionschef Dr. Kralowsky und Herr Mini-
steriatsekretär wr. Hecht als Regierungsver-
rietcr im Hause erschienen find. Ich beehre mich,
diese Herren dem Hause vorzustellen.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete
Leuthner. Hch bitte ihn, die Verhandlungen ein¬
zuleiten.

Berichterstatter Leuthner: Hohes Haus!
Die Schaffung eines neuen Heeres, das nach den
Bedingungen des Friedens die Form eines Werbe¬
heere 2 annehmen mußte, hat es notwendig ge¬
macht, daß auch die Disziplinarvorschristen für
öa'ses neue Heer andere Formen annehmen, und
zwar schon deshalb, weil die demokratische Ge¬
staltung des Staates die Formen einer Disziplinar¬
ftrasgewalt, wie sie früher im Heere bestand, als
unerträglich erscheinen lassen mußte. Die wesentlichen
H auptg e fichtspunkte, nach denen das Gesell über die
Handhabung der Disziplinarstrasgewalt 'tut Heere
gestaltet ist, betreffen die Beseitigung der Freiheits¬
strafen sowohl aus der Reihe der Ordnungs- als
auch der Disziplinarstrafen und die demokratische
Gestaltung der Disziplinarkommissionen.

Die Beseitigung der Freiheitsstrafen ans der
Reihe der, Ordnungs- und Disziplinarstrafen wird
einer ausführlichen Begründung nicht bedürfen. Es
war ja schon im Heere der allgemeinen Wehrpflicht,
eigentlich die Form der Freiheitsstrafen, wie sie

damals bestanden, ein Widerspruch zu dem Zeit¬
geiste und. den Zeitbedürfnissen. Sie waren nichts
als ein Überbleibsel aus den Werbe- und Kon¬
skriptionsheeren der Vergangenheit und spiegelten
den Geist der Vergangenheit wider. Sie waren für
die Heere geschaffen worden, die sich entweder aus
der Hefe des Volkes durch Werbung gesammelt
hatten oder sie brachten die rohen Formen zum
Ausdrucke, in denen sich der Verkehr zwischen dem
Gutsherrn und seinen Gutsuntergebenen, seinen
Hörigen, vollzog, oder sie spiegelten die Grausamkeit
des Strafvollzuges der Vergangenheit wider. Daher
kam es denn auch, daß wir innerhalb der
Disziplinarstrasgewalt des Heeres bis zum Kriege
Strafmittel kannten, die aus dem Strafvollzüge
sonst längst beseitigt waren, wie das Anbinden, die
Spangen und ähnliche Strafen.

Daß wir solche Strafformen nicht mehr fest-
halten können, ist klar. Aber auch die reinen Frei¬
heitsstrafen sind unanwendbar. Sie sind unvereinbar
nick einem Heer, dessen Mitglied man werden kann,
wie man Mitglied jedes anderen Berufes werden
kann, nämlich -aus freier Wahl, und wer sollte
einen Berus wählen, in dem Freiheitsstrafen als
Disziplinarstrafen möglich sind? Sie sind aber auch
unanwendbar aus Praktischen Gründen, schon des¬
halb, weil zum Beispiel selbst die mildeste Form
der Freiheitsstrafe, der Kasernarrest, in einem Heer,
lvie es heute besteht, das zum Teil aus Ver-'
heirateten, zum Teil aus Ledigen sich zusammensetzt,
die einen härter als die anderen trifft. Aber
auch undurchführbar wären im wesentlichen solche
Freiheitsstrafen. Haben sie sich doch schon vielfach
im Heer der allgemeinen Wehrpflicht in Durch¬
stechereien^ und Schwindeleien ausgelöst. Das würde
heute natürlich erst recht der Fall sein. So beschränkt
denn die neue Disziplinargewalt die Strafmittel
ganz aus dieselben Mittel, die auch sonst innerhalb
der Disziplinargewalt gegenüber den 'Beamten,
gegenüber den Zugehörigen der Gendarmerie gelten.

Wenn in diesem Punkte kaum ein Streit
entstehen kann, so mag die Frage der Zusammen¬
setzung der Disziplinarkommissionen eher die Geister
scheiden. , Die p>orm, die in dem Gesetze gewählt
wurde, ist diese: es sind Disziplinarkommissionen
erster und zweiter Instanz eingesetzt, die Diszi-
plmarkommissionen erster Instanz in Forni von
Kameradschaftsgerichten, die Disziplinarkommis-
sionen zweiter Instanz in Fortn von Einheits¬
gerichten, und zwar so, daß der vierte Beisitzer
entweder gewählt werden kann von dem Beschul¬
digten oder aber, wenn der Beschuldigte die Wahl
unterläßt, auch aus der eigenen Gruppe des Be¬
schuldigten , gewählt wird. Es steht sonach der Be¬
schuldigte in zweiter Instanz vor einem Vorsitzenden
aus dem Stande der Richter, einetn Offizier, einem
Unteroffizier und einem Wehrmann und als dem
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fünften Richter vor demjenigen, den er entweder
selbst wählt oder der seiner eigenen Standesgruppe
angehört. Man kann wohl sagen, daß diese Form
der Zusammensetzung der Disziplinarkommissionen
den Bedingungen und Voraussetzungen einer demo¬
kratischen Gerichtspflege durchaus entspricht.

Nicht ganz dasselbe wird man sagen können
von einer Bestimmung, die die Zusammensetzung
des Disziplinargerichtes für die Offiziere betrifft.
Hier hat der Berichterstatter schon im Ausschuß
seine Bedenken geäußert in den: Sinne, daß es
immerhin ein Sonderrecht darstellt, wenn der
Offizier die Möglichkeit besitzt, auch in zweiter
Snftottß fein Gericht lediglich aus Mitgliedern
seiner eigenen Berufsgruppe zusammenzusetzen. Nun
wurde gegen dieses von mir erhobene Bedenken
allerdings geltend gemacht, daß ja ausdrücklich im
Gesetz steht, es könne der Disziplinarseuat zweiter
Instanz diese Zusammensetzung nur dann haben,
wenn die Angelegenheit, die in Frage steht, in
keinerlei Weise Interessen der Wehrmannschaft oder
der Unteroffiziere berührt. Weiterhin sei eine zweite
sehr starke Bürgschaft gegeben in den Bestimmungen
des Artikels X, der die Mitwirkung der Vertrauens¬
männer bei den Disziplinarverhandlungen betrifft.
Diese Bestimmungen geben volle Sicherheit, daß
tatsächlich überall dort, wo irgendein Interesse eines
Wehrmannes oder eines Unteroffiziers in Frage
kommt, nur die Form des Einheitssenates gelten
kann, keineswegs aber die Form des Kameradschasts-
gerichtes. Man kann also wohl sagen, im praktischen
Sinne wäre gegen die Bestimmung nichts einzuwenden,
und weil dem so ist, weil tatsächlich in den Grenzen
des Gesetzes Vorsorgen getroffen sind, um jeden
Nachteil, jede Schädigung des Wehrmannes und
Unteroffiziers auszuschließen, deshalb konnte ich mich
und konnten sich die Mitglieder meiner Partei,
wiewohl mit innerem Widerstreben, dieser Bestim¬
mung anbequemen.

Aber trotzdem muß man sagen, sie ist ein
Schönheitsfehler des Gesetzes; denn wenn auch, wie
gesagt, materiell das Recht der Wehrmänner und
Unteroffiziere durchaus nicht verletzt erscheint, also
auch die Gleichberechtigung innerhalb des Rahmens
der Disziplinarordnung nicht eigentlich getrübt ist,
ist der Form nach doch für den Offizier hier das
Sonderrecht oder wenigstens, um es noch abge-
schwächter zu sagen, die besondere Möglichkeit ge¬
geben, in Fällen, wo es sich um Angelegenheiten
handelt, die unter Offizieren spielen, auch in zweiter
Instanz vor ein reines Kameradschastsgericht zu
treten, das nur in dem Richter ein nicht offiziers-
müßiges Element enthält. Das bedeutet immerhin
doch eine gewisse Absonderung, die wir unangenehm
empfinden.

Freilich kann man die Sache auch von der
andern Seite betrachten, indem man sich sagt, wie

wenig hier als Entschädigung den Offizieren gegeben
wurde für das viele, was sie verloren zu haben
glauben. Namentlich kommt da in Betracht die Ab¬
schaffung der Ehrengerichte, die in der schroffsten Form
ehedem die Offiziere herausgehoben haben nicht nur aus
dem Rahmen der übrigen Heeresangehörigen, sondern
auch aus dem Rahmen der bürgerlichen Gesellschaft
als eine Gruppe von Menschen, denen besondere
Merkmale der Ehre, des Ehrgefühls und der Reiz¬
barkeit des Ehrgefühls zukommen, woraus sich dann
auch in weiterem andere Vorrechte, sowohl im
gesellschaftlichen Leben als im dienstlichen Verhalten
ergaben. Das ist nun für die Offiziere verschwunden
und damit sind auch alle anderen Sonderrechte
beseitigt. Es ist aber doch wie ein schwacher letzter
Nachklang eines solchen Sonderrechtes, was in
dieser Bestimmung weiterlebt.

Allerdings wurde vielleicht als einer der
wirksamsten Gegengründe meinen Bedenken entgegen¬
gehalten, daß eine durchaus ähnliche Form der
Gestaltung der Disziplinarsenate auch in der Gen¬
darmerie gewählt wurde, wo der Unterschied der
alten und neuen Beamten ja lange nicht so scharr
ausgeprägt ist wie hier der Unterschied zwischen
Offizier und Wehrmann. Dort erscheinen die Be¬
amten alten Stils auch nur vor einem Senate, der
zusammengesetzt ist aus Geudarmeriebeamten alten
srtils. Man mag sich also damit schließlich aus¬
söhnen, aber, wie gesagt, es bleibt ein Schön¬
heitsfehler. Nur noch einige Drucksehlerberichtigungen:
Im Artikel I, vorletzte Zeile, fehlt nach deni Worte:
„Frieden" ein Beistrich. Im Artikel VI, letzter Ab¬
satz des Punktes 1 soll statt des dort angebrachten
Strichpunktes ein Punkt stehen. In Artikel VII,
letzte Zeile des Absatzes (2) ist nach dem Worte:
„Vertrauensmänner" weggeblieben „(Soldatenräte)".
Im 'Artikel X, Absatz (2), 7. Zeile, haben die in
Klammer beigesetzten Worte: (Soldatenräte ■—
§ 31, Wehrgesetz), zu entfallen.

Im übrigen enthält das Gesetz nur Bestim¬
mungen, die sich aus dem Texte selbst erklären und
einer Erläuterung nicht bedürfen. Ich bitte Sie,
dem Gesetze in dem Sinne, wie es der Heeres¬
ausschuß angenommen hat, gleichfalls die Zustimmung
zu geben.

Präsident Hauser: Es ist niemand zum
Worte gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte diejenigen Mitglieder des hohen
Hauses, welche das Gesetz über die Handhabung
der Disziplinarstrafgewalt im Heer (Heeres-
disziplinargesetz) in allen Bestimmungen ein¬
schließlich Titel und Eingang des Gesetzes au-
nehmen wollen,' sich von den Sitzen zu erheben.
(Geschieht.) Es ist angenommen.
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Berichterstatter Leuthner: Ich beantrage
die sofortige Vornahme der dritten Lesung.

Präsident Hauser: Der Herr Berichterstatter
beantragt die fertige Vornahme der dritten Lesung.

Ich bitte diejenigen Mitglieder des hohen
Hauses, welche diesem Anträge zustimmen wollen,
sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieh.) Es
ist die qualifizierte Mehrheit, wir werden die
dritte Lesung sofort vornehmen.

Ich bitte diejenigen Mitglieder des hohen
Hauses, welche das Gesetz nun auch in dritter
Lesung annehmen wollen, sich von den Sitzen zu
erheben. (Geschieh.) Das Gesetz über die
Handhabung der Disziplinarstrafgewalt im
Heer (Heercsdisziplinargesetz) (gleichlautend mit
0ö9 der Beilagen) ist auch in dritter Lesung
angenommen und dieser Gegenstand damit
erledigt.

Wir kommen zum 12. Punkt der Tages¬
ordnung, das ist der Bericht des Finanz- und
Budgetausschusses über die Vorlage der
Staatsregierung (926 der Beilagen), betreffend
das Gesetz, womit einige Bestimmungen des
Gesetzes vom 17. März 1920, St. G. Bl.
Nr. 120, ergänzt und abgeändert werden
(Nachtrag zum Militärabbaugesetz) (949 der
Beilagen).

Ich bitte den Herrn Berichterstatter Schön¬
st ein er, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Schönsteiner: Hohes Haus!
Ich habe die Ehre, namens des Finanz- und
Budgetausschusses über die Vorlage, 949 der Bei¬
lagen, zu referieren. Es handelt sich in diesem Falle
um einen Nachtrag zum Militärabbaugesetz, eine
Sache, mit der sich die hohe Nationalversammlung
vor wenigen Monaten schon befaßt hat. Durch den
damaligen Beschluß, der sich im Militärabbaugesetz
ausdrückt, sind eine Reihe von Leuten, die nach dem
Zusammensturz keine Verwendung mehr finden konnten,
aus ihrer Laufbahn gedrängt worden und sind nun-
mehr gezwungen, sich anderen Berufen zuzuwenden.
Die Nationalversammlung hat damals ein Gesetz
beschlossen, das, man kann es ruhig sagen, in uns
allen das Gefühl ausgelöst hat, daß damit die
Wünsche der von diesem Unglück Betroffenen nicht
restlos erfüllt worden sind.

Es waren verschiedene Gründe, die das hohe
Haus veranlaßt haben, diesen Wünschen nicht voll¬
auf Rechnung zu tragen. In erster Linie selbstver¬
ständlich Mc, Rücksicht auf die Staatsfinanzen. Die
Beteiligten haben sich wiederholt an die National¬
versammlung mit der Bitte gewendet, diese Bestim¬
mungen abzuändern, und ich selbst habe Gelegenheit
genommen, verschiedenemale an die beteiligten Staats-'

ämter die Bitte zu richten, diesem Petit der Be-
rufsmilitärpersonen ihr Augennierk zuzuwendcn.

Der Staatssekretär für Heereswesen hat nun
vor wenigen Tagen hier eine Parteienbesprechung
veranlaßt und in dieser angekündigt, daß er im
Kabinettsrat die neue Vorlage einbringen werde.
Das ist auch geschehen und die Regierung hat das
Gesetz, 926 der Beilagen, vorgelegt. Die Regierungs¬
vorlage sieht allerdings eine Verbesserung der Ver¬
hältnisse vor, aber der Ausschuß glaubte sich doch
verpflichtet, die Wünsche der Berufsmilitärpersonen
im ganzen Unffange auszunehmen und sie restlos
durchzusetzen. Darum hat der Finanz- und Budget¬
ausschuß das von der Staatsregierung vorgelegte
Gesetz umgearbeitet und es liegt nun dem hohen Hause
die Fassung des Ausschusses vor. Ich brauche zur
Begründung eigentlich nichts hinzuzufügen, denn die
Umarbeitung beinhaltet nur den Grundsatz und
macht ihn zur Wahrheit, daß es in der Republik
keine Angestellten erster und zweiter Güte geben
soll, sondern daß die Berufsmilitärpersonen in allen
ihren Belangen den Zivilstaatsangestellten gleich¬
gestellt werden sollen. Dieser Grundsatz wurde von
allen drei Parteien vertreten und damit finden auch
die Wünsche der Berufsmilitärpersonen im vollen
Ausmaß eine gerechte Würdigung und Befriedigung.

Ich möchte diesen Anlaß nicht vorübergehen
lassen — und ich glaube, ich darf es im Namen
des ganzen Hauses tun — ohne den jungen Herren,
die nun auf Grund dieses Gesetzes aus einer Lauf¬
bahn ausscheiden müssen, für die sie sich Jahrzehnte
lang haben vorbereiten müssen, unser Mitgefühl aus¬
zusprechen, ihnen zu danken für all das, was sie
dem Vaterlande in schwerer Zeit an Diensten ge¬
leistet haben und ihnen auf den späteren Lebensweg
unsere herzlichsten Wünsche mitzugeben, daß cs ihnen
möglich sein wird, auf Grund dieses Gesetzes einer
besseren Zukunft ruhiger entgegenzusehen. (Beifall.)
Ich bitte das hohe Haus um Annahme der Geietzes-
vorlage. (Beifall und Händeklatschen.)

Präsident Hauser: Ich eröffne die De¬
batte. Es ist niemand zum Worte gemeldet. Wir
kommen zur Abstimmung.

Wenn keinerlei Einwendung erhoben wird,
werde ich über das Gesetz als Ganzes abstimmen
lassen, einschließlich Titel und Eingang.
(Zustimmung.)

Ich bitte diejenigen Mitglieder des hohen
Hauses, welche dem Gesetze zustinnnen wollen, sich
von den Sitzen zu erheben. (Geschieh.) Au¬
ge n o m m e n.

Berichterstatter Schönsteiner: Ich bean¬
trage die sofortige Vornahme der dritten
Lesung.
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Präsident Hauser: Jch'bitte diejenigen Mit¬
glieder, welche sich dem Anträge auf sofortige Vor¬
nahme der dritten Lesung anschließen, sich von den
Sitzen zu erheben. (Geschieht) Es ist die quali¬
fizierte Mehrheit, der Antrag ist angenommen.

Ich bitte diejenigen Mitglieder, welche das
Gesetz auch in dritter Lesung annehmen wollen, sich
von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.)

Das Gesetz, womit einige Bestimmungen
des Gesetzes vom 17. März 1920, St. G. Bl.
Nr. 120, ergänzt und abgeändert werden
(Nachtrag zum Militärabbaugesetz) (gleich¬
lautend mit 949 der Beilagen) ist in dritter Lesung
angenommen.

Damit ist dieser Gegenstand der Tages¬
ordnung erledigt.

Wir kommen zum 13. Punkt der Tages¬
ordnung, das ist der Bericht des Ausschusses
für Handel und Gewerbe, Industrie und
Bauten über die Vorlage der Staats¬
regierung (856 der Beilagen), betreffend das
Gesetz über den Gewerb'eantritt durch berufs¬
wechselnde Militärpersonen (951 der Bei¬
lagen).

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete
Partik. Ich bitte ihn, die Verhandlung ein¬
zuleiten. ,

Berichterstatter Partik: Hohes Haus!
Durch diese Gesetzesvorlage soll Berufsmilitärpersonen
der ehemaligen österreichisch-ungarischen Armee,
sowohl Offizieren als auch Mannschaftspersonen
durch Erleichterungen bei Erlangung des Befähigungs-
nachweises Gelegenheit geboten werden, einen
Berufswechsel vorzunehmen. Es kommen haupt¬
sächlich folgende Berufe in Betracht: handwerks¬
mäßige, das Handelsgewerbe und Gewerbe, wie
das Baugewerbe, die an Konzessionen gebunden
sind. Es hat sich als notwendig und dringend
herausgestellt, daß dieses Gesetz möglichst bald ver¬
abschiedet werde. Damit bei den verschiedenen Kursen,
die hier voxgesehen sind, diejenigen, die sie besuchen
werden, nicht um einen Jahrgang kommen,
mußte getrachtet werden, dieses Gesetz noch vor den
Parlamentsferien durchzuführen. Es hat sich gezeigt,
daß eigentlich die Bewerber sich mehr dem Handel
und ein großer Teil auch dem Baugewerbe zu-
wendet, da sie die Voraussetzungen hiezu aus ihrem
früheren Beruf mitbringen. Diejenigen, die sich für
das Baugewerbe interessieren, sind meistens aus den
technischen Truppen hervorgegangen und haben somit
schon infolge ihrer militärischen Dienstleistung eine
gewisse Vorschulung. Sie müssen dann nur diese
Kurse machen, urn die Befähigung zur Ausübung
dieses von ihnen gewählten Berufes zu erlangen.

Dieses Gesetz ist eigentlich nur ein Ermächtigungs¬
gesetz und es werden durch Vollzugsanweisung die
verschiedenen Regelungen vorgenommen werden. Es
wurde im Ausschüsse eigentlich nur eine ganz gering¬
fügige Änderung vorgenommen, und zwar im § 2,
in welchem es sich darum handelt, daß die Voll¬
zugsanweisung durch das Staatsamt für Handel
und Gewerbe, Industrie und Bauten im Einver¬
nehmen mit den Handels- und Gewerbekammern
und den einschlägigen gewerblichen Genossenschaften
hinausgegeben wird. Es wurde noch hinzugesügt,
daß diese Vollzugsanweisung auch unter Anhörung
der Arbeiterkammern erlassen werde. Sonst wurden
keine Abänderungsauträge gestellt, es wurde dem
ganzen Gesetze vom Ausschüsse die Zustimmung ge¬
geben und ich erlaube mir daher namens des Aus¬
schusses dem hohen Hause den Antrag zu stellen:

„Die Nationalversammlung wolle dem
angeschlossenen Gesetzentwürfe mit dem
vom Ausschüsse beschlossenen Änderungen
die Zustimmung erteilen."

Präsident (der während vorstehender
Bede den Vorsitz übernommen hat): Ich er¬

öffne die Debatte, und zwar werden wir die
Generaldebatte und Spezialdebatte unter
Einem abführen.

Zum Worte ist gemeldet der Herr Abge¬
ordnete Pick, ich erteile ihm das Wort.

Abgeordneter Pick: Hohes Haus! Dieses
Gesetz entspricht der Absicht, vornehmlich den Be¬
rufsoffizieren, die durch den Zusammenbruch des
Krieges und durch die Auslassung des Militarismus
gezwungen sind, sich zivilen Berufen zuzuwenden,
den Weg in diese zivilen Berufe zu erleichtern. Es
ist ein Stück Offiziersfreundlichkeit, wie mau das
nach außenhin bezeichnet, und wer nichts mehr von
dem Gesetze weiß als den Zweck, den es verfolgt,
der wird, wenn er dieses Gesetz genau liest, unan¬
genehm enttäuscht.

Was ist naheliegender bei uns in Deursch-
österreich, als daß wir, arm, wie wir nun sind,
ein Staat, der unter chronischer Arbeitslosigkeit
leidet, alle Hindernisse aus dein Wege räumen,, die
sich jenem austürmen, der irgendein Gewerbe bei
uns antreteu will. Es ist ein förmliches Spieß¬
rutenlaufen für jedermann, der sich durch das
Gestrüpp unserer Gewerbeordnung durchMmpren
muß, wenn er irgend eine Arbeitsgelegenheit für
sich und vielleicht auch für andere Menschen schaffen
will. Besonders in der heutigen Zeit und in
unserer heutigen Situation, wo wir, sozusagen —
wenigstens für uns kann es doch zugestanden
werden — in einem Übergangsstadium sind, be¬
sonders für uns im heutigen Österreich, wo wir
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damit rechnen müssen, bei Strafe der Verzweiflung,
daß wir zu Deutschland kommen, besonders wir
sollten in aller Schnelligkeit den Weg betreten, der
zur Gewerbefreiheit führt, mindchens zu der Ge¬
werbefreiheit, wie sie in Deutschland seit Jahr und
Tag gang und gäbe ist.

ES ist von einen: solchen reformatorischen
Zug bis jetzt nicht das mindeste wahrzunehmen
gewesen und was ereignet sich jetzt? Man will es
jetzt einigen tausenden gewesenen Offizieren ermög¬
lichen, daß sie einen bürgerlichen Berns ergreifen,
daß sie, wie schon vorhin gesagt wurde, für sich
selbst und vielleicht ihren Fähigkeiten entsprechend
auch für andere Menschen Arbeitsgelegenheit schaffen.
Sie wenden sich diesfalls an die kompetente Stelle
und was ist bei uns die kompetente Stelle? Das
Staatsamt für Handel und Industrie, das in
Wahrheit, solange unsere heutigen gewerberecht¬
lichen Bestimmungen bestehen, heißen sollte: Staats¬
amt zur Behinderung von Handel, ( Gewerbe und
Industrie, denn es hat darüber zu wachen, daß die
Bestimmungen in unserem Gewerberecht, die einem
Drahtverhau gleichen, bestimmt eingehalten werden.
Ich weiß nicht, wie es jetzt in dem Staatsamte
aussieht. Vor dem Kriege und während des Krieges
waren Hunderte von Beamten beschäftigt, darüber
zu wachen, daß nicht auch nur ein Beistrich, ein
I-Tüpfelchen der Zünftelei, unter der wir im alten
Österreich nur zu sehr gelitten haben, auf dem
Wege irgendeiner freieren Auslegung des Gesetzes
verloren geht.

Die Offiziere wenden sich also, nachdem sie
in der Öffentlichkeit informiert worden sind, daß
nur die bürgerlichen Leute offiziersfreundlich sind,
vor allein an das Staatsamt für Handel und
Industrie und ersuchen es, es möge also von Regie¬
rungs wegen etwas veranlaßt werden, daß diesen
Ärmsten der Armen, denen der Krieg jetzt wirklich
arg mirgespielt hat, zumindest der Weg freigemacht

> werde, daß sie sich irgendwie in Zivilberufen
betätigen können. Das Resultat dieses Ersuchens ist
der Bericht des ■ Ausschusses, basierend ans der
Regierungsvorlage, die ans dem Stäatsamte für
Handel und Industrie hervorgegangen ist. Wie
heißt d-e'e Vorlage, wie heißt der Bericht? Das
Gesen wird wahrscheinlich heißen: Gesetz, betreffend
die Erleichterung des Gewerbeantrittes durch berufs¬
wechselnde Militärpersonen. Was wäre nun nahe¬
liegender gewesen, als daß man im Staatsamte
für Handel und Industrie den Offizieren gesagt
hatte: Es ist wahr, ihr Leute, gegen euren Willen,
gegen eure Absicht, gegen eure Erwartung seid ihr
aus einer Karriere herausgeschleudert worden, die
euch bis ans Lebensende vorgeschwebt ist; ihr seid
in der peinlichsten Verlegenheit, euch gegenüber
ivollen wir alle Milde walten lassen, jeder von

euch betätige sich nach seinen Fähigkeiten, nach
seinen Kenntnissen! Nein, es müßte tiicht das
Staatsamt für Handel und Industrie heißen. Weil
es so heißt, sagt es: Oh, das gibts nicht, ihr
hungernden und ihr verzweifelnden Leute, wir werden
euch nur den Befähigungsnachweis erleichtern.
Damit die Offiziere also nicht. verhungern, sagt
man ihnen: Es steht euch frei, die Berufe zu er¬
greifen, aber ihr müßt, wenn ihr einen handwerks¬
mäßigen Beruf ergreifen wollt, noch bret Jahre
warten, bis ihr diesen erleichterten Befähigungs¬
nachweis erbracht habt. Wenn ihr ein Handels¬
gewerbe ergreifen wollt, müßt ihr gleichfalls drei
Jahre warten. Diese drei Jahre setzen sich nun
zusammen aus einer theoretischen Schulung und
aus einer praktischen Betätigung. Praktische Betä-
tigung, das ist wohl das allerwichtigste. Bedeutet
sie doch in Wahrheit nichts anderes, als daß der¬
jenige, der ein solches Gewerbe antreten will, sich
ein Jahr lang dem Unternehmertum als Gehilfe
zur Verfügung halten muß. Eine einjährige
Quarantäne, eine einjährige Dienstzeit ist es,' die
den Leuten hier ganz überflüssig erweise aufge¬
zwungen wird. Denn niemand in Österreich, der
unsere Gewerbegesetzgebung kennt, ist darüber im
Zweifel, daß alle diese Bestimmungen beinahe aus¬
nahmslos nichts anderes bezwecken, als, soweit es
in der heutigen Zeit noch geht, eine Art numerus
clausus zu schaffen, sich die Konkurrenz vom Halse
zu halten. Den Arbeitern und Angestellten gegen¬
über wird Konkurrenz selbstverständlich zugelassen.
Jeder andere aber muß theoretisch vorgeschult sein
und da muß er erst als ein Pflichtgehilfe einige
Jahre dem Unternehmertum zur Verfügung stehen,
so daß das ganze Entgegenkommen, das da vom
Staatsamte für Handel und Industrie den Offi¬
zieren gegenüber betätigt wird, darin besteht, daß
man ihnen sagt: Ja, ihr könnt auch Faßbinder
werden, aber ihr müßt schön noch ein paar Jahre
warten, ein paar Jahre hoffen, und dann, wenn
diese Jahre um sind, es erst versuchen, ob es geht.
Denn, hohes Haus, was bedeutet es anderes, "den
Befähigungsnachweis im Sacke haben, als mit
einem Stück Papier im Sack erst recht zu ris¬
kieren, ob es geht oder nicht, wobei wir aus Er¬
fahrung wissen, daß dieser sogenannte Befähigungs¬
nachweis nicht im mindesten die Garantie dafür
bietet, daß ein so begonnenes Unternehmen wirklich
mit Erfolg weitergeführt werden kann.

Wir haben es hier insbesondere mit Leuten
zu tun, die zum Teil in ihrem militärischen Dienst
und vielleicht auch neben ihrem militärischen Dienst
sich schon manche fachliche Fähigkeiten angeeignet
haben. Ich selbst habe schon in der Vorkriegszeit
eine ganze Anzahl Militürpersonen, auch höhere,
kennen gelernt, die, weil ihnen der geschäftige
Müssiggang in der operettenhaften Uniform nicht
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gefallen hat, schondamals bemüht waren, irgendwie
sich nützlich zu betätigen. Ich habe Leute kennen
gelernt, höchst ehrenwerte Leute, die uns imponiert
haben und die neben ihrer Offiziersarbeit es sich
leisten konnten, Fertigkeiten sich anzueignen und
Kenntnisse, die manchen Praktiker in Erstaunen
setzen. Im Krieg war das Schritt auf Schritt zu
beobachten und ich will das hier nicht ironisch
gesagt haben: Es haben sich im Kriege manche
Offiziere als weitaus gefinkelter erwiesen als so
mancher mit dem Befähigungsnachweis ausgestattete
Händler. Denn was bedeutet der Befähigungsnach¬
weis im Handelsgewerbe? Das ist die schreiendste
Karrikatnr der ganzen Gesetzgebung der Welt. Der
$)efäfiigmtgmadjweis im Handelsgewerbe bedeutet
im Wesen nichts anderes, als . . . (Abgeordneter
Partik: Die Polnischen brauchen keinen Be¬
fähigungsnachweis!) Sie werden doch nicht glaube::,
daß die anderen dümmer sind. Das geht doch nicht.
Was bedeutet der Befähigungsnachweis? Es kann
jeder in Österreich ein Handelsgewerbe antreten,
welcher Art immer, nur nicht einen Gemischtwaren¬
verschleiß, nur nicht Kaffee, Zucker und Petroleum
darf er verkaufen. Er kann sich ein Geschäft auf-
machen mit Wertpapieren, aber er darf keine Greis-
lerei haben, wenn er nicht Nachweisen kann, daß er
irgendwo drei Jahre lang die Spezereihandlung
gelernt hat, daß er nicht drei Jahre lang mit der
Butten herumgelaufen ist oder mit dem Wagen, be¬
gleitet allerdings zumeist von Vierfüßlern, um Waren
einznkanfen usw.

Das ist es ja, was man mit anderen Worten
hier im Gesetze den Offizieren'zumutet, wenn man sagt,
sie sollen die Handlung lernen, wenn sie diese Art
Handelsgewerbe antreten wollen. Sie werden sie ja
nicht antreten. Ich bin überzeugt davon, wenn die
Offiziere gescheit sind — und das sind sie hoffentlich
— werden sie dieses Gesetz hinnehmen und werden
daraus nur Eines ersehen, daß sie sich vergeblich
an die Bürgerlichen gewendet haben, daß diese
ihnen statt Brot Steine geben, und sie werden den
Weg betreten, den jeder in Österreich seit Jahr und
Tag begeht, sie werden um Dispens ansuchen. Und
wir wünschen nichts sehnlicher, als daß die maß¬
gebenden Instanzen jedem Menschen in Österreich,
der es riskieren will, der Arbeitsgelegenheit schaffen
will für andere Menschen, es ermöglichen, ein Ge¬
werbe anzutreten, vor allem aber diesen armen
Menschen, die auch von unserem Standpunkte aus
gefördert werden sollen. (Lebhafter Beifall und
Hän deklatsch en.)

Präsident: Es ist niemand mehr zum
Worte gemeldet, die Debatte ist geschlossen.
Wünscht der Herr Berichterstatter das Schluß¬
wort?

Berichterstatter Partik: Hohes Haus! Der
geehrte Herr Vorredner hat gefunden, daß es gar
nicht notwendig wäre, daß für die berufswechselnden
Militärpersonen irgendeine Befähigung erbracht
werden soll, und er meint, daß das eine besondere
Härte wäre. Ich glaube aber, daß die berufs¬
wechselnden Militärpersonen mit diesen Ausnahmen
ganz zufrieden sein werden, weil sie ja auch eine
Befähigung erbringen mußten, um Offiziere oder
Unteroffiziere zu werden, und sie werden ganz gut
einsehen, daß sich auch ein anderer Stand wehrt
und daß auch ein anderer Stand auf sein Können
und seine Befähigung Wert legt. Auch Sie, meine
Herren, haben ja die qualifizierten Arbeiter etwas
höher eingeschätzt, es ist auch bei Ihnen ein Unter¬
schied zwischen dem Hilfsarbeiter und dem qualifi¬
zierten Arbeiter zu bemerken und ich glaube, daß
jeder einzelne, der die Befähigung für irgendein
Gewerbe erbracht hat, stolz sein kann darauf, und
daß er auch ein Recht darauf hat, daß gerade sein
Berufsstand nicht überflutet wird. Warum haben
Sie bei Ihren verschiedenen Organisationen,
sogar den Nachwuchs beschränkt, so daß der einzelne
Unternehmer nur auf soundso viel Gehilfen einen
Lehrling nehmen darf? Das ist eine Forderung, die
Sie gestellt und auch durchgesetzt haben. Ich meine,
das ist noch wiel härter. Sie schneiden einem
Menschen, der hinaustreten will .... (Huf: Das
ist spezifisch wienerisch, daß der Lehrling aus¬
gebeutet wird. In Deutschland gibts das nicht!) So
ist es auch bei Ihnen. Und was den Wert des
Befähigungsnachweises betrifft, so muß ich sagen,
daß Kollege Pick den Wert des Lernens'nicht
kennt. Wenn er sagt, daß bei der Handlung gar
nichts zu erlernen ist, dann hat er vielleicht die
Handlung nicht erlernt. Aber es gibt sehr viele
Griffe und sehr viele Dinge, die sich der Mensch
in der Lehrzeit aneignen muß und auf die er nie
im Leben verzichten kann. Das sind eben die Hand¬
griffe, die er machen muß und die er nur in der
Lehrzeit erlernen kann. Daher ist die Lehrzeit und
auch die Gehilfenzeit und daher der Befähigungs¬
nachweis notwendig und diejenigen, die einmal
diese Befähigung haben, haben auch das Recht auf
Schutz. Man kann über den Befähigungsnachweis
sagen, was man will, aber das Eine steht fest, daß
durch den Befähigungsnachweis das bodenständige
Gewerbe, der bodenständige Handel geschützt werden
muß und geschützt wird. Wir sehen ja jetzt in Wien,
wie nach dem Kriege alles hereinflutet. Wir sehen
in den Gassen Wiens, daß in jedem Lokal, das nur
irgendwo zu haben ist, schon ein Polnischer oder
ein Fremdling hinkommt und ein Geschäft aufmacht.
(Iluf: Die Offiziere sind doch keine Fremdlinge!)
Sie erhalten Erleichterungen in Bezug auf den
Befähigungsnachweis, aber daß man davon gänzlich
abgeht, verlangen auch die Offiziere nicht. Ich bin

www.parlament.gv.at



8288 98. Sitzung d. Konstituierenden Nationalversammlung d. Republik Österreich am 22. Juli 1920.

überzeugt, daß die Offiziere mit dem, was ihnen
hier gewährt wird, zufrieden sein werden, und ich
bitte daher um die Annahme des Gesetzes.

Präsident: Wir schreiten zur Abstimmung.
Ein Gegenantrag gegen einen der 14 Para¬

graphen des Gesetzes oder ein Zusatzantrag ist nicht
gestellt. Ich werde daher über alle meritorischen
Bestimmungen des Gesetzes unter Einen: ab-
stimmen lassen.

Ich bitte diejenigen Abgeordneten, die diesen
14 Paragraphen ihre Zustimmung geben wollen,
sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieh.) Ange¬
nommen.

Ich bitte diejenigen Abgeordneten, die für
Titel und Eingang des Gesetzes sind, sich von
den Sitzen §it erheben. (Geschieh.) Angenommen.

Damit ist das Gesetz in zweiter Lesung
beschlossen.

Berichterstatter Partik: Ich beantrage
die sofortige Vornahme der dritten Lesung.

Präsident: Der Herr Berichterstatter be¬
antragt, die dritte Lesung sofort vorzunehmen. Znr
Annahme dieses formellen Antrages ist eine Zwei¬
drittelmehrheit notwendig. Ich bitte diejenigen
Abgeordneten, die den: formellen Anträge des Be¬
richterstatters zustimmen, sich von den Sitzen zu
erheben. (Geschieh.) Es ist beschlossen, 'die dritte
Lesung sofort vorzunehmen.

Ich bitte nunmehr diejenigen Abgeordneten,
die dem Gesetze auch in dritter Lesung zustimmen
wollen, sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieh.)
Damit ist das Gesetz, betreffend den Gewerbe¬
antritt durch berusswechselnde Militär-
Personen (gleichlautend mit 93 1 der Beilagen),
auch in dritter Lesung angenommen und end¬
gültig zum Beschluß erhoben.

Resolutionen liegen nicht vor.

Hohes Haus! Wir haben noch ein sehr reiches
Arbeitspensum zu erledigen. Wider Erwarten sind
wir heute zienftich früh fertig geworden. Für die
morgige Sitzung liegt aber noch so viel vor, daß
es nützlich wäre, die morgige Tagesordnung zu
entlasten. Im Einvernehmen mit allen Parteien
würde ich daher am Schlüsse der Sitzung Vor¬
schlägen, daß wir unsere Tagesordnung noch er-
wcitern. Ich betone ausdrücklich, daß ein solcher
Antrag gemäß § 33 G. O. zulässig ist, daß
es aber im Hause üblich ist, einen solchen Antrag
nur an: Beginn oder am Ende der Sitzung zu
stellen. Ich möchte Vorschlägen, daß wir noch in
Verhandlung nehmen: 1. das Gesetz über die
Überweisung eines Teilertrages der Haus¬

zinssteuer sowie der Erträgnisse der Linien¬
verzehrung ssteuer einschließlich des staat¬
lichen Biersteuerzuschlages und der Fleisch-
steuer an die Gemeinden (Gemeindeüber¬
weisungsgesetz) (964 der Beilagen)t 2. den
Bericht des Finanz- und Budgetausschusses
über die Vorlage der Staatsregierung (887
der Beilagen), betreffend die Gewährung von
Gebührenbefreiungen aus Anlaß der Ver¬
einheitlichung des Krankenkassenwesens (933
der Beilagen)r 3. den Bericht des Finanz- und
Budgetausschusses über den Antrag des
Abgeordneten Abram und Genossen (718 der
Beilagen) aus Abänderung des Gesetzes vom
21. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 87, in betreff
der den Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen-
schasten zukommenden Begünstigungen in
Ansehung der Stempel- und der unmittel¬
baren Gebühren (960 der Beilagen) und 4. den
Bericht des Ausschusses für Land- und Forst¬
wirtschaft über den Antrag des Abgeord¬
neten Haueis und Genossen (784 der Bei¬
lagen), betreffend das Kahlgebirge (963 der
Beilagen).

Ich werde über meinen Vorschlag gemäß
§ 33 der Geschäftsordnung abstimmen lassen. Ich
bitte diejenigen Abgeordneten, die dieser Erweite¬
rung der Tagesordnung zustimmen, sich vor: den
Sitzen zu erheben. (Geschieh.) Sie • ist mit
der erforderlichen Zweidrittelmehrheit bc-
s chl offen.

Wir kommen also zunächst zur Verhandlung
über den Bericht des Finanz- und Budget¬
ausschusses über die Vorlage der Staats¬
regierung (748 der Beilagen), betreffend das
Gesetz über die Überweisung eines Teil-
er'trages der Hauszinssteuer sowie der
Erträgnisse der Linienverzehrnngsstener
einschließlich des staatlichen Biersteuer-
zuschlages und der Fleischsteuer und über
eine einmalige Dotation an die Gemeinden
(Gemeindeüberweisungsgesetz) (964 der Bei¬
lagen).

Ich bitte den Herrn Berichterstatter Dr.
Danneberg, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter Dr. Danneberg: Hohes
Haus! Unter den Steuergesetzen, welche die Regie¬
rung vor einigen Monaten dem hohen Hause vor¬
gelegt hat, befindet sich eines, weiches nicht neue Ein¬
nahmen für den Staat schaffen, sondern umgekehrt
Steuern, welche bisher der Staat eiugehoben hat,
anderen Körperschaften abtreten will. Es ist dies
das sogenannte Gemeindeüberweisungsgesetz. In
diesem Gesetz handelt es sich darum, daß zunächst
den Landeshauptstädten Wien, Linz, Graz, Salz-
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bürg, Klagenfurt und Innsbruck ein Teil der
Hauszinssteuer, die dort eingehoben wird, zugunsten
der Gemeinde überwiesen werden soll. Die Haus-
zinsstcuer wird in den Landeshauptstädten mit
einem höheren Nettosteuerfuße eingehoben als in
den anderen hauszinssteuerpflichtigen Orten des
Landes, so daß eigentlich von altersher eine
Benachteilung der Bevölkerung dieser Städte vor¬
liegt. Es ist nun in Anbetracht der heutigen Ver¬
hältnisse nicht gut möglich, die Hauszinssteuer in
diesen Landeshauptstädten etwa zu ermäßigen, um
sie aus das Niveau, das in den anderen Orten
des betreffenden Landes besteht, zu bringen, aber
die Staatsregierung hat es für angemessen erachtet,
daß sie wenigstens aus diesen Mehrertrag aus der
Hauszinssteuer, der aus dieser höheren Besteuerung
der Landeshauptstädte fließt, verzichtet und diesen
Mehrertrag den betreffenden Landeshauptstädten
überweist. Das geschieht durch dieses Gesetz und
bedeutet für diese Städte insgesamt einen Ertrag
von ungefähr 211 Millionen Kronen im Jahre.

Das zweite, das in diesem Gemeindeüber-
weisungsgesetzc bestimmt wird, betrifft die Linien¬
verzehrungssteuer, die in den Städten Wien, Linz
und Graz eingehoben wird. Diese Linienver¬
zehrungssteuer soll nun diesen drei Städten über¬
wiesen werden. Aber das Geschenk, das die Städte
hier bekommen, ist nicht erheblich; sie werden
nämlich in der Praxis überhaupt nichts bekommen,
denn die Stadt Wien soll den Ertrag der Linien¬
verzehrungssteuer nach Abzug der Einhebungskosten
bekommen. Diese Linienverzehrungssteuer ist aber,
da die Ansätze aus der Friedenszeit bestehen
geblieben sind und die Geldentwertung bei dieser
Steuer nicht berücksichtigt worden ist, so gering,
daß heute die Einhebungskosten sicher beträchtlich
größer sind als der Ertrag der Steuer — ein
Unikum unserer Steuergesetzgebung, daß eine solche
Steuer in einer solchen Form überhaupt noch auf¬
recht geblieben ist.

Ähnlich stehen die Dinge in Linz und Graz.
Die Linienverzehrungssteuer ist dort diesen zwei
Gemeinden verpachtet worden; diese müssen dafür
an den Staat bis jetzt eilten Pachtschilling zahlen
und die Linienverzehrungssteuer auf eigene Kosten
einheben. Nun war die Sache so, daß zum Beispiel
in der Stadt Linz die Einhebungskosten so groß
gewesen sind, daß im Jahre 1919 bei diesem
Pachtgeschäfte die Gemeinde Linz 667.925 K 61 h
dar auf gezahlt hat. Ähnlich war es bei der Stadt
Graz. Die Stadt Graz hat im Jahre 1919 bei
diesem Pachtgeschäfte ein Defizit von 961.771 K
54 h gehabt. Nun verzichtet durch dieses Gesetz der
Staat auf den Pachtschilling. Trotzdem aber
bedeu.ten diese Steuern auch für Linz und Graz
gewiß keinen Gewinn, sondern sie werden auch jetzt

bei der Einhebung der Steuern, wenn die gegen¬
wärtigen Sätze bleiben, ein Defizit haben.

Das dritte Geschenk, das durch dieses Gesetz
den Gemeinden gegeben werden soll, ist die Fleisch¬
steuer, die ihnen überlassen werden soll. Da aber
diese Fleifchfteuer im ganzen nicht einmal lxj% Mil¬
lionen für ganz Deutschösterreich ausmacht — sie
ist mit einem Betrage von 1'4 Millionen im letzten
Staatsvoranschlag eingestellt gewesen —, so kann
man sich ausrechnen, daß auch die Überlassung
dieser Steuer für die Gemeinden nicht irgendeine
wesentliche Änderung ihrer Lage bedeutet.

Nun, hohes Haus, muß man aber sagen — und
es sind sich alle Parteien darüber klar —, daß sich
die Gemeinden in einer außerordentlich traurigen
finanziellen Lage befinden, nicht etwa nur die Groß¬
gemeinde Wien, der ganz besondere Lasten aus¬
erlegt sind, sondern alle Gemeinden ohne Unterschied
in allen Ländern, denn es sind alle Gemeinden und
namentlich die größeren in den Ländern von der
Geldentwertung außerordentlich stark getroffen worden.
Alle Gemeinden, die einen Personalaufwand machen
müssen, müssen selbstverständlich gegenüber der
Friedenszeit wesentlich erhöhte Gehälter zahlen. Der
Staat hat sich in einzelnen Fällen wohl entschlossen,
den Landeshauptstädten nach früher bereits be¬
schlossenen Gesetzen Zuschüsse zu leisten, aber das
geschieht nur in diesen Fällen und bedeutet über¬
dies auch für die Landeshauptstädte nicht allzuviel.

Die Gemeinden leiden aber außerdem auch
unter dem unerhört gestiegenen Bauaufwande, denn
wenn auch keine Neubauten aufgeführt werden und
wenn auch heute keine Gemeinde daran denken kann,
etwa neue Schulgebäude oder neue Amtshauser auf¬
zuführen, so kostet doch* die Instandhaltung der Ge¬
bäude ungeheuer viel. Dazu kommt noch, daß sehr
viele Gemeinden durch den Krieg schwer getroffen
sind, daß auch Gemeinden des Hinterlandes durch
die Einquartierungen und durch die Folgen des
Kriegsleistnngsgesetzes außerordentlich stark gelitten
haben. Alle baulichen Wiederherstellungen, die da
nun an Amtshäusern, Schulen und Straßen zu
leisten sind, gehen ungeheuer stark ins Geld. Die
Frage der Erhaltung der Brücken zum Beispiel ist
für viele kleine Gemeinden geradezu ruinös geworden.
Wir kennen Berichte, wonach Einsturzgefahr bei
einer ganzen Reihe von Brücken in wichtigen Ge¬
meinden besteht, die Gemeinden aber absolut nicht
in der Lage sind, das Geld auszutreiben, das zur
Wiederherstellung dieser Brücken notwendig wäre.

Die Gemeinden befinden sich also in einer
überaus traurigen Lage und ihre Bemühungen, so¬
weit sie durch den Krieg mitbetroffen worden sind,
einen Ersatz für die Kriegsschäden zu erlangen,
waren bisher nicht sehr erfolgreich. Es muß im
Staatsamte für Finanzen wohl eine ganze Menge
von Ansuchen von Gemeinden um Vergütung der
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Kriegsschäden liegen, aber es ist leider von einer
Erledigung bisher nur sehr wenig bekanntgeworden.
Es hat auch die Generalversammlung des deutsch-
österreichischen Städtebundes, die vor einigen Wochen
stattgefunden hat, erneut die Forderung erhoben,
daß die Gemeinden endlich eine Vergütung für die
Kriegsschäden, die sie erlitten haben, erhalten sollen.
Angesichts dieser Sachlage hat der Finanzausschuß
bei Beratung dieses Gemeindeüberweisnngsgesetzes
doch nicht umhin können, das Problem der Ge¬
meindefinanzen ein wenig in Beratung zu ziehen.
Es war selbstverständlich nicht möglich, das Problem
in seiner Gänze etwa jetzt aufzurollen, denn das ist
eine Frage, die erst in: Zusammenhang mit der
Verfassung wird gelöst werden können. Wenn die
Verfassung darüber entschieden haben wird, was
Bundessache, was Landessache, was Gemeindesache
sein wird, dann wird auch entschieden werden müssen,
wie die Steuerquellen auf den Bund, auf die
Länder und auf die Gemeinden zu verteilen sein
werden. Solange das noch nicht geschieht, und wir
eine Verfassung nicht haben, wird es also schwer
möglich sein, all den Vorschlägen, die von seiten
der Städte und der größeren Gemeinden bezüglich
einer Änderung in der Steuergesetzgebung gekommen
sind, näherzutreten.

Es liegen mannigfaltige Vorschläge in dieser
Richtung vor. Aus den Kongressen, die in den
letzten Monaten stattgefunden haben, sind allerlei
Vorschläge gemacht worden: Zum Beispiel der
Vorschlag, daß den Gemeinden die Einkommen¬
steuer für Zuschläge sreigegeben werden soll; der
Vorschlag, daß die Gemeinden einen Anteil an der
Einkommensteuer erhalten sollen; der Vorschlag, daß
die außerordentlichen Staatszuschläge zu den direkten
Steuern nicht mehr umlagefrei sein müssen; der
Vorschlag, daß die Gemeinden einen Anteil an der
Hauszinssteuer bekommen sollen, und andere Pläne
mehr. Einer von diesen Vorschlägen ist allerdings
jetzt herausgegriffen worden und in einem Gesetz,
das ebenfalls dem hohen Hause vorliegt und noch
zur Beratung kommen soll, in dem Gesetze über die
außerordentlichen Staatszuschläge, ist den Wünschen
der Gemeinden Rechnung getragen worden; vom
Jahre 1921 an wird das allgemeine Verbot von
Gemeindezuschlägen für die außerordentlichen Staats¬
zuschläge zu den direkten Steuern ausgehoben
sein und es wird den Landesregierungen nnn-
mehr ermöglicht, hu Einvernehmen mit dem
Staatsamt für Finanzen für ihr Land auzuordnen,
daß die Gemeinden Umlagen auf die außerordent¬
lichen Staatszuschläge einheben dürfen. Das kann
vom nächsten Jahre an in vielen Gemeinden eine
wesentliche Verbesserung der Gemeindesinanzen be¬
deuten. Es handelt sich aber jetzt vor allem darum,
für die allernächste Zeit helfend einzugreifen, wo sehr
viele Genieinden infolge des gestiegenen Personal¬

aufwandes nicht mehr weiter können, und darum
ist im Finanzausschuß der Vorschlag gekommen, daß
man in das Gesetz über die Gemeindeüberweiiungen
ein System von einmaligen Dotationen an die Ge¬
meinden einstigen soll, ähnlich wie auch schon die
Länder im letzten Jahre vom Staate Dotationen
bekommen haben. Der Finanzausschuß war sich
darüber klar, daß dieses System der Dotationen
keineswegs etwas allgemein Empfehlenswertes ist
und daß dieses System als eine ständige Ein¬
richtung durchaus nicht zweckmäßig wäre; denn im
allgemeinen sollen die Körperschaften, die über Aus¬
gaben beschließen, auch selbst über die Einnahmen
beschließen und die Einnahmen, die für die von
ihnen beschlossenen Ausgaben erforderlich sind, sich
auch selbst beschaffen. Eine Schwierigkeit macht ja
dabei auch die Bemessung dieser Dotationen. Ein
allseits befriedigender und gerechter Schlüssel wird
hier schwer gesunden werden können. Man müßte
da die Finanzlage der einzelnen Gemeinden bis ins
Detail berücksichtigen, ihren Personalauswand. ihre
Umlagen von heute, man müßte untersuchen, ob
der Personalaufwand notwendig ist, den eine Ge¬
meinde hat, oder nicht, ob sie ihr Umlagensystem.
entsprechend ausgebaut hat oder nicht, und nur ein
Vergleich aller Gemeinden in diesen Hinsichten
könnte dann dazu führen, daß man einen Schlüssel
herausbringt, der befriedigend wäre. Das würde
aber sehr umständliche Untersuchungen erfordern, zu
denen jetzt nicht die Zeit ist, zumal den Gemeinden
rasch wenigstens eine kleine Hilfe geboten
werden soll. Daher kam der Vorschlag, daß
man diese Dotationen einfach nach der Kopf¬
zahl der Bewohner der Gemeinden bemessen
soll. Auch das kann zu Ungerechtigkeiten führen,
weil zwei Gemeinden, von denen jede 5000
Einwohner hat, infolge mannigfacher Umstände ja
eine ganz verschiedene Finanzlage haben können. Im
allgemeinen wird man aber doch sagen können, daß.
die Lage der Gemeinden mit ungefähr gleicher
Einwohnerzahl in finanzieller Hinsicht ziemlich
gleich ist und daß die Lage einer Gemeinde
um so schlechter wird, je größer die Gemeinde
ist. Denn die Umlagenbasis ist im allge¬
meinen für die Gemeinden in den letzten zehn.
Jahren nicht sehr beträchtlich gewachsen. Es ist
einmal die Grundsteuer erhöht worden, aber sonst
sind ja nur Staatszuschläge, früher Kriegszuschläge
zu der direkten Steuer gemacht worden und die
waren umlagenfrei. Je größer eine Gemeinde ist, je
mehr Einwohner sie zählt, um so größer wird ihr
Personalauswand, um so größer wird ihr Bau¬
aufwand, um so größer wird ihr Aufwand für
soziale Fürsorgemaßnahmen, die namentlich in der
letzten Zeit sehr angewachsen sind, und um so größer
wird daher auch das Mißverhältnis der Gemeinde¬
ausgaben im allgemeinen gegenüber den Gemeinde-
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einnahmen. Es ist also im allgemeinen gerechtfertigt,
daß Gemeinden mit einer größeren Einwohnerzahl
eine entsprechend höhere Dotation bekommen und
daß man nicht einheitlich für jede Gemeinde ohne
Unterschied sagt, sie bekonnnt pro Kopf soundso
viel, sondern daß Abstufungen gemacht werden.

Der Finanzausschuß hat sich nach längeren
Beratungen im Einvernehmen mit der Regierung
auf folgende Abstufungen geeinigt. Es sollen unter-
schieden werden Gemeinden bis zu 1000 Ein¬
wohnern, dann Gemeinden zwischen 1000 und 2000,
2000 und 5000, 5000 und 10.000, 10.000 und
20.000, 20.000 und 50.000 Einwohnern, wobei
diesen auch alle Statutargemeinden beigezählt werden
sollen, auch wenn sie nicht 20.000 Einwohner
haben, was übrigens nur auf eine einzige Statutar-
gemeinde, auf Waidhofen an der Ibbs, zutrifft, und
die letzte Kategorie sind die Städte mit mehr als
50.000 Einwohnern: Innsbruck, Linz, Graz und
Wien. Alle diese Gemeinden, das ist die Gesamtheit
der Gemeinden von Deutschösterreich, sollen eine
einmalige Staatsdotation bekommen, und zwar die
kleinsten Gemeinden von 15 K pro Kopf, die
Gemeinden von 1000 bis 2000 Einwohnern eine
solche von 20 K, von 2000 bis 5000 eine solche von
25 K, die Gemeinden von 5000 bis 10.000 Ein¬
wohnern eine solche von 40 K, die Gemeinden von
10.000 Ms 20.000 Einwohnern eine Dotation von
50 K, die Gemeinden von 20.000 bis 50.000
Einwohnern eine Dotation von 60 K und die Ge¬
meinden mit mehr als 50.000 Einwohnern eine
Dotation von 70 K. Gemeint sind hier die politi¬
schen Gemeinden, nicht die Ortsgemeinden.

Was diese Dotationen staatsfinanziell bedeuten,
kann man nur ungefähr errechnen. Auf Grund der
Ziffern der letzten .Volkszählung vom Jänner des
Henrigen Jahres ergibt sich,, daß cs Gemeinden bis
zu 2000 Einwohnern — wobei hier allerdings
Ortsgemeinden und nicht politische Gemeinden ge¬
rechnet sind '— 3551 mit 2,414.837 Einwohnern
gibt. Wenn wir annehmen, daß die Hälfte dieser
Einwohnerzahl auf die kleinere Kategorie bis
1000 Einwohner entfällt, die andere Hälfte ans
die größeren Gemeinden bis zu 2000 Einwohnern,
so ergibt das bei der Dotation von 15 und 20 K
pro Kops eine Summe für die kleinsten Gemeinden
von 18*1 Millionen, für die Gemeinden von 1000
bis 2000 Einwohnern eine Summe von 24‘1 Mil¬
lionen Kronen. Gemeinden von 2000 bis 5000
Einwohnern gibt es — von Waidhofen an der
Hbbs abgesehen — nach der Volkszählung 294
mit 849.852 Einwohnern. Bei einer Dotation von
25 K pro Kopf macht das 21'2 Millionen Kronen
aus. Gemeinden von 5000 bis 10.000 Einwohnern
gibt es 43 mit einer Einwohnerzahl von 293.736,
das ergibt bei 40 K pro Kopf als Dotation eine
Gesamtsumme von 11'7 Millionen Kronen. Ge¬

meinden von 10.000 bis 20.000 Einwohnern gibt
es 13 mit einer Einwohnerzahl von 172.226. Bei
50 l^Dotation pro Kopf ergibt das 8'6 Millionen K ronen
Dotation. Gemeinden zwischen 20.000 und 50.000
Einwohnern gibt es einschließlich der Stadt Waid¬
hofen au der Abbs 8 mit 188.610 Einwohnern,
das ergibt bei 60 K pro Kopf eine Dotation von
11*3 Millionen Kronen.' Die vier Gemeinden mit
mehr als 50.000 Einwohnern haben zusammen
2,148.169 Einwohner, das ergibt bei 70 K Do¬
tation pro Kopf einen Gesamtbetrag von
150'3 Millionen Kronen, so daß insgesamt ein
Betrag von 245,555.1 20 K herauskommt. Da eben
die politischen Gemeinden und nicht, wie in dieser
Statistik, die Ortsgemeinden angenommen sind, ist
eine Verschiebung möglich und man kann mit rund
einer Viertelmilliarde im ganzen rechnen, welche
der Staat als einmaligen Zuschuß den Gemeinden
chibt. Und zwar soll die Auszahlung dieser Beträge,
wie es im Z 4, Absatz' 3, heißt, durch die Landes¬
regierung erfolgen.

Die Stantsregierung hatte vorgeschlagen, daß
diese einmaligen Dotationen als eine Vergütung für
die außerordentlichen Aufwendungen zu verrechnen
seien, die die Gemeinden infolge des Krieges hatten.
Diese Einfügung ist aber im Finanzausschuß ab-
gelehnt worden. Die Dotationen sollten unabhängig
von der Frage der Kriegsschäden in irgendeiner
Form hier festgestellt werden, damit auf keinen Fall
irgendeine Anwartschaft der Gemeinden aus eine
Vergütung der Kriegsschädeu damit beseitigt oder
gemindert werden könnte.

Man kann, >vie gesagt, gegen diesen Schlüssel
noch iunucr mancherlei einwenden, aber es haben
sich die Parteien schließlich darauf geeinigt und es
bedeutet immerhin dieses Gesetz schon eine wesent--
liche Hilfe für die Gemeinden.

Bestimmt ist in dem betreffenden Paragraphen,
wogegen hinterher allerdings noch Einwendungen
erhoben worden sind, daß diese einmalige Dotation
den Gemeinden in Bierteljahresraten ausgefolgt
werden soll, während nachträglich die Meinung anf--
getaucht ist, daß dies? Termine noch zu lange sind
und daß wenigstens in zwei Halbjahresraten dieses
Geld zur Auszahlung gelangen soll.

Diese Dotationen sollen, wie gesagt, keine
Lösung des Finanzproblems der Gemeinden be¬
deuten, die ist ja jetzt unmöglich, aber sie sollen
eine momentane Hilfe bringen und die können sie
gewiß bei allen Gemeinden bedeuten.

Es ist aber, hohes Haus, im Finanzausschuß
noch eine Frage aufgetaucht, die nicht durch dieses
Gemeindeüberweisnngsgesetz geregelt worden ist,
sondern für die eine Resolution vorgeschlagen
wurde. Es handelt sich da um die Gemeinden, tu
denen staatliche Betriebe liegen. Der Staat zahlt
für Betriebe, die ihm gehören, den Gemeinden
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keine Umlagen wie die andern Unternehmungen.
Dadurch entgehen den Gemeinden wesentliche Eiu-
nahmen. Der Ersatz, den der Staat für diese
Gemeindemulageu bietet, ist vor Jahren festgesetzt
worden, in beiieit diese Suinineu Geldes vielleicht
etwas bedeutet haben. Heute bedeuten sie jedenfalls
nichts mehr. Dadurch sind namentlich solche Ge¬
meinden sehr geschädigt, in denen ausschließlich
ärarische Betriebe liegen. Solche Gemeinden haben
wir ja in Niederösterreich, wie Hainburg, wo die
Tabakfabrik die wesentliche Rolle spielt, auch in
einzelnen Gemeinden ans dem Steinfeld sind
ärarische Betriebe die Hauptsache, ebenso in Ge¬
meinden des Salzkammergutes die Salinenbetriebe.
Alle diese Gemeinden befinden sich in einer sehr
prekären Lage, denn sie bekommen keine Gemeinde¬
umlagen, haben aber ungeheuer angewachsene Aus¬
gaben, da ja alle diese Gemeinden vorwiegend
Arbeitergemeinden find und ihnen infolgedessen auch
Aufgaben sozialer Natur in einem größeren Maß¬
stabe zufallen.

Einige dieser Gemeinden haben sich schon an
das Finanzamt mit Petitionen um Erhöhung der
Zuwendungen des Staates an Stelle der Gemeinde-
inulageu gewendet und es sind mannigfache Vor¬
schläge aufgetaucht. Die Salinengemeinden des
Salzkammergutes waren zuur Beispiel der Meinung,
es möge ihnen gestattet werden, eine Salzsteuer
zugunsten der Gemeinde einzuheben, und zwar für
jedes Kilo Salz, das aus der Gemeinde hinans-
kommt, einen Heller. Das würde immerhin für
Gemeinden wie Hallstadt oder Ebensee schon eine
namhafte Vermehrung ihrer Einnahmen bedeuten.

Es ist auch in den Petitionen der Vorschlag
aufgetaucht, daß diesen Gemeinden der Salz¬
verschleiß überlassen werden soll, so daß sie auf
diesem Wege Einnahmen erzielen könnten. Es war
nicht möglich, diese Frage jetzt im Zusammenhänge
mit diesem Gesetze in gesetzlicher Form zu regeln.
Darum hat der Finanzausschuß den Antrag gestellt,
das hohe Hans möge eine Resolution beschließen,
welche lautet (liest):

»Die Regierung wird aufgefordert, den
Gemeinden, die Standorte staatlicher Be¬
triebe find, für die ihnen entgehenden
Gemeindeumlagen einen entsprechenden Er¬
satz zu gewähren."

Ich möchte mir erlauben zu betonen, der
Ton liegt auf deni Worte „entsprechend", denn
einen Ersatz bekommen die Gemeinden auch heute
schon, nur entspricht er eben nicht und es wird sich
darum handeln, daß dieser Ersatz auf eine Höhe kommt,
die den heutigen Geldentwertungsverhältnisseu ange¬
messen ist. .Denn, wenn zum Beispiel, wie aus den
Eingaben der Gemeinde Ebensee ersichtlich ist. der
Staat noch iniruer einen Beitrag für die Straßen¬

beleuchtung von 120 K jährlich zahlt, wird mau
ermessen können, daß eine Gemeinde nicht allzuviel
mit einem solchen Beitrag anzufangen vermag. Es
ist dies eine Stadt, in der 30 Prozent der
Bevölkerung Salinenarbeiter, also staatliche Ar¬
beiter sind.

Wir sehen aus dieser einen Ziffer — ich
könnte noch mehr Ziffern ansühren —, daß hier
dringend Remedur 31t schaffen ist, und ich möchte
im Namen des Finanzausschusses auch von dieser
Stelle au den Herrn Staatssekretär für Finanzen
die Bitte richten, daß die Regierung die Petitionen
dieser Gemeinden ehestens in Erwägung ziehen
möge und daß ein entsprechender Ersatz für die
entgehenden Gemeindeumlagen den Gemeinden ge¬
boten werden soll.

Im übrigen hat der Finanzausschuß an dem
Gesetzentwurf der Regierung nur eine Abänderung
— mit Ausnahme von stilistischen Abänderungen —
vorgenommen, das ist die, daß die Einnahmen ans
der Wassermaut in Linz, welche die Regierung in
ihrer Vorlage dem Staate Vorbehalten hat, nun¬
mehr auch der Gemeinde überlassen werden
sollen. Es handelt sich dabei nicht um eine wesent¬
liche Summe.

Im Namen des Finanz- und Budgetaus¬
schusses bitte ich also das hohe Haus, diesen
Gesetzentwurf zum Beschlüsse zu erheben und
auch der Resolution die Zustimmung zu erteilen.
(Beifall vnd Händeklatschen.)

Präsident: Es liegt ein Gegenantrag
zil Artikel II, § 4, vor. Dieser Gegenantrag sagt,
es soll im Punkt 3 des '§ 4 des Artikels II statt
»Die einmalige Dotation wird in Vierteljahres¬
raten im nachhinein durch die Landesregierung
flüssig gemacht", heißen:

„Die einmalige Dotation wird in
Halbjahresraten am 30. September 1920
und 31. März 1921 durch die Landes- -
regierung flüssig gemacht."

Das ist ein Antrag Schiegl.

Da er nicht gehörig gezeichnet ist, so stelle
ich die Uuterstützungsfrage. Ich bitte jene Ab¬
geordneten, die den Antrag unterstützen wollen, sich
von den Sitzen zu erheben. (Geschieht) Der
Antrag ist genügend unterstützt und steht in
Verhandlung.

Wünscht jemand das Wort? (Niemand
meldet sich.) Es ist nicht der Fall. Also ist die
Debatte geschlossen.

Ich lasse abstimmen über Artikel I und von
Artikel II bis inklusive § 4, Absatz 1 und 2,
Ich bitte jene Abgeordneten, die ihnen ihre Zustim¬
mung geben, sich von den Sitzen zu erheben. (Ge¬
schieht) Ist angenommen.
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Nunmehr kommen wir zur Abstimmung über
den Absatz 3, 51t welchem vom Abgeordneten
Schiegl ein Gegenantrag gestellt wurde. Ich bitte
jene Abgeordneten, welche diesem Gegenanträge zu¬
stimmen, sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.)
Ist angenommen.

Gegen Artikel Hl und IV sind Gegen¬
anträge nicht gestellt worden. Ich bitte jene Abge¬
ordneten, die ihnen zustirnmen, sich von den Sitzen
zu erheben. (Geschieht.) Angenommen.

Ich bitte jene Abgeordneten, welche für Titel und
Eingang des Gesetzes sind, sich von ihren Sitzen zu er¬
heben. (Geschieht) Gleichfalls angen0IN men. Damit
ist das Gesetz in zweiter Lesung beschlossen.

Berichterstatter Dr. Danneberg: Ich be¬
antrage die sofortige Vornahme der dritten
Lesung.

Präsident: Der Herr Berichterstatter be¬
antragt, die dritte Lesung sofort vorzunehmen. Zur
Annahme dieses formellen Antrages ist eine Zwei¬
drittelmehrheit notwendig. Ich bitte jene Abgeord¬
neten, welche dem formellen Anträge zur sofortigen
Vornahme der dritten Lesung zustimmen, sich von
den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Die dritte
Lesung ist mit der erforderlichen Zweidrittel-
mehrheit beschlossen. Wünscht jemand das Wort?
(Niemand meldet sieh.) Es ist nicht der Fall; ich
bitte daher jene Abgeordneten, welche dem Gesetze
auch iu dritter Lesung ihre Zustimmung geben
wollen, sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.)
Angenommen. Damit ist das Gesetz über die
Überweisung eines Teilertrages der Haus-
zinsstener sowie der Erträgnisse der Linien-
verzehrnngsstener einschließlich des staat¬
lichen Biersteuerzuschlages und der Fleisch¬
steuer und über eine einmalige Dotation
an die Gemeinden (Gemeindeüberweisungs¬
gesetz) auch in dritter Lesung angenommen
nnd endgültig zum Beschluß erhoben.

Ferner liegt noch eine Resolution vor,
welche lautet (liest):

„Die Regierung wird aufgefordert, den
Gemeinden, die Standorte staatlicher Be¬
triebe sind, für die ihnen entgehenden Ge¬
meindeumlagen einen entsprechenden Ersatz
zu gewähren."
Ich bitte jene Abgeordneten, lvelche dieser

Resolution „ zustimmen, sich von ihren Sitzen zu
erheben. (Geschieht.) Angenommen. Damit ist dieser
Gegenstand erledigt.

Wir koiumen zum nächsten Punkt der
Tagesordnung, das ist der Bericht des
Finanz- und Budgetausschusses über die
Vorlage der Staatsregierung (887 der Bei¬
lagen), betreffend die Gewährung von Ge-

bührenbefreiungen aus Anlaß der Verein¬
heitlichung des Krankcukassenwesens (933
der Bei lugen). Berichterstatter ist der Herr Ab¬
geordnete Pick. Ich bitte ihn, die Verhandlung
einzuleiten.

Berichterstatter Pick: Hohes Haus! Mit
dem Gesetze vom 6. Februar 1919, wurde eine
grundlegende Änderung im Krankenkassenwesen
Österreichs angebahnt. Es sollte die Vereinheit¬
lichung des Krankenkassenwesens Österreichs endlich
ernstlich in Angriff genommen werden, und wemt
sich auch das zitierte Gesetz vorläufig damit begnügt
hat, kleine, nicht lebensfähige Kassengebilde zwangs¬
weise aufzulösen und sie mit größeren Krankenkassen
zusammenznlegen, so wurde doch durch Schaffung
der Landeskommissionen für die Krankenkassen ein
großer Schritt nach vorwärts getan und es ist auch
gelungen, eine größere Anzahl von Krankenkassen
zu vereinigen. Jede dieser Vereinigungen hat im
Gefolge, daß die Vermögensbestände der Kranken¬
kassen — dabei ionnnen insbesondere auch Liegen¬
schaften in Betracht — nunmehr in den Besitz
größerer Krankenkassen übergehen. In einem jeden
solchen Falle haben die. Krankenkassen sich selbst¬
verständlich an das Staatsamt mit dem Ersuchen
gewendet, sie von der Entrichtung der Vermögens-
übertragungsgebühreu zu entheben. Das Staatsamt
konnte selbstverständlich nichts anderes tun, als
diesen Ansuchen durchwegs stattzugeben, und
da nunmehr die weitere Vereinheitlichung der
Krankenkassen in Aussicht genommen ist, wird
sich selbstverständlich dieser Vorgang noch öfter
wiederholen. Die Regierung tut demnach nach
jeder Richtung hin daran gut, wenn sie eine
einheitliche Norm für diesen Vorgang sestsetzt und
sagt, daß Krankenkassen, sofern sie aus Grund des
Gesetzes an die Vereinheitlichung schreiten, von den
Gebühren befreit sind, die sonst bei solchen Ver-
mögensübertragungen gesetzlich vorgeschrieben sind.
Der Ausschuß hat in Würdigung des Zweckes des
Gesetzes der Regierungsvorlage zugestiurmt nnd
lediglich eine kleine Änderung vorgenommen, indem
er den Termin, der ursprünglich bis zum 31. De¬
zember 1921 gelautet hat, bis zum 31. Dezember
1922 festsetzte. Es'ist gewiß anznnehmen, daß bis
dahin alle diese Transaktionen vollzogen sein werde»,
so daß, wenn dieses Gesetz außer Kraft tritt, es keine
Lücke hinterläßt. Ich bitte im Namen des Aus¬
schusses, das hohe Haus möge dem Beschlüsse des
Ausschusses zustinnnen.

Präsident: Ich eröffne die Debatte.
Wir werden General- und Spezialdebatte unter
Einem absühren, vorausgesetzt, daß überhaupt jemand
das Wort wünscht. (Niemand meldet sieh.) Es ist nicht
der Fall, ich kann sofort zur Abstimmung schreiten.
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Ich bitte diejenigen Abgeordneten, die den
Bestimmungen der §§ l bis 3 des Gesetzes ihre
Zustimmung geben wollen, sich von den Sitzen zu
erheben. (Geschieht.) Angenommen.

Ich' bitte diejenigen, welche für Titel und
Eingang des Gesetzes sind, sich von den Sitzen zu
erheben. (Geschieht.) Angenommen. Damit ist
dieses Gesetz in zweiter Lesung beschlossen.

Berichterstatter Pick: Ich bitte um die
sofortige Vornahme der dritten Lesung.

Präsident: Der Herr Berichterstatter wünscht
die sofortige Vornahme der dritten Lesung. Zn
diesem formellen Anträge ist eine Zweidrittelmehrheit
notwendig. Ich bitte diejenigen Abgeordneten, die
dem Anträge des Herrn Berichterstatters, die dritte
Lesung sofort vorzunehmen, zustimmen wollen, sich
von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Ist mit
der erforderlichen Zweidrittelmehrheit an¬
genommen. Ich werde daher sofort die Abstim-
mung in der dritten Lesung vornehmen.

Ich bitte diejenigen Abgeordneten, welche
auch in der dritten Lesung dein Gesetze ihre Zn-
ftimmnng geben wollen, sich von ihren Sitzen zu
erheben. (Geschieht.) Damit ist das Gesetz über die
Gewährung von Gebührenbefreiungen aus
Anlaß der Vereinheitlichung des Kranken¬
kasse NivefeNs (gleichlautend mit 033 der Beilagen)
auch in dritter Lesung angenommen und
endgültig zum Beschlüsse erhoben.

N ä eh st er G e g e n st and der Tages o r d n u n g
ist der Bericht des Finanz- und Budgetans-
schusses über den Antrag des Abgeordneten
Abram und Genossen (718 der Beilagen) ans
Abänderung des Gesetzes vom 21. Mai 1873,
R. G. Bl. Nr. 87, in betreff der bcu Er-
U'erbs- und Wirtschaftsgenossenschaften zn-
ko min enden Begünstigungen in Ansehung
der Stempel- und der unmittelbaren Ge¬
ll ü h r e Tt (960 der Beilagen ).

Den Bericht ivird namens des Finanzaus¬
schusses, da der Herr Referent verhindert ist, der
Herr Abgeordnete Schi egl erstatten. Ich bitte ihn,
die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter Schiegl: Ich habe die Ehre,
über den Antrag des Abgeordneteii Abram und
Genossen auf Abänderung des Gesetzes vom
21. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 87, in betreff der
den Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften zu-
kominenden Begünstigungen in Ansehung der Stempel-
und der unmittelbaren Gebühren zu berichten. Es
lieg, ein ausführlicher -gedruckter Bericht vor und
ich kann mich daher darauf beschränken, daß ich
den Antrag zur Annahme empfehle.

Präsident: Wünscht jemand das Wort?
(Niemand meldet sich.) Es ist dies nicht der Fall,
also schreite ich zur Abstimmung.

Ich bitte diejenigen Abgeordneten, welche den
drei Artikeln des Gesetzes ihre Zustimmung geben
wollen, sich von den Sitzen zu erheben (Geschieht.)
Angenommen.

Ich bitte diejenigen Abgeordneten, die auch
für Titel und Eingang des Gesetzes sind, sich von
den Sitzen zu erheben (Geschieht.) Angenommen.

Damit ist das Gesetz in zweiter Lesung
beschlossen.

Berichterstatter Schiegl: Ich bitte um
die sofortige Vornahme der dritten Lesung.

Präsident: Der Herr Berichterstatter
wünscht die sofortige Vornahme der dritten Lesung.
Zn diesem formellen Anträge ist eine Zweidrittel¬
mehrheit erforderlich. Ich bitte diejenigen Abgeord¬
neten, die dem Anträge des Berichterstatters, die
dritte Lesung sofort vorzunehmen, zustimmen wollen,
sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.)
Ist mit der erforderlichen Zweidrittel¬
mehrheit angenommen. Ich bitte nunmehr die¬
jenigen Abgeordneten, die dem Gesetz auch in dritter
Lesung ihre Zustimmung geben wollen, sich von
den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Das Gesetz,
betreffend Abänderung des Gesetzes vom
21. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 87, in betreff
der den Erwerbs- und Wirtfchaftsgenof sen-
fchaften zukommenden Begünstigungen in
Ansehung der Stempel- und der unmittel¬
baren Gebühren (gleichlautend mit 960 der Bei¬
lagen) ist auch in dritter Lesung angenommen
und damit endgültig zum. Beschluß erhoben.

Hohes Haus! Ich habe vorhin den Antrag
gestellt, es sei auch der Bericht des land- und forst¬
wirtschaftlichen Ausschusses über den Antrag, betreffetid
das Kahlgebirge (963 der Beilagen)f heute noch in
Verhandlung zu ziehen.

Dieser Vorschlag ist unter der Voraussetzung
erfolgt, daß sämtliche Parteien mit der Verhand¬
lung dieses Gegenstandes noch vor den Sommer-
feinen einverstanden sind. Nun wurde dagegen leb¬
hafter Widerspruch erhoben und ivir würden also
heute noch eine sehr lange Debatte haben, die eben
nicht mehr möglich ist. Ich werde daher diesen
Gegenstand nicht mehr verhandeln, sondern jetzt
znm Schlüsse der Sitzung schreiten.

Zunächst werde ich die Wahl der aus
Grilnd der heute beschlossenen Entschließung,
betreffend die Überprüfung der Wirtschaft
in den Staatsforsten, einznsetzenden sieben-
gliedrigen Untersuchungskommissivn vor¬
nehmen lassen. Tie Mitglieder des Hauses haben die
Stimmzettel auf ihren Pulten. Ich bitte die Stimm,

www.parlament.gv.at



98. Sitzung d. Konstituierenden Nationalversammlung d. Republik Österreich am 22. Juli 1920. 3295

geltet abzugeben. (Nach Abgabe der Stimmzettel:) te
Stimmenabgabe ist geschlossen. Das Skrnti-
ninm wird sofort vorgeuommeu und das Resultat
am Schlüsse der Sitzung bekanutgegeben werden.

Durch das Gesetz vom 18. Dezember 1919,
St. G. Bl. Nr. 577, hat das Haus zwei Mit¬
glieder mit der Durchführung einer besonderen Kon¬
trolle der Liquidierung beauftragt. Diese beiden
Funktionäre haben dem Hause einen eingehenden
Bericht über ihre bisherige Tätigkeit erstattet. Ich
habe den Bericht in Druck legen lassen (934 der
Beilagen) und weise ihn nunmehr dem Finanz-
uud Bud ge laus schlisse zu.

Als nächsten Sitzungstag schlage ich
vor morgen, Freitag, den 23. Juli, und zwar
um halb 11 Uhr vormittags, mit folgender
r a g e s o r d tt u -t g:

- l. Bericht des Ausschusses für Ver¬
kehrswesen über die Vorlage der Staats-
regiernng (925 der Beilagen), betrefsend das
Gesetz über die Einführung der elektrischen!
Zugförderuug auf den Staatsbahnen der
R e p u b l > k Ö st e r r e i ch < 900 der Beilagen ).

2. Bericht des Finanz- und Budget
ausschnsses über die Vorlage der Staats-
regierung (7-10 der Beilagen), betreffend das
Gesetz über Abänderungen des Personal-
steuergesetzes vom 25. Oktober 1696, R. G.
Bl. Nr. 220 (Personalsteuerno velle vom
Jahre 1920) (930 der Beilagen).

3. Bericht des Finanz- und Budget-
ansschnsses über die "Vorlage der Staats-
regierung (745 der Beilagen), betreffend das
Gesetz wegen Erhöhung einiger Verbrauchs¬
abgaben (940 der Beilagen).

4. Bericht des Finanz- und Budgetans-
schnsses über die Vorlage der Staatsregierung
(742 der Beilagen) über bt«T allgemeine Er-
we rüsten er für die Steuerjahre 1918, 1919
und 1920 und die Grundsteuer für das
Steuerjahr 1920 (914 der Beilagen).

5. Bericht des Finanz- und Budget-,
ausschnsses über die Vorlage der Staats¬
regierung (743 der Beilagen) über außer¬
ordentliche Staatszuschläge zu den direkten
ötentern sowie über Sonderbestimmungen

hinsichtlich der Verjährung des Rechtes zur
Bemessung >tnd Einforderung von Abgaben
(Staatszuschlagsgesetz vom Jahre 1920)
(943 der Beilagen).

6. Bericht des Justizausschnsscs über
die Vorlage der Staatsregiernug (961 der
Beilagen), betreffend das Gesetz über Maß¬
regeln zur Verhütung des Rückfalls (970
der Beilagen).

7. Berich t des Justizausschusses über
die Vorlage der Staatsregiernug (962 der
Beilagen), betreffend das Gesetz über eine
Verlängerung der Gerichtsferien bei den
Gerichten in Wien im Jahre 1920 (971 der
Beilagen ).

8. Bericht des Ausschusses für soziale
Verwaltung über die Vorlage der Staats-
regierltng (829 der Beilagen) über das Gesetz,
betreffend die Pensionsversicherung von
Angestellten (944 der Beilagen).

9. Bericht des Finanz- und Budget¬
an Zschusses über die Vorlage der Staats¬
regierung (969 der Beilagen), betreffend
das Gesetz über die Verwendbarkeit der auf
Grund des von der Gemeinde Graz aufge¬
nommenen Anlehens auszugebenden Teil-
s ch uld v er s ch reib u n g e n z u r fr n chtbr i n g en d e tt
Anlegung von Stiftu ugs-, Pupillar- u n b
ähnlichen Kapitalien (972 der Beilagen).

Wird gegen Tagesordnung oder gegen Tag
und Stunde der Sitzung eine Einwendung erhoben?
(Nach einer Panse:) Es ist nicht der Fall. Es
bleibt daher bei meinem Vorschläge.

Bei der eben vorgenommenen Wahl vo>t
sieben Mitgliedern der Untersuchungskom-
mission für Staatsforste wurden 70 Stinunen
abgegeben. Die absolute Majorität beträgt daher
36 Stimmen. Es wurden mit je 70 Stimmen zu
Mitgliedern gewählt die Abgeordneten Abram,
Aigner, Eisler, Hollersbacher, Schöchtner,
Weigl und Witzany.

Die Konstituierung dieser Kommission findet
morgen, Freitag, 10 Uhr vormittags, in Ab¬
teilung V statt.

Die Sitzung ist geschlossen.

Schluß der Sitzung: 4 Uhr 50 Minuten nachmittags.

Berichtigung.

Auf Seite 3225 des stenographischen Protokolls der 97. Sitzung, rechte Spalte, 12. Zeile, hat
der Name „Ebner" auszufallen.

Östrrretchischc •«faotsdmckerei. r>4■><>

www.parlament.gv.at



-

-

www.parlament.gv.at




